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û  Kai Burmeister ist Mitglied der 
spw-Redaktion und im Kreisvorstand 
der SPD Stuttgart

Foto: IG Metall

Die Schere zwischen Arm und Reich geht 
weiter auf! Dieser Aussage dürfte wohl der 
Großteil der abhängig Beschäftigten zustim-
men. Jedoch wird in der Welt der Sozialpolitiker 
und auch zwischen den Sozialverbänden ge-
stritten, ob es sich um eine statistisch messbare 
oder eine gefühlte Wahrheit handelt. Steigt die 
Armut oder geht sie gar zurück? Tatsächlich ist 
die Sozialleistungsquote weitgehend konstant, 
obwohl weniger Sozialstaat wahrgenommen 
wird. Die Arbeitslosenquote ist gering, gleich-
zeitig ist prekäre Arbeit auf dem Vormarsch.

Skandalisierung oder mehr Sachlichkeit? Was 
ist davon zu halten, wenn es um die Perspektiven 
der politischen Linken und der Sozialdemokratie 
geht? Richtig ist, dass immer wieder erneuerte 
Meldungen über Armut oft bloß verhallen. Viel-
leicht gibt es sogar eine Gleichgültigkeit ange-
sichts der regelmäßigen Meldungen, dass jedes 
6. Kind in Armut aufwächst. Richtig ist, Lagebe-
schreibungen machen allein noch keine Politik 
aus. Jedenfalls entwickeln sich so noch keine Al-
ternativen, für die Euphorie entsteht. Wehklagen 
allein mobilisiert nicht, sondern kann zu Resigna-
tion führen. Genau an dieser Stelle kann ein Blick 
auf die Jahre der Agenda 2010 helfen. Die poli-
tische Lehre aus dieser Zeit lautet: Nicht nur die 
direkt Betroffenen haben den restriktiveren So-
zialstaat zu spüren bekommen. Die beabsichtig-
te Botschaft „weniger soziale Sicherheit“ haben 
auch weite Teile der Beschäftigten verstanden.

Die Auswirkungen betreffen die Sozialdemo-
kratie bis heute. Steht die SPD für mehr soziale 
Sicherheit? Ist sie bereit, gegen Kinderarmut vor-
zugehen oder geht es um vertröstende Wort-
wolken à la „Chancengerechtigkeit“? Bedeutet 
das Dauergerede vom „Bildungsaufstieg“, dass 
selbst an Armut schuld ist, wer ihn nicht schafft? 
Die Antworten darauf sind nicht eindeutig. Das 
ist der Kern der Schwäche der SPD. 

Jenseits des Streits über Armutsindikatoren 
muss ein Jahr vor der Bundestagswahl klar sein, 

dass es um die Stärkung der sozialen Sicherheit 
geht. Bundestagspräsident Lammert hob jüngst 
– in einer Ansprache zum 125. Jubiläum der IG 
Metall – den Sozialstaat als deutschen Beitrag zu 
einem modernen Staatsverständnis hervor. Wei-
ter führte Lammert aus, „dass die Leistungsdiffe-
renzen in unserer Gesellschaft bei weitem nicht 
so groß sind wie die Einkommens- und Vermö-
gensdifferenzen“ und stellte die Fragen in den 
Raum, „ob wir diese für naturgesetzlich halten? 
Und wenn nicht, ob wir das ändern wollen?“ 

Damit sind wir bei der Erkenntnis, dass ge-
stärkte soziale Rechte auch finanziert werden 
müssen. Ob der erzielte Kompromiss bei der 
Erbschaftssteuer einen Beitrag dazu leistet oder 
ob es dafür eine Vermögenssteuer braucht, ist 
eine notwendige Instrumentendiskussion. Aber 
ohne stärkere Umverteilung und den Konflikt 
mit den Vermögenden wird es nicht gehen!

An dieser Stelle geht es um politische Zu-
spitzung und symbolische Auseinanderset-
zungen, wenn die Linke sich nicht in sozialpo-
litischen Fachkontroversen verheddern will. 
Höhere Hartz-IV-Regelsätze und gestärkte 
soziale Rechte – beispielsweise in der Alters-
sicherung – sind kein Gegensatz, sondern er-
gänzen sich. Im Übrigen ist mehr Sozialstaat 
für alle nichts anderes als die linke Antwort auf 
den sich ausbreitenden Rechtspopulismus, der 
Spaltung und Ausgrenzung das Wort redet. 

Kurzum:  Es muss gelingen, die Sozialstaats-
kontroverse zu Gunsten einer Strategie der Aus-
weitung sozialer Rechte aufzulösen.	 ó
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Debatte: Es kommt die Zeit, in der das Wünschen 
nicht mehr hilft. R2G vor den Bundestagswahlen
von Peter Reif-Spirek

Nach den Berliner Senatswahlen wird eine 
zweite R2G-Konstellation auf Länderebene 
verhandelt. Doch ist die Berlin-Wahl tatsäch-
lich das bundesweite politische Signal, dass 
die Abwahl einer Großen Koalition möglich 
ist? Das hoffen auch viele in der Sozialdemo-
kratie und bei den linken Grünen, die dadurch 
eine Möglichkeit sehen, eine grün-schwar-
ze Option zu blockieren, auf der die Macht-
gruppen ihrer Partei längst hinarbeiten. Wie 
realistisch ist also R2G auf Bundesebene, 
und wäre es überhaupt ein Projekt des re-
formpolitischen Aufbruchs? So dringend wir 
der Sozialdemokratie eine Befreiung aus der 
babylonischen Gefangenschaft der Großen 
Koalition wünschen und so notwendig ihre 
Öffnung für ein perspektivisches Mitte-Links-
Bündnis auf Bundesebene auch ist, so wenig 
aussichtsreich ist dieses Projekt für die kom-
mende Bundestagswahl. Dagegen sprechen 
vor allem wahlsoziologische Befunde und 
fehlende politische Gemeinsamkeiten auf 
Bundesebene. 

Von Thüringen nach Berlin – eine Erfolgs-
geschichte für R2G?

Beginnen wir unseren Rückblick mit den 
Thüringer Landtagswahlen im September 
2014. Thüringen ist das Pionierland einer 

R2G-Konstellation, und schon hier lassen 
sich einige Grundproblematiken festhalten, 
die sich auf Bundesebene in verschärfter 
Form stellen würden. R2G verfügte nach den 
Landtagswahlen über eine knappe Ein-Stim-
men-Mehrheit im Landtag, die sich dank der 
wundersamen Sozialdemokratisierung eines 
AfD-Abgeordneten auf zwei Mandate vergrö-
ßert hat. Obwohl es bei den Landtagswahlen 
um reale Machtalternativen ging, sank die 
Wahlbeteiligung von 56,2 Prozent auf 52,7 Pro-
zent. Auch der Einzug der AfD in den Thürin-
ger Landtag resultierte im Herbst 2014 noch 
nicht aus einer überdurchschnittlichen Mobi-
lisierung früherer Nichtwähler. Der Wahlsieg 
von R2G verdankte sich in erster Linie dem 
Verschleiß der schwarz-roten Regierung, aber 
nicht einer gesellschaftspolitischen Mobili-
sierung für R2G. Die grundsätzliche Labilität 
des Parteiensystems zeigte sich auch in dem 
Auseinanderfallen von parlamentarischen 
und gesellschaftlichen Mehrheiten. Denn 
rechnet man das Wahlergebnis von R2G auf 
die Gesamtzahl der Wahlberechtigten in Thü-
ringen um, repräsentiert R2G insgesamt nur 
23 Prozent der Bevölkerung (Linke 14 Prozent, 
SPD 6 Prozent, Grüne 3 Prozent). Schon aus 
dieser kurzen Skizze der Thüringer Konstel-
lation zeigt sich: R2G agiert – als ein Projekt 
ohne gesellschaftliche Mehrheit – in einem 
politischen Feld, das für Gegenmobilisierung 
sehr viel Raum lässt. Das kann in einem be-
schaulichen Bundesland funktionieren. Die 
Situation auf Bundesebene lässt sich aber 
schon deshalb nicht vergleichen, weil wir es 
hier mit ganz anderen Machtgruppen und 
medialen Kampagnen zu tun haben werden. 
R2G ist deshalb keine Konstellation für poli-
tische Mätzchen jeglicher Couleur, sondern 
erfordert eine große reformpolitische Konsis-
tenz der beteiligten Partner.
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Die Landtagswahlen in diesem Jahr zei-
gen demgegenüber eine veränderte poli-
tische Situation, die die Chancen für R2G – 
der voraussichtlichen R2G-Koalition� in Berlin 
zum Trotz – weiter verschlechtert haben. Im 
Unterschied zu Thüringen hat sich die Wahl-
beteiligung in diesem Jahr deutlich erhöht, 
aber dies ist eng mit dem weiteren Durch-
bruch der AfD verbunden, der sich vor allem 
einer überdurchschnittlichen Mobilisierung 
im Nichtwählerbereich verdankt. Es gibt eine 
rechte Antwort auf die Krise der politischen 
Repräsentation, keine linke. Sie – und nicht 
Mitte-Links – bringt damit viele Bürger in 
die politische Arena zurück, auch wenn an-
dere Parteien von der gestiegenen Wahlbe-
teiligung mit profitieren. Es ist eine bittere 
Lektion für die Linke: Wie bereits in anderen 
europäischen Ländern� formiert sich nun 
in Deutschland mit der AfD eine politische 
Kraft, die auch das verlassene Terrain der Ar-
beiterbewegung von rechts zu übernehmen 
scheint und – ihrem Wahlprogramm zum 
Trotz – überdurchschnittliche Wahlergeb-
nisse im Arbeiterbereich erzielt. Sie ist ein 
Mitte-Unten-Bündnis widersprüchlicher Mi-
lieus, das durch fremdenfeindliche Ressenti-
ments und eine tiefe Wut auf „die da oben“ 
zusammengehalten wird. Auf diese rebel-
lisch-autoritäre Selbstermächtigung von 
rechts und ihr soziales Profil hat die gesamte 
Linke keine Antwort. Im Gegenteil: Die Linke, 
die einst die sozialen gesellschaftlichen Un-
terklassen politisch repräsentiert hat, ist in 
der sehr akuten Gefahr, ihre politische Kom-
munikationsfähigkeit in die Angstzonen der 
„Abstiegsgesellschaft“ (Oliver Nachtwey�) zu 
verlieren. Sie scheint keine Sprache mehr zu 
haben für die „Zumutungen und Leiden im 

�	 Zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Beitrages am 10. Oktober 2016 stand 
noch nicht fest, ob es zu einer rot-rot-grünen Koalition in Berlin kommt.
�	 Vgl. Tim Spier: Modernisierungsverlierer? Die Wählerschaft rechtspopu-
listischer Parteien in Westeuropa. Wiesbaden 2010. Didier Eribon zeigt in 
seiner biographisch-soziologischen Studie „Rückkehr nach Reims“ (Berlin 
2016), wie es dem Front National gelingen konnte, in Wählermilieus des PCF 
einzubrechen und diese zu transformieren.
�	 Oliver Nachtwey: Die Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbegehren in der 
regressiven Moderne. Berlin 2016

deutschen Alltag“�, die damit verbundenen 
sozialen Kränkungen und das Gefühl, mit ih-
nen allein gelassen, also politisch obdachlos, 
zu sein.

Die Wahlen in Rheinland-Pfalz und Ba-
den-Württemberg brachten die Abwahl der 
bisherigen rot-grünen Landesregierungen. 
Die klassische Reformkoalition der alten 
Bundesländer musste durch Ampelkoaliti-
on und grün-schwarze Kooperation ersetzt 
werden. Die politisch marginale Rolle der 
Linkspartei im Westen wurde in beiden Bun-
desländern manifestiert. Gleichzeitig zeigt 
die schwarz-grüne Koalitionsbildung in Ba-
den-Württemberg, dass es ein die drei Mit-
te-Links-Parteien umgreifendes Lager der 
Solidarität nicht gibt. Während die Grünen 
in Rheinland-Pfalz massiv verloren haben, 
hat Kretschmann mit seiner koalitionspoli-
tischen Offenheit einen der wenigen grünen 
Wahlsiege der letzten Jahre vorzuweisen. 
Dies bedeutet eine klare Schwächung des 
linken Flügels bei den Grünen.

Die Wahlen in Sachsen-Anhalt und Me-
cklenburg-Vorpommern erbrachten für alle 
Parteien einer R2G-Konstellation mehr oder 
minder deutliche Verluste. Die Grünen sind 
in Sachsen-Anhalt Teil der neuen Kenia-Ko-
alition, nachdem selbst die Traditionspart-
ner einer Großen Koalition ihre gemein-
same Mehrheitsfähigkeit verloren haben. In 
Mecklenburg-Vorpommern scheiterten die 
Grünen an der 5 Prozent-Hürde. Ironie der 
Geschichte: Das grüne Mittelschichtsmilieu, 
das ständig von Partizipation redet, muss 
nun die Partizipation der Unterschichten 
fürchten, weil sie das relative Gewicht der 
grünen Milieus herunterdrücken. Die Grünen 
brauchen eine niedrige Wahlbeteiligung, um 
im Osten parlamentsfähig zu sein. Sie sind 
eine Partei, deren parlamentarische Existenz 
im Osten von der Gnade des Nichtwählers 

�	 So der schöne Untertitel der an Pierre Bourdieu angelehnten Studie 
„Gesellschaft mit begrenzter Haftung“, hg. von Franz Schultheis und Kris-
tina Schulz, Konstanz 2005
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abhängt. Die Linkspartei und auch die Sozi-
aldemokratie haben in beiden Ost-Ländern 
deutliche Verluste erlitten. In den Ost-Län-
dern mit ihrer Tradition von kultureller und 
ethnischer Homogenität im ländlichen Raum 
hat die Linkspartei dabei auch gegen eine 
Abwanderung früherer Wähler zur AfD zu 
kämpfen. Zwar gibt es in Mecklenburg-Vor-
pommern eine rechnerisch mögliche rot-rote 
Mehrheit, aber auch sie wäre kein Signals des 
Aufbruchs, sondern – wie schwarz-rot – eine 
Verliererkonstellation.

Die Wahlen in Berlin bedeuten mitnichten 
den Bruch dieser Gesamttendenz. Die Berli-
ner Linkspartei mag ihren Wahlerfolg feiern, 
doch „hip & akademisch“ ist kein Programm 
für die Fläche. Die soziale und politische Mi-
lieustruktur der Metropole Berlin lässt sich 
nicht mit der der Bundesrepublik verglei-
chen. Aussagekräftiger ist etwas anderes: 
Dass die zwei großen Volksparteien der alten 
Bundesrepublik nur je ein Fünftel der Wähler 
repräsentieren, ist (noch) ein Berliner Spe-
zifikum in der politischen Landschaft, aber 
könnte durchaus die Zukunft des deutschen 
Parteiensystems spiegeln. Die Gewinne der 
Linkspartei sind dagegen insgesamt klei-
ner als die Verluste von SPD und Grünen. Sie 
beruhen zudem stark auf Zugewinnen von 
früheren SPD, Grünen- und Piratenwählern, 
so dass es sich um Umverteilungseffekte 
innerhalb des Reformlagers handelt. Das ist 
schön für die Linkspartei, erhöht aber nicht 
die gesellschaftliche Verankerung eines R2G-
Lagers. In Berlin gibt es seit 1990 eine Mit-
te-Links-Mehrheit, die sich aber durch die 
SPD-Orientierung auf eine Große Koalition 
politisch nicht übersetzen ließ. Jetzt wurde 
rot-schwarz abgewählt. In Berlin wurde R2G 
also durch die weitere Schwächung der CDU 
ermöglicht. Erst die Mehrheit und dann das 
politische Projekt – ist das eine tragfähige 
politische Strategie für die Bundesebene 
oder eher Ausdruck verselbstständigter Par-
teieliten und ihrer Strategiespiele in den Hin-
terzimmern der Berliner Republik?

Versuchen wir eine Zusammenfassung: 
R2G-Konstellationen – wie in Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern – sind eine der 
eher zufällig entstehenden Optionen auf 
der „Resterampe des Politischen“, die von 
einer asymmetrischen Demobilisierung der 
politischen Lager geprägt ist. R2G ist aber 
in keiner Weise Ausdruck einer gesellschaft-
lichen Aufbruchsstimmung oder Reform-
hoffnung. Das unterscheidet die jetzige po-
litische Konstellation von der Durchsetzung 
der ersten rot-grünen Länderregierungen, 
die Ausdruck und Endpunkt eines langen 
außerparlamentarischen Bewegungszyklus 
in der alten Bundesrepublik waren. Diese 
veränderten auch die friedenspolitische und 
ökologische Agenda der SPD und öffnete sie 
für neue Mehrheiten links der CDU.

Im Hinblick auf die derzeitigen Wählerpo-
tentiale von SPD und Grünen im Westen ist 
ein Bündniswahlkampf mit der Linkspartei 
bei den Bundestagswahlen kein Mobilisie-
rungs-, sondern eher ein Spaltungsfaktor. 
Das muss man nüchtern in Rechnung stel-
len. Der SPD, gesegnet mit der schlechtesten 
Parteiführung in der deutschen Nachkriegs-
geschichte, würde ohnehin kein Wähler eine 
Linkswende auf Bundesebene abnehmen, 
denn das derzeitige Personal kann sie in 
keiner Weise glaubwürdig repräsentieren. 
Die SPD steht grundsätzlich vor dem strate-
gischen Dilemma, unterschiedliche soziale 
und politische Milieus adressieren zu müs-
sen. Nachdem die Hartz-IV-Sozialdemokratie 
ihr früheres Wählerterrain links der Mitte so 
grundlegend abgeräumt hat, dass man sich 
fragen muss, ob sich die SPD davon noch 
einmal erholen wird, beinhaltet ein „macht-
geiler“ Strategiewechsel zu R2G die Gefahr, 
auch noch rechts weiter zu verlieren. Die SPD 
ist nicht in der Krise, weil sie in der Großen 
Koalition ist, sondern sie ist in der Großen 
Koalition, weil sie durch ihre eigene Politik 
der rot-grünen Regierungsjahre ihre soziale 
Basis zerstört hat. 
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R2G ist kein Crossover

Es wäre überaus lohnenswert, die bishe-
rigen rot-grünen, rot-roten und rot-rot-grü-
nen Regierungspraxen auf Landesebene 
vergleichend auszuwerten. Im Vergleich der 
rot-grünen Landesregierungen in Hessen zu 
den rot-roten in Brandenburg lässt sich ein 
reformpolitischer Überschuss rot-roter Kons-
tellationen nun keineswegs konstatieren. 
Während in Hessen mit harten Konflikten 
aktiv der Atomausstieg vorangetrieben und 
die Umweltverwaltung massiv umgebaut 
wurde, kann von einem energiepolitischen 
Paradigmenwechsel in Brandenburgs Kohle-
politik nicht gesprochen werden. Die bishe-
rigen rot-roten und R2G-Landesregierungen 
agierten auf der Basis einer sehr schmalen 
reformpolitischen Agenda. Sie waren und 
sind in erster Linie etatistische Mitte-Links-
Projekte, so dass es sich verbietet, sie mit 
gesellschaftlichen Transformationsphan-
tasien aufzuladen, wie dies mitunter in der 
Linkspartei geschieht. Als etatistische Pro-
jekte basieren sie gerade auf der Einbindung 
der rechten Flügel von SPD und Grünen, 
ohne deren Unterstützung es keine Mehr-
heitsbildungen gibt. Die SPD-Linke darf sich 
von solchen Konstellationen daher keine in-
nerparteilichen Feldgewinne versprechen. 
Die Sozialdemokratie fungiert in einer R2G-
Konstellation als rechter Flügel und Ord-
nungsfaktor einer solches Bündnisses. Das 
stärkt nicht gerade die Themen der sozialde-
mokratischen Linken. R2G hat nur sehr wenig 
zu tun mit den früheren Vorstellungen eines 
Crossover-Prozesses, der darauf abzielen soll-
te, die emanzipatorischen Potentiale quer zu 
den Parteiformationen zu stärken.

Wahlpolitisch waren die Regierungsbetei-
ligungen in Brandenburg, Berlin und Meck-
lenburg-Vorpommern keine Erfolgsgeschich-
te für die Linkspartei. Dasselbe Schicksal des 
Juniorpartners scheint nun die Thüringer 
SPD zu erleiden, da der Landesverband hart 
an seiner weiteren Marginalisierung in Rich-

tung einstelliger Wahlergebnisse arbeitet, 
die das R2G-Gesamtprojekt in Frage stellen 
würden. 

Marktsozialdemokratie und R2G

Die tiefgreifende Veränderung der SPD 
zur Marktsozialdemokratie (vgl. Nachtwey�), 
die nie grundsätzlich revidiert, sondern nur 
halbherzig „ nachjustiert” wurde, wie es in 
der Technokratensprache des „sozialdemo-
kratischen Staatsadels“ (Magnus Marsdal) 
heißt, setzt einem Mitte-Links-Bündnis enge 
Grenzen. Mit dieser Transformation wur-
de die politische Architektur dieses Landes 
grundlegend verändert, weil damit die sozial-
demokratische Mitte des Sozialstaatsblocks 
eingebrochen ist, als dessen rechter Flügel 
die CDU-Sozialausschüsse, als dessen lin-
ker Flügel die sozialistische Linke innerhalb 
und außerhalb der SPD agieren konnten. Der 
wahlpolitische Niedergang der SPD und der 
Aufstieg der Linkspartei sind Ausdruck dieses 
Prozesses. Als linkspopulistische Sammlungs-
partei fehlt der Linkspartei eine reformpo-
litische Kohärenz. Sie ist gewissermaßen 
selbst eine „Mosaiklinke“ (Urban), die in fast 
allen Fragen widersprüchliche strategische 
Orientierungen verfolgt. Hinsichtlich der So-
zialdemokratie schwankt sie zwischen altle-
ninistischen Ressentiments, moralisierender 
Ablehnung („Wer hat uns verraten…“ oder für 
die jüngere Facebook-Generation „Fck SPD“) 
und der Hoffnung, die SPD durch R2G auf den 
sozialdemokratischen Pfad der Tugend zu-
rückzuführen. Die Kompromissbildungen, die 
in einer R2G-Konstellation auf Bundesebene 
erforderlich wären, würden unweigerlich zu 
Spaltungsprozessen innerhalb der Linkspartei 
führen, mit dem Potential der Existenzgefähr-
dung. Michael Brie ist zuzustimmen, wenn er 
in seinen Thesen „Für eine Politik des `Dritten 
Pols´“ feststellt: „Auch die Partei Die Linke ist 
strategisch nicht geeint. Sie würde bei einer 

�	 Oliver Nachtwey: Marktsozialdemokratie. Die Transformation von SPD 
und Labour Party. Wiesbaden 2009.
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Beteiligung an einer Mitte-Links-Regierung … 
ihren eigenständigen politischen Gebrauchs-
wert verlieren. Die Linkspartei würde ausein-
anderbrechen und marginalisiert werden“�.

It´s the foreign policy, stupid: Berlin ist 
nicht Erfurt

Kurzum: Auch wenn mit Berlin demnächst 
ein zweites Bundesland R2G regiert werden 
wird, so heißt das für die Bundespolitik po-
litisch gar nichts. Auf Bundesebene stellen 
sich andere Fragen. Selbst wenn alle wirt-
schafts- und sozialpolitischen Differenzen 
überbrückt werden könnten, bleibt das har-
te Feld innerer und äußerer Sicherheit. R2G 
verfügt noch nicht einmal in Ansätzen über 
ein gemeinsames, krisenfestes außenpoli-
tisches Konzept. Das aber braucht man, um 
in einem Land Politik zu machen, das ein 
zentraler Stabilitätsfaktor der internationa-
len Sicherheitsstruktur ist. 

Dabei geht es weder um die kritische Be-
wertung früherer Militäreinsätze oder eine 
grundsätzlich kritischere Position der Links-
partei zur NATO oder die schöne Perspektive 
einer Welt ohne Militärblöcke. Das Prinzip, 
trennende Auffassungen einfach zurückzu-
stellen, funktioniert auf Bundesebene nicht, 
wenn in akuten außenpolitischen Krisen 
politische Handlungsfähigkeit gewährleis-
tet sein muss – auch mit einer nur knappen 
parlamentarischen Mehrheit. Diese Sicher-
heit ist mit der Linkspartei nicht zu haben. 
Zwar gibt es auch bei den Grünen und in 
der Sozialdemokratie eine politische Band-
breite in der Bewertung außenpolitischer 
Konfliktlagen. In keiner Partei sind allerdings 
die Grundfragen so wenig geklärt, wie in 
der Linkspartei, die selbst durch den UN-
Sicherheitsrat völkerrechtlich legitimierte 
Militäreinsätze ablehnt. Und sie müssen un-
geklärt bleiben, weil jeder innerparteiliche 

�	 Neues Deutschland vom 21.08.16

Klärungsprozess die Gefahr politischer Spal-
tungen in sich birgt.

Die Linkspartei hat kein Konzept, das dem 
Vergesellschaftungsniveau der Politik, der 
Komplexität und Kompromisshaftigkeit in-
ternationaler Politik angemessen wäre. Die 
EU steckt in ihrer tiefsten Krise, die sich auch 
der Hegemonie des deutschen Exportwelt-
meisters verdankt. Aber mit left-exit-Phan-
tasien im Namen eines „Sozialismus der Va-
terländer“� (so titelt das ND vom 26.9. über 
eine linke Europakonferenz in Berlin) und 
einer Politik der Re-Nationalisierung und des 
Souveränitätspopulismus wird das europä-
ische Projekt – in einer objektiven Querfront 
mit dem Rechtspopulismus – mit demontiert 
werden. Das wird niemals eine gemeinsame 
R2G-Perspektive werden können. Wohlge-
merkt: Es kann hier offen bleiben, ob es sich 
hier um die Mehrheitsposition der Linkspar-
tei oder die einer lautstarken und relevanten 
Minderheit handelt. Dieses diffuse Bild zeigt 
das Fehlen eines Basiskonsenses über die 
weitere Entwicklung des Projekts Europa. 
Mit einer rein moralisierenden Kritik sollen 
die gegensätzlichen strategischen Optionen 
überbrückt werden. Der „offene“ Europadi-
skurs dient daher eher der Konsolidierung 
nach innen, als der Anschlussfähigkeit nach 
außen. So viel innere Heterogenität wird 
man sich aber in einem zentralen Politikbe-
reich gegenüber Koalitionspartnern kaum 
erlauben können.

Die Außen- und Sicherheitspolitik der 
Linkspartei wird in keiner Krisenregion der 
jeweiligen Gewaltdynamik gerecht. Im Krieg 
in der Ukraine sind Teile der Linkspartei in 
prorussischen Identifikationen verfangen 
und haben mehr als nur klammheimliche 
Sympathie mit den Separatisten, während 
die Grünen einem moralisierenden Interven-
tionismus huldigen (hinter dem mitunter 

�	 Aert van Riel: Sozialismus der Vaterländer. ND vom 26.9.16 https://www.
neues-deutschland.de/artikel/1026707.sozialismus-der-vaterlaender.html
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die antirussischen Ressentiments früherer 
Maoisten hervorlugen). Wie soll das in einer 
Regierung zusammen gehen? Im Syrienkrieg 
ist das dröhnende Schweigen der Linkspartei 
– von einzelnen kritischen Stimmen abgese-
hen – zu den russischen Bombardements 
der Zivilbevölkerung unüberhörbar. Selbst 
die Durchsetzung einer Flugverbotszone mit 
UN-Mandat wäre mit der Beschlusslage der 
Linkspartei nicht zu vereinen. Wie links ist 
eigentlich ein Frieden mit den Palästen As-
sads, der mit russischen Bomben den Krieg 
gegen die Hütten führt? Es mag innenpo-
litisch Stimmen bringen und einen inner-
parteilichen Burgfrieden stiften, wenn man 
eine Ohne-Uns-Mentalität in der deutschen 
Bevölkerung bedient, die übrigens sehr 
schnell von rechts politisch umzucodieren 
ist. Aber auch für eine Politik der Nicht-Inter-
vention zahlen Menschen einen Preis. Doch 
solche Spannungsverhältnisse von Frie-
dens- und Menschenrechtspolitik und die 
damit verbundenen Ambivalenzen sind in 
der Linkspartei noch nicht einmal diskutier-
bar. Lieber werden von einem relevanten Teil 
der Linkspartei politische Identifikationen 
aus der alten Weltordnung vor 1989 einfach 
tradiert. Zugleich wird die außenpolitische 
Positionierung in dieser Region von starken 
prokurdischen Stimmen geprägt, die gewis-
sermaßen quer zur grundsätzlichen außen-
politischen Orientierung liegen und diese 
widersprüchlich überlagern. 

Die Außenpolitik der Linkspartei ist eine 
Welt der innerparteilichen Formelkompro-
misse. Hier zeigt sich in zugespitzter Form: 
Linkspopulismus mag eine taugliche Strate-
gie für eine oppositionelle Sammlungsbe-
wegung sein, aber – und diese griechische 
Lektion sollte gelernt werden – funktioniert 
nicht als Regierungsprogramm.

Neu beginnen nach der Bundestagswahl

Die nächste Bundestagswahl wird somit 
nur eine Zwischenstation im Umbruchpro-

zess des deutschen Parteiensystems sein. 
Das Alte zerfällt, während das Neue erst 
langsam in Konturen sichtbar wird. Der So-
zialdemokratie wäre eine Erneuerung in der 
Opposition zu wünschen, aber eine Garantie 
gäbe es selbst dann nicht. Es ist die Zeit, in 
der das Wünschen nicht mehr hilft. Selbst 
zwei historische Wahlniederlagen, bei denen 
die Partei wahlpolitisch auf den Stand der 
vorletzten Jahrhundertwende zurückgewor-
fen wurde, haben keine programmatische 
Neuorientierung ausgelöst. Die Parteibasis 
ist ermattet, das Eigengewicht des sozialde-
mokratischen Staatsadels evident, ein Neu-
mitgliederschub, der mit reformbereiten 
Teilen des Funktionärsapparats eine Erneue-
rung angehen könnte, ist nicht in Sicht. 

Welche Koalition auch entstehen mag, es 
wird für die reformbereite Linke innerhalb 
und außerhalb der drei Parteien neue stra-
tegische Fragen aufwerfen. Wir stehen vor 
einer Phase, in der politische Stagnation und 
Labilität eigenartig miteinander verschränkt 
sind. In dieser Unsicherheit sollte die Linke 
sich weniger auf parlamentarische Konstel-
lationen fixieren als an der Rekonstruktion 
ihrer sozialen Bewegungsfähigkeit arbeiten. 
Im Mittelpunkt steht dabei der Kampf gegen 
einen weiteren Rechtsruck der deutschen 
Gesellschaft. Aber dieser ist nicht zu haben 
ohne eine neue Gesellschaftspolitik, die ein 
neues Aufstiegsversprechen mit Sicherheit 
verbindet. 	 ó
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Debatte: Die Abmessung des Möglichen
von Klaus Lederer

û  Dr. Klaus Lederer ist Landesvorsit-
zender der Partei DIE LINKE in Berlin 
und war deren Spitzenkandidat zu den 
Abgeordnetenhauswahlen im Sep-
tember 2016.

Foto: Pressestelle Die Linke © fotostu-
dio_charlottenburg

Die gesamte Bandbreite der Debatte um 
die Perspektiven rot-rot-grüner Bündnisse 
wird anhand zweier Meldungen von Anfang 
Oktober 2016 deutlich: 

Auf der einen Seite gibt der Fraktionsvor-
sitzende der SPD im Bundestag, Thomas Op-
permann, dem SPIEGEL ein Interview und gibt 
darin zumindest zu, dass es an der Zeit ist, über 
die rot-rot-grüne Option für eine Regierungs-
koalition im Bund nachzudenken. Es folgt wie 
üblich eine lange Liste von Forderungen in Rich-
tung der LINKEN, bei welchen Themen sie sich 
zu bewegen habe: Nato, Europa- und Außen-
politik. Diese Ausschlusskriterien haben schon 
manche sich bietende Chance so überlagert, 
dass diese letztlich verstrich.

Auf der anderen Seite sitzen am Montag, 
dem 10. Oktober 2016, im Berliner Roten Rat-
haus SPD, LINKE und GRÜNE zusammen, das 
dritte Mal in der Hauptverhandlungsgruppe, 
man kennt sich bereits, das Klima ist gelöst, 
vertrauensvoll im Umgang. Zentrales Thema 
und Überschrift des Tages: „Gutes Regieren“. 
Die Vertreterinnen und Vertreter der drei Par-
teien gehen mit recht ähnlichen Vorstellungen 
in die Beratungen; allen geht es um mehr Kon-
sens, mehr Transparenz, mehr Kooperation und 
– sehr wichtig, gerade für uns – mehr Dialog 
mit den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt.  

Im Groben sind das die beiden Pole, zwi-
schen denen sich die Debatte um eine rot-rot-
grüne Regierung, eine Mitte-Links-Regierung 
oder auch eine linke Reformalternative derzeit 
bewegt: auf Differenzen beharren und dem 
potentiellen Partner Bedingungen diktieren 
– oder sich auf Mögliches, Machbares konzent-
rieren, weil es um etwas geht. Einzig verbin-
dendes Element zwischen den Polen: Ein rot-
rot-grünes Bündnis ist nicht mehr fern jeder 
Vorstellung. 

Ich halte die „Kultivierung der Differenzen“, 
die zugegeben nicht nur von der Gabriel-Op-
permann-SPD betrieben wird – auch GRÜNE 
und LINKE haben schnell Trennendes zur Hand 
– für nicht erfolgversprechend.

Schaut man sich das aktuelle politische Um-
feld in Deutschland und Europa an, das Feld, 
auf dem wir agieren, kann ein Wechsel hin 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit, mehr Demo-
kratie, mehr Frieden und einer besseren Welt 
nur über das Ausloten von Gemeinsamkeiten, 
einen ehrlichen Dialog über das Mögliche und 
einen neuen Stil in der politischen Kommuni-
kation nach innen wie außen führen. Die Lage 
ist zu ernst, um zumindest die Aussicht auf 
eine Chance zum Besseren zu verspielen. 

Gehen wir ans Eingemachte: Der Wahlerfolg 
der LINKEN am 18. September in Berlin war ein 
großer Erfolg für meine Partei und mich – er 
war aber auch eine Ausnahme, schaut man auf 
den Verlauf der letzten Landtagswahlen. Für die 
GRÜNEN heißt die Ausnahme Baden-Württem-
berg, für die SPD ist es u.a. Mecklenburg-Vor-
pommern. Über längere Zeit betrachtet jedoch 
verliert das potentiell linke Lager. Im Bund sind 
GRÜNE und LINKE kaum in der Lage zu gewin-
nen, die SPD pendelt müde um die 20 Prozent.  

Das hat seine Ursachen, und die Liste ist 
ziemlich lang– läuft aber knapp gesagt immer 
auf eines hinaus: enttäuschte Hoffnungen. Rot-
Grün hatte nach 1998 die neoliberale Moderni-
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sierung beschleunigt, mit den Hartz-Gesetzen 
einen irreparablen Bruch mit dem Sozialstaats-
verständnis der alten BRD angezettelt, Millionen 
ausgegrenzt und zwar dauerhaft ausgegrenzt. 
Die Chance zur Korrektur – 2005 war ein theo-
retisches linkes Lager noch recht groß – wurde 
vertan. Die kurze Phase von Schwarz-Gelb hat 
die SPD nicht genutzt, um sich zu besinnen, 
auch nicht, als ihr mit der LINKEN erst ein Kon-
kurrent, dann ein eventueller Partner erwuchs. 
In der großen Koalition mit der Union reibt sich 
die SPD auf, auch, weil Angela Merkel partiell 
ihre Partei auf einen semi-sozialen Kurs bringt. 

In einer solchen Phase, in der man keine reale 
Machtperspektive hat, auf der Ausgrenzungs-
politik gegenüber potentiellen Partnern zu 
bestehen, ist doppelt dumm: zum einen scha-
det man sich selbst, reißt aber andererseits die 
anderen mit in den Strudel. Die GRÜNEN hal-
ten sich so andere Optionen warm, bieten sich 
für Schwarz-Grün an. Und auch wir, DIE LINKE, 
können nicht profitieren – und das in einer Zeit 
zunehmender Entsolidarisierung, wachsender 
sozialer Ungleichheit und Unsicherheit. 

DIE LINKE hat gute Ideen und praktikable 
Vorschläge. Doch was nützen all die 5-, 10- oder 
15-Punkteprogramme für ein soziales Renten-
konzept, einen besseren, armutsfesten Min-
destlohn oder ein gerechteres Steuersystem, 
wenn es keine Gestaltungsoption gibt? Was 
für unsere versierten Fachpolitiker der Stein 
der Weisen ist, ist für Wählerinnen und Wäh-
ler nur Katzengold, wenn sich keinerlei Chance 
auf Verwirklichung unserer Pläne bietet. 

Wer aber, beispielsweise im Osten, über 20 
Jahre lang mit einer Mischung aus Hoffnung 
auf Besserung seiner sozialen Situation und 
Protest erst die PDS und dann DIE LINKE wähl-
te, wird irgendwann des Wartens müde. Wenn 
sich nichts ändert, weil die, die etwas ändern 
können, sich wechselseitig blockieren… dann 
vollzieht sich ein Rückzug aus demokratischen 
Prozessen, in die Demokratie-Abstinenz, zu-
nächst. 

In diesem Zusammenhang und wegen der 
aktuellen Diskussion, sei ein kleiner Exkurs ge-
stattet: Es heißt immer, DIE LINKE hätte ihren 
Nimbus als Protest-Partei verloren, bzw. verliert 
ihn an die AfD, sie sei etabliert. Die PDS und spä-
ter DIE LINKE war nie „nur“ Protestpartei – wir 
hatten immer einen Gestaltungsanspruch. Und 
wo es sich anbot (Tolerierung im Magdeburger 
Modell, später zeitweise in NRW, Rot-Rot in Me-
cklenburg-Vorpommern, Berlin und Branden-
burg, Tolerierungsangebot in Hessen und last 
but not least die erste rot-rot-grüne Landesre-
gierung unter Führung der LINKEN in Thürin-
gen) hat die Partei Verantwortung übernom-
men. Und wer über Jahrzehnte in Parlamenten 
arbeitet, ja, was ist der anderes, als etabliert. 
Und dennoch sind wir auch Protestpartei – ge-
gen TTIP und CETA, gegen Bundeswehreinsätze, 
gegen eine Politik, die soziale Ungerechtigkeit 
mit Alternativlosigkeit erklärt, um die eigene, 
wohlhabende Klientel zu verschonen. 

Mit „Blockade“ allein lässt sich jedoch die 
Schwäche des linken Lagers nicht erklären. 
Sie „begünstigt“ allerdings die Auswirkungen 
dreier schwerwiegenderer Faktoren: da wäre 
zunächst die bereits erwähnte Agenda 2010-
Politik, die Eurokrise ab 2008 und aktuell die 
Flüchtlingsdebatte. 

Ersteres führte zu einer Entsolidarisierung 
innerhalb der deutschen Gesellschaft, sie be-
gründet bis heute massive Abstiegsängste der 
„Mittelschicht“ und grenzt gleichzeitig Mil-
lionen Menschen von der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Reichtum aus. Dies verbrochen 
zu haben, ist eine der größten Hypotheken der 
Sozialdemokratie.

Bei zweitem wurde schon in der Anlage ver-
säumt, neben einem gemeinsamen europä-
ischen Markt, auch eine Sozialunion zu schaf-
fen. In Zeiten der Euro-Krise rächte sich das und 
führte zu einem unerträglichen Wohlstand-
chauvinismus gegenüber den Ländern Südeu-
ropas. Regelrechte Spardiktate zerstörten die 
sozialen Infrastrukturen u.a. in Griechenland, 
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untergruben die Demokratie und führten letzt-
lich zu einer Entsolidarisierung im europäischen 
Rahmen. Trotz anderer Signale von Sigmar Gab-
riel in jüngster Zeit, gehört zur Wahrheit, dass 
die SPD hier (zu) eng an der Seite von Merkel 
und Schäuble stand. 

Drittens und schließlich zeigt sich in der De-
batte um geflüchtete Menschen eine weitere 
Entsolidarisierung– diesmal im globalen Maß-
stab. Die Menschen, die sich zu uns retten, ihre 
Leben riskierten, werden für viele, die sich aus-
gegrenzt fühlen regelrecht zum Hassobjekt, 
weil sie vermutete Konkurrenten um billige 
Wohnungen und Arbeit sind. 

Jahrelanges Politikversagen, besser das Ver-
weigern einer Politik, die auf Ausgleich, Soli-
darität und Humanität setzt, führt dazu, dass 
Abstiegsängste und Unsicherheit ein Normal-
zustand sind – einer, der zunehmend aggressiv 
wird, rassistisch und antidemokratisch, voller 
Ressentiments und … schlicht rechts. Hier wirkt 
die AfD als Magnet und Verstärker zugleich.  

Hier stehen wir gerade – und die Heraus-
forderung für Linke wie LINKE liegt darin, 
etwas zu entwickeln, dass mehr ist als pure 
Gegenagitation. 

Ohne zu viel Eigenlob kann ich sagen, dass es 
der LINKEN in Berlin im Wahlkampf gelungen 
ist: Wir haben unverwechselbar klare Kante ge-
zeigt: Gegen das Gefühl von Entsicherung und 
Entsolidarisierung setzten wir auf soziale Sicher-
heit für alle. Gegen das Gefühl der Menschen, 
Politik beachte sie nicht, setzte die Berliner LIN-
KE auf eine Politik gemeinsam mit Bürgerinnen 
und Bürgern, die transparent und demokratisch 
ist. Gegen das Gefühl, dass Krisen näher und nä-
her an den heimischen Herd rücken, bauten die 
Genossinnen und Genossen auf Solidarität und 
Humanität. Kurz: Hoffnung auf Besserung statt 
Angst vor gesellschaftlichen Entwicklungen.

Daraus abgeleitet: Wenn die Frage nach 
möglichen rot-rot-grünen Optionen im Bund 

gestellt ist, bedeutet dies, nach der Bereit-
schaft zu fragen, auf folgenden drei Feldern 
grundlegend etwas zu ändern: Erstens – ein 
Ende der Austeritätpolitik. Asoziales Kaputt-
sparen der sozialen Infrastruktur, Verweige-
rung von dringend notwendigen Investitionen 
und der Fetisch „Schwarze Null“ müssen be-
endet werden – wir brauchen Investitionen in 
alle Öffentlichen Bereiche. Wenn der „Zucht-
meister“ den Pfad des widersinnig strengen 
Sparens verlässt, wäre das ein ermutigendes 
Signal auch in Richtung Europa… etwas, was 
Europa mit neuem Sinn erfüllen könnte. 

Zweitens – die wachsende soziale Ungleich-
heit muss bekämpft werden. Und das nicht 
nur, weil es sich so gehört, sondern weil soziale 
Ungleichheit destabilisierend auf die Gesell-
schaft wirkt. Gute Bildung, gute Arbeit, gute 
Löhne, gute Rente, kein Kind in Armut und 
niemand wird von der Teilhabe an der Gesell-
schaft ausgeschlossen – diesen Anspruch dür-
fen wir nicht aus den Augen verlieren. Eine Ge-
sellschaft, die für alle gerechter ist, hat es nicht 
nötig, sich in widerwärtigen Ressentiments 
Schwacher gegen Schwächere zu ergehen. 

Drittens – stärken wir die Demokratie! Ma-
chen wir nebulöse Prozesse zum einen trans-
parenter und vertrauen wir, auf der anderen 
Seite, den Menschen, lassen sie mitreden, mit-
entscheiden – und gewinnen so ihr Vertrauen 
zurück. 

Ohne vorhandene Unterschiede zwischen 
SPD, GRÜNEN und LINKEN nivellieren zu wol-
len, auf diese Projekte, diese Inhalte, sollte eine 
Verständigung möglich sein. Sie ist nur hier, 
in dem potentiellen Lager dieser drei Parteien 
möglich. Und Gregor Gysi hat unbedingt recht, 
wenn er eine praktische Zusammenarbeit 
dieses Lagers anmahnt. 

Ich bin dafür, dass wir das Machbare ab-
messen, die Aufgaben sind klar. Angesichts der 
Verschiebung nach rechts in diesem Land ist 
eine linke Alternative dringend erforderlich. 	ó
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û  Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, 
ist Sprecher für Bildung und Forschung 
der SPD-Bundestagsfraktion.

Foto: © SPD - STEFFEN JAENICKE

„Nichts ist mächtiger als eine Idee, deren 
Zeit gekommen ist.“ Dieser Aphorismus von 
Viktor Hugo findet auch in der breiten euro-
päischen Einigungsbewegung nach Krieg 
und Faschismus über 70 Jahre Bestätigung. 
Politisch-ökonomische Notwendigkeiten und 
idealistische Visionen führten zu einer einzig-
artigen supra-staatlichen Assoziation in Form 
der EU, die von Stabilität bis hin zur Starrheit 
in den institutionellen und bürokratischen 
Abläufen mittlerweile allerdings genauso 
gekennzeichnet ist wie von Sensibilität bis 
hin zum Stress in Fragen der kulturellen und 
sozialen Identität. Die Garantie von Frieden 
und Sicherheit und das Versprechen von ge-
meinsamen Wohlstand können nicht mehr 
ausreichende Identifikation oder gar Begeis-
terung in und für Europa entfachen. Der bri-
tische Mehrheitsentscheid zum Brexit ist der 
vorläufige Höhepunkt einer solchen Renatio-
nalisierung.

Was der Sozialdemokrat und Freigeist Peter 
Glotz noch im alten Jahrhundert postuliert 
hat, bekommt neue Aktualität: „Die Bildung 
der Zukunft ist humanistisch, ökologisch und 
europäisch.“ Die europäische Bildung bündelt 
dabei für Glotz in weltweit einmaliger Weise 
die Aneignung einer letztlich zu Freiheit und 
Frieden drängenden Geschichte und den 

vielfaltigen Reichtum an Sprachen, Wissen 
und Kulturen. Sie gibt der europäischen Idee 
Tragkraft als ganz eigene Stimme der Hoff-
nung in der modernen Welt der Antagonis-
men und Desintegration. Sich hierauf neu zu 
besinnen, muss gerade in Zeiten eingefordert 
werden, in denen sich die europapolitischen 
Debatten nahezu ausschließlich auf „Ret-
tungsmilliarden“ und „Sparpakete“ wie auf 
„Grenzsicherung“ und „Terrorbekämpfung“ 
reduzieren und Populismus und Renationa-
lisierung drohen. Wenn wir Europa wirklich 
zusammenhalten und die große europäische 
Idee wieder beleben wollen, braucht es jetzt 
eine neue, erweiterte Agenda, bei der Bildung 
und Jugend und auch die Wissenschaft und 
Forschung eine zentrale Rolle spielen.

„Niemand verliebt sich in einen europä-
ischen Binnenmarkt“, so die Erkenntnis von 
Jaques Delors, dem legendären französischen 
Sozialisten und Kommissionspräsidenten. 
Gerade junge Menschen können auch über 
Grenzen hinweg Neugierde, Verständnis, Ko-
operationsfähigkeit entwickeln. Sie sind der 
Zukunft zugewandt. Deshalb war es auch kein 
Zufall, dass unter der Ägide von Jaques Delors 
ein Programm für den Studentenaustausch 
ins Leben gerufen wurde, das sich dann über 
die letzten 25 Jahre zu dem großen europä-
ischen Bildungsprogramm überhaupt mit 
über 3,5 Millionen Studierenden entwickelt 
hat. Und diese wahrlich völkerverbindende 
europäische Union der Bildung und Begeg-
nung soll und muss jetzt ausgebaut werden: 
Mit einem 7–Jahresprogramm für mehr als 
vier Millionen Menschen und 125.000 Insti-
tutionen, darunter zwei Millionen Studen-
tinnen und Studenten, 650.000 beruflichen 
Ausbildungen und Praktika im Ausland und 
500.000 jungen Menschen als Freiwillige, 

Dem Brexit-Nationalismus trotzen – mit Bildung, 
Wissenschaft und Forschung in Europa 
von Ernst Dieter Rossmann
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über 25.000 Partnerschaften von Bildungs-
institutionen und 800.000 Pädagoginnen 
und Pädagogen aus allen Arbeitsbereichen.

Damit dies nicht nur eindrucksvolle Zahlen 
bleiben, muss jetzt auch die konzeptionelle 
Diskussion um den Kern europäischer Bil-
dung wieder aufgenommen werden. Für die 
Hochschulen ist dieser Anspruch bei der letz-
ten Bologna-Konferenz in Eriwan 2015 nach-
drücklich festgehalten worden, auch wenn es 
noch ein langer Weg ist, bis die Europa-Hoch-
schule selbstverständlich ist, jeder Studieren-
de zwei europäische Semester macht und der 
„Europäische Professor“ ein Markenzeichen 
ist. Auf ein besonderes Problem weist hier 
der Deutsche Akademische Austauschdienst 
DAAD mit seiner Beobachtung hin, dass ge-
rade Studierende für das Lehramt signifikant 
weniger Studienerfahrungen im Ausland ha-
ben. Da möchte man mit Lionel Jospin, dem 
früheren französischen Bildungs- und Premi-
erminister, nicht nur fordern, dass jeder Schü-
ler in Europa in seiner Schulzeit vier Wochen 
in einer anderen Schule und Familie dieses 
Europa ganz persönlich erfahren sollte, son-
dern dass auch an jeder Schule in Europa 
mehrere Lehrkräfte aus einem anderen eu-
ropäischen Partnerland als „Europa-Lehrer“ 
tätig sein sollten.

Quasi „natürliche“ Träger einer neuen eu-
ropäischen Agenda müssen auch die Wissen-
schaft und die Forschung in Europa sein, sind 
diese doch von ihrem Wesen her auf Freiheit 
und Grenzüberschreitung wie auf Kooperati-
on und Austausch angelegt und nicht auf Iso-
lation, Trennung und Abgrenzung. Besonders 
starke Stimmen in der britischen Remain-
Kampagne mit Spitzenwerten für den EU-
Verbleib waren deshalb auch die Regionen 
mit vielen Hochschulen und Wissenschafts-
einrichtungen. Idealismus und Lebensrealität 
sind hier zusammengekommen. Immerhin 
arbeiten derzeit über 31.000 junge Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler aus EU-
Mitgliedstaaten an britischen Hochschulen. 

Britische Einrichtungen sind an zahlreichen 
europäischen Forschungsprojekten – nicht 
selten als leitende Institution – beteiligt wie 
etwa bei dem milliardenschweren EU-flag-
ship Initiativen zur Gehirn- und Quanten-
forschung. Insgesamt partizipieren die Uni-
versitäten und Wissenschaftseinrichtungen 
aus Großbritannien überproportional am 
Forschungs- und Innovationsprogramm Hori-
zont 2020 der EU. In über 40 Prozent aller For-
schungsprojekte mit deutscher Beteiligung 
ist im Übrigen auch ein britischer Akteur be-
teiligt.

Wer an dieses kanalüberschreitende, euro-
päische Netzwerk der Forschungskooperation 
jetzt mit der Axt herangeht, kappt Zukunft-
schancen für beide Seiten. Im bitteren „Hin-
dernislauf“ zum Brexit sollte deshalb schon 
jetzt von beiden Seiten klargestellt werden: 
Einen Exit aus der Bildungs-, Wissenschafts- 
und Forschungskooperation darf und wird es 
nicht geben. Die EU und Großbritannien zei-
gen damit auch: Der Geist von Lissabon 2000, 
Europa zum stärksten wissenschafts- und 
forschungsgeleiteten Wertschöpfungsraum 
der Welt zu machen, lebt noch. Daran kann 
und darf auch der Brexit nichts ändern. Und 
als Geste des notwendigen guten Willens, 
wenn nicht in der EU, dann aber jedenfalls in 
Europa zusammenzubleiben, taugen Bildung, 
Wissenschaft und Forschung auch in hervor-
ragender Weise.	 ó
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Feministische Spannungsfelder
Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Katharina Oerder und Christina Schildmann

Feminismus und Sozialdemokratie speisen 
sich aus den gleichen Quellen: Beide haben ih-
ren Ursprung in sozialen Bewegungen, beide 
sind Reaktionen auf ungerechte und untrag-
bare soziale Verhältnisse. Viele feministische 
Positionen fanden Eingang in sozialdemokra-
tische Programmatik, sie sind eingewebt in 
das sozialdemokratische Selbstverständnis. 
Doch was haben sich Feminismus und Sozi-
aldemokratie heute noch zu sagen? Können 
aktuelle feministische Positionen sozialde-
mokratische Programmatik inspirieren und 
orientieren? Und wie sozialdemokratisch sind 
feministische Diskurse?

Nun handelt es sich bei „dem Feminismus“ 
keineswegs um einen monolithischen Block, 
sondern um ein diskursives Feld, in dem Posi-
tionen permanent neu ausgehandelt werden. 

Der wissenschaftliche Zweig des Feminis-
mus brachte im Laufe der Jahrzehnte immer 
wieder neue Denkschulen hervor. In diesem 

Fokus möchten wir darum die Frage stellen, 
was die Sozialdemokratie von aktuellen The-
orien, Befunden und Auseinandersetzungen 
der Gender-Studies lernen kann. Welche An-
nahmen sind anschlussfähig an linke Dis-
kurse? Welche Befunde helfen uns zur Orien-
tierung in aktuellen Debatten? Vermutlich ist 
die These nicht zu gewagt, dass jenseits der 
reinen Zahlenproduktion (Gender Pay Gap, 
etc.) wenig aus der Gender-Forschung in der 
politischen Debatte bzw. der politischen Pra-
xis ankommt. Warum fi ndet so wenig Transfer 
statt? 

Gleichzeitig ist das Forschungsfeld 
„Gender“ heftig unter Beschuss: Männer-
rechtler, AfDler, Pegidisten, Querschläger wie 
Akif Pirinci und andere selbst ernannte Ver-
treter des „gesunden Menschenverstands“ 
sehen die zweigeschlechtliche Ordnung in 
Gefahr, sie wettern gegen die „Verschwen-
dung von Steuergeldern“ für Gender Studies. 
Paradoxerweise scheint es so, also ob sich zur-
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zeit überhaupt nur die Rechten für die Gender 
Studies interessierten; gleiches gilt für Gender 
Mainstreaming – in diesem Begriff kulminie-
ren für AfD und Pegida, wie es scheint, alle 
Übel des 21. Jahrhundert.

Wenn von rechts Geschlechtergerechtig-
keit (ebenso wie Internationalismus und Kli-
maschutz) als linkes „Elitethema“ attackiert 
wird, das mit den Lebensrealitäten und „dem 
kleinen Mann“ nicht zu tun habe, ist das of-
fenbar geeignet, die Sozialdemokratie in ih-
ren Grundfesten zumindest zu irritieren. So 
schreibt Michel Bröning in der Süddeutschen 
Zeitung vom 2.1.2015: „(...) die bittere Wahrheit 
ist: Linke Identitätspolitik ist heute kein mas-
senkompatibler Politikentwurf. So hat das 
Hinterfragen von Geschlechterrollen sicher 
seine Verdienste, doch Gender Mainstreaming 
ist alles, aber kein Fels in der Brandung der Un-
wägbarkeiten. Eine Linke, die Wahlen wieder 
gewinnen will, muss daher die Quadratur des 
Kreises versuchen. Sie muss sich bemühen, 
die Sorgen und Nöte der Menschen ernst zu 
nehmen, selbst wenn dies ein inhaltliches Ab-
rücken von den Monstranzen der reinen Lehre 
erforderlich macht.“ Uns scheint allerdings: 
Einknicken ist keine Option, die Rede von den 
„Monstranzen der reinen Lehre“ führt in die 
Irre. Das darf jedoch nicht heißen, die eigenen 
Positionen nicht mehr zu hinterfragen. Dazu 
hilft unserer Meinung nach auch ein Blick in 
die feministischen Debatten selbst: auf die 
„heißen“ gleichstellungspolitischen Kontro-
versen – die feministischen Spannungsfelder.

Spannungsfeld 1: Sorgearbeit. Es war lange 
Zeit ein unhinterfragtes Ziel des Feminismus 
innerhalb der Sozialdemokratie, dass mög-
lichst viele Frauen in Vollzeit erwerbstätig sind. 
Dieses Ziel speiste sich aus dem berechtigten 
Anliegen, dass Frauen unabhängig von Mann 
und Staat für ihre eigene Existenz sorgen kön-
nen sollten – ein Ziel, dass schon auf August 
Bebel zurückgeht. Dieses Ziel ist längst nicht 
erreicht (drei Viertel der beschäftigten Frauen 
im Haupterwerbsalter wären mit ihrem aktu-

ellen Verdienst nicht in der Lage, alleine mit 
dem eigenen Erwerbseinkommen langfristig 
für sich und ein Kind zu sorgen); gleichzeitig 
haben wir es mit Debatten und Entwicklun-
gen zutun, die eine Modifikation des Ziels 
nahelegen. Zum einen existiert im Feminis-
mus schon lange eine starke Strömung, die 
die Aufwertung von Sorgearbeit fordert. Hier 
geht es um einen erweiterten Arbeitsbegriff 
( jenseits der Erwerbsarbeit) und ein stärkere 
(finanzielle) Honorierung von Tätigkeiten, die 
traditionell Frauen zugeschrieben werden 
(Sorgearbeit). Die Idee der völligen Integrati-
on von Männern und Frauen in den Arbeits-
markt steht dem diametral entgegen. Sie ist 
gleichzeitig – hierbei handelt es sich um einen 
neueren Debattenstrang – ein Grund für den 
Vorwurf der „neoliberalen Verstrickung“ des 
Feminismus, der u.a. von Nancy Fraser erho-
ben wird, die von einer „gefährlichen Liaison“ 
spricht und dem Feminismus der zweiten 
Welle vorwirft, seine Ideale verraten zu haben. 
Der Feminismus sei zwar als Kritik am Nach-
kriegskapitalismus gestartet, habe sich aber 
inzwischen zum „Handlanger des Kapitalis-
mus“ gemacht, indem er als feministische 
Strategie individuelles Karrierestreben und 
Wettbewerbsorientierung propagiere; auch 
ließen sich Teile der feministischen Positionen 
(Kritik am Ernährerlohn etc.) problemlos ne-
oliberal umdeuten. In eine ähnliche Richtung 
zielt auch die britische Theoretikerin Angela 
Mc Robbie, die den weiblichen Optimierungs-
wahn in einer durchkapitalisierten Gesell-
schaft kritisiert, in der Produktion alles und 
Reproduktion nichts zählt. Der Vorwurf, alles 
dem Arbeitsmarkt zu unterwerfen wird in 
Deutschland mit Blick auf Mutterschaft/El-
ternschaft inzwischen bemerkenswerterwei-
se nicht nur von Links (in Gestalt der Linkspar-
tei und von autonomen linken Feministinnen) 
erhoben, sondern auch von konservativer Sei-
te (siehe z.B. Antonia Baum in der FAZ, die sich 
sinngemäß fragt, warum es für eine Frau so 
viel schlimmer sein soll, von ihrem liebenden 
Ehemann abzuhängen als von einem bösen 
Kapitalisten). Darüber hinaus sind inzwischen 



spw 5 | 2016 17

Im Fokus ó ó  

Ausgabe_171_2a.indd   11 26.05.09   14:07

in der Debatte auch die Väter aufgetaucht, die 
sich mehr um ihre Kinder kümmern und dar-
um Arbeitszeit reduzieren wollen. All das legt 
eine sozialdemokratische Neupositionierung 
nahe. Diese findet zwar im linken Spektrum 
durchaus statt (Debatte über die kleine Voll-
zeit für Frauen und Männer), allerdings fehlt 
bislang die theoretische Rahmung und eine 
systematische innerparteiliche Auseinander-
setzung darüber; auch wird das Spannungs-
feld Klasse-Geschlecht nicht ausreichend in 
den Blick genommen. Es ist also Zeit für eine 
Debatte.

Spannungsfeld 2: Reproduktive Rechte. 
Mit Blick auf die reproduktiven Rechte ging es 
in der feministischen Debatte der sogenann-
ten zweiten Welle Ende der 60er, Anfang der 
70er Jahre zentral um das Recht auf Schwan-
gerschaftsabbruch (historisch geworden in 
der Stern-Kampagne „Ich habe abgetrieben“ 
und auf den Slogan „Mein Bauch gehört 
mir“ gebracht). Dies Forderung ist zwar juris-
tisch nicht gänzlich umgesetzt, auch wird es 
von rechts-konservativen Bewegungen wie 
„Pro Life“ in Frage gestellt – gleichzeitig hat 
sich die Reproduktionsdebatte inzwischen 
auf andere Frage verlagert: vom Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch zum Recht auf 
Schwangerschaft bzw. zum Recht auf ein 
Kind, zugespitzt: zum Recht auf ein „gesun-
des“ Kind. Aktuelle Reproduktionsfragen dre-
hen sich um Reproduktionsmedizin bzw. die 
Frage, wer Zugang dazu haben soll, um Social 
Freezing, als das Einfrieren von Eizellen, um 
Präimplantationsdiagnostik (PID) und um die 
besonders heikle Frage von Leihmutterschaft. 
All diese Fragen sind höchst relevant in einer 
Gesellschaft, in der neue Familienkonstella-
tionen entstehen (z.B. gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften), sich Mutterschaft (und Va-
terschaft) biografisch nach hinten verschiebt 
und in der medizinisch immer mehr möglich 
ist. Die angesprochenen Fragen berühren 
moralische und ethische Aspekte, entspre-
chend sind sie umstritten: sowohl unter Fe-
ministinnen als auch in der Sozialdemokra-

tie. Gleichsam betreffen sie Freiheitsrechte 
und Lebenschancen genauso wie schwierige 
Fragen in der internationalen Arbeitsteilung 
(Leihmutterschaft).

Spannungsfeld 3: Das Netz. Die Titelge-
schichte des feministisch-kulturellen Missy-
Magazins von Februar 2015 lautet: „Hilfe, mein 
Internet ist kaputt!“ Eine Autorin schrieb zum 
Antifeminismus im Netz: „Sie haben euch was 
mitgebracht. Hass Hass Hass. Dieser Hass 
trifft zwar potenziell alle, aber es ist unüber-
sehbar, dass Personen, die sich als weiblich/
feministisch/queer/trans etc. zu erkennen 
geben, in besonderer Weise bedroht werden.“ 
Auch Sascha Lobo, einst eher ein Netzeuphori-
ker, kam kürzlich zu dem Schluss: „Der Diskurs 
im Netz ist kaputt“. Eine Zeitlang war das Web 
2.0 als Diskursraum ein Hoffnungsträger. Die 
dritte Welle des Feminismus nahm im Netz 
Ausgang. Im Web 2.0 vernetzten sich neue 
politische Akteure/innen und trieben von 
dort ihre Anliegen voran. Die letzte große Se-
xismus-Debatte startete mit dem #Aufschrei 
auf Twitter. Die Schattenseite der – auf den 
ersten Blick offenen – Debattenkultur im Netz 
jedoch ist der oft aggressive Tonfall und der 
Mangel an „Spielregeln“. Insbesondere Frau-
en (und Männer),die sich mit feministischen 
(aber auch antirassistischen) Positionen zu 
Wort melden, erleben massive Anfeindungen, 
Verleumdungen oder gar Mord- und Verge-
waltigungsdrohungen. Gut vernetzte soge-
nannte „Männerrechtler“ haben – und nutzen 
– das Potenzial, jede geschlechterpolitische 
Debatte zu sprengen. Zudem vernetzen und 
präsentieren sie sich im Internet in Foren 
wie wikimannia.org und verbreiten in Blogs 
antifeministische Parolen. Die Plattformbe-
treiber wirken bislang nicht hilfreich gegen 
„Hatespeech“; für Facebook, Twitter und Co. 
stehen handfeste geschäftliche Interessen 
der – politischen – Forderung gegenüber, die 
eigene Rolle als Diskussionsplattformen neu 
zu definieren. Für die Sozialdemokratie stellt 
sich die Frage, ob sich ein Versuch lohnt, das 
Netz als „Deliberationsraum“ zurückzugewin-
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nen und welche Forderungen und welches 
Vorgehen damit verbunden sind. 

Spannungsfeld 4: Mit Männern oder ge-
gen sie? Seit Beginn der Frauenbewegungen 
stellt sich immer wieder die Frage, ob der Fe-
minismus nur mit einem Schulterschluss mit 
den (links-progressiven) Männern erfolgreich 
sein kann, oder ob Männer per Definition kei-
ne echten Feministen sein können. Kann die 
Gleichstellung nur partnerschaftlich ausge-
handelt oder erstritten werden? Auch in der 
Sozialdemokratie wird an den verschiedens-
ten Stellen um diese Frage gerungen. Spä-
testens bei dem Streit auf dem Hamburger 
Parteitag um den Satz „Wer die menschliche 
Gesellschaft will muss die männliche über-
winden“ zeigten sich die unterschiedlichen 
Herangehensweisen an diese Fragestellung. 
Konkret wird diese Abwägung zum Beispiel 
bei der Entscheidung, welche Probleme in der 
politischen Debatte in den Vordergrund ge-
stellt werden: die der Mütter, die weiterhin für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie allein 
verantwortlich sind, oder die Väter, die Sor-
ge haben, bei der Auszeit aus dem Beruf die 
Karriereleiter zu verlassen? Oder mit welchen 
Argumenten gleichstellungspolitische Maß-
nahmen angepriesen werden. Ist das Gesetz 
zur Lohngerechtigkeit eine Frage der Gerech-
tigkeit oder eine Befreiung der Männer, nicht 
mehr alleine für das Familieneinkommen 
sorgen zu müssen? Dabei stellen sich für die 
Sozialdemokratie (mindestens) zwei Fragen: 
welchen Weg halten wir inhaltlich für richtig? 
Und mit welchem Weg können wir erfolg-
reicher sein?

Spannungsfeld 5: Feminismus und Anti-
rassismus. Nach der „Silvesternacht von Köln“ 
(als mediale Chiffre für den Moment, als die 
Willkommenskultur der Deutschen angeb-
lich „kippte“), waren plötzlich alle Deutschen 
„Feministen“. Selbst AfDler verwiesen auf 
die Frauenrechte als Teil der deutschen „Leit-
kultur“. Mit dem Hashtag „#Ausnahmslos“ 
wehrten sich zahlreiche Netzfeministinnen 

gegen die Instrumentalisierung feministi-
scher Anliegen durch Populisten/innen und 
forderten: „Sexualisierte Gewalt darf nicht 
nur dann thematisiert werden, wenn die 
Täter die vermeintlich „Anderen“ sind: die 
muslimischen, arabischen, Schwarzen oder 
nordafrikanischen Männer – kurzum, all jene, 
die rechte Populist_innen als „nicht deutsch“ 
verstehen.“ Andere – durchaus auch feminis-
tische Stimmen – wiesen darauf hin, dass das 
zwar richtig sei, gleichzeitig die Frauenverach-
tung und alltägliche (sexualisierte) Gewalt 
gegen Frauen in Teilen muslimischer Gesell-
schaften nicht ausgeblendet werden dürfte. 
Für diese Position steht z.B. Alice Schwarzer, 
sie zieht eine Parallele zu den 60er und 70ern, 
als die Linke im Westen den Unterschied zwi-
schen Hauptwiderspruch (der Klassenwi-
derspruch) und Nebenwiderspruch (das Ge-
schlechterverhältnis) aufmachte. Sobald man 
das Wort „Frau“ ausgesprochen haben, sei 
man mit dem Argument niedergeknüppelt 
worden, man verrate den Klassenkampf. Im 
Spiegelinterview (3/2016) sagt Alice Schwarzer 
zu ihrer Kontrahentin und #Ausnahmslos-Ini-
tiatorin Anne Wizorek: „Das, was damals Klas-
senkampf hieß, heißt heute Antirassismus. 
Und die Drohung mit dem Rassismusvorwurf 
gebar die falsche Toleranz“. In Frankreich ist 
es die Feministin und Philosophin Elisabeth 
Badinter, die der Linken vorwirft, „ihre Seele 
verloren“ zu haben und das u.a. am „hilflosen, 
unkritischen Umgang mit einem patriarcha-
lischen, autoritären Islam“ festmacht (Philo-
sophie-Magazin 3/2016). Dazu gehören aber 
auch Frauenrechtlerinnen mit Einwande-
rungsgeschichte wie Seyran Ates und Necla 
Kelec. Daher stellt sich für die Sozialdemo-
kratie bzw. die Linke insgesamt die Frage, wie 
sie den instrumentellen „Feminismus“ von 
Rechts abwehren kann, ohne die problema-
tischen Rollenmuster in den Köpfen mancher 
Einwanderer zu verharmlosen und so zu tun, 
als würde die Integration konfliktfrei vonstat-
ten gehen. Wie kann man es schaffen, gleich-
zeitig die (nicht unerheblichen) Restbestände 
von Sexismus in der deutschen Gesellschaft 
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zu thematisieren, ohne sie mit der struktu-
rellen sexuellen Gewalt und der Rechtlosig-
keit von Frauen in Teilen des Maghreb und des 
Nahen Ostens gleichzusetzen, die zumindest 
in Teilen in Zuwanderungsgesellschaften wei-
terexistiert? Wie kann man das wiederum 
tun, ohne männliche Einwanderer aus diesen 
Gebieten pauschal zu verurteilen und sie zum 
„Fremden“, zum „Anderen“ zu machen? Zwar 
haben wir in diesem Fokus noch keinen Text 
zu dieser komplexen, aber aus unserer Sicht 
für die Sozialdemokratie unumgehbaren Fra-
ge, aber wir planen, uns in künftigen spw-Aus-
gaben damit zu beschäftigen. 

Spannungsfeld 6: Die Digitalisierung. 
Ebenfalls noch nicht in diesem Heft, aber in 
der Dezember-Ausgabe der spw, möchten wir 
uns einer Frage widmen, die erst langsam in 
den Fokus der Aufmerksamkeit rückt: den ge-
schlechterpolitischen Aspekten der digitalen 
Transformation. Judy Wajcman, Professorin an 
der London School of Economics and Political 
Science und Leiterin des Departments für So-
ziologie sowie eine der wichtigsten Vertrete-
rinnen der feministischen Techniksoziologie, 
schrieb im Jahr 1994: „Jede neue Technologie 
kann Anlass sein, Geschlechterverhältnisse 
neu zu verhandeln, Machtverhältnisse, Rol-
lenzuschreibungen, Arbeitsteilung zu hin-
terfragen.“ Es lohnt ein Blick zurück in die 
Geschichte. In ihrem Buch „Feministische The-
orien“ beschreiben Regina Becker-Schmidt 
und Gudrun Axeli Knapp den Ausbruch eines 
massiven Geschlechterkonflikts im Zuge der 
industriellen Revolution, der die Geschlech-
terverhältnisse durcheinanderwirbelte und 
zu Neuverhandlungen von Geschlechterrol-
len führte. Das Ergebnis dieser Neuverhand-
lung war jedoch eher ein Rückschritt: die 
Trennung der Sphären der Geschlechter in die 
„männliche“ Arbeitswelt und die „weibliche“ 
Welt der Arbeit. Es hätte auch anders kom-
men können, denn die industrielle Revoluti-
on begann mit einem massiven Anstieg der 
Frauenerwerbstätigkeit. Wenn wir heute über 
Arbeit 4.0 (wahlweise: Digitalisierung) reden, 

markiert das wieder eine Art Revolution, einen 
Strukturbruch oder doch zumindest einen 
Strukturwandel. Wenn wir davon ausgehen, 
dass Digitalisierung die Verflüssigung von 
Organisationen und Institutionen bedeutet, 
bedeutet sie auch eine Verflüssigung von Ge-
schlechterrollen? Welche emanzipatorischen 
Potenziale liegen zu Beispiel in der Tatsache, 
dass Arbeit sich immer mehr von Zeit und 
Raum entkoppelt? Bestehen hier neue Mög-
lichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, oder werden Geschlechterrollen viel-
mehr durch Homeoffice und Co. zementiert? 
Liegt in den prognostizierten Verschiebungen 
auf dem Arbeitsmarkt weg von den Produkti-
onstätigkeiten hin zum Bereich der sozialen 
und personenbezogenen Dienstleistungen 
eine Chance zur Aufwertung weiblich konno-
tierter Berufe, oder verschärfen sich dadurch 
Ungleichheiten? Für die Sozialdemokratie 
besteht die Aufgabe darin, eine realistische 
Einschätzung der gesellschaftlichen Verände-
rungen, die mit der Digitalisierung einherge-
hen, vorzunehmen und zu beschreiben, unter 
welchen Bedingungen der technische Wandel 
zu einem gesellschaftlichen Fortschritt füh-
ren kann. Auch mit diesem Thema wollen wir 
uns zukünftig auseinandersetzen.

Die Artikel im Einzelnen:

Laura Dobusch und Katharina Kreissl be-
leuchten in ihrem Beitrag die Ähnlichkeiten in 
der jeweiligen Entstehungsgeschichte von So-
zialdemokratie und Geschlechterforschung, 
weisen aber auch auf die unterschiedlichen 
Institutionalisierungsprozesse und die dar-
aus entstehenden unterschiedlichen „Feldlo-
giken“ hin, die den direkten Wissenstransfer 
schwierig machen. Dennoch kann in ihren 
Augen die Sozialdemokratie von den Gender 
Studies lernen. Beide stünden in einem engen 
Zusammenhang mit Formen der Identitäts-
politik, „die eine Praxis der Affirmation zur lo-
gischen Konsequenz hat: Arbeiter_innen wie 
Frauenbewegung ging es unter anderem um 
die Aufwertung der jeweiligen Identitätska-



20 spw 5 | 2016

ó ó Im Fokus

Ausgabe_171_2a.indd   10 26.05.09   14:07

tegorie bzw. um die Etablierung eines neuen 
Selbstbewusstseins einer vormals abgewer-
teten, weil mit negativen Eigenschaften be-
setzten, gesellschaftlichen Gruppe.“ Doch 
während die Gender Studies in der Folge des 
„poststructuralist turn“ eine Dekonstrukti-
on und Erosion dieser identitätsbasierten 
Kategorisierung vorantrieb, tue sich die Sozi-
aldemokratie heute schwer im Umgang mit 
ihrer vormaligen Kernwähler_innenschicht, 
den „klassischen Arbeiter_innen“. Weder sei 
diese Schicht jemals systematisch dekons-
truiert und in weiterer Folge neu adressiert, 
noch auf deren gesellschaftlichem Wandel im 
Kontext sich ändernder Arbeitsbedingungen 
(Stichwort: Prekarisierung, Flexibilisierung, 
Migration etc.) mit einer den gegenwärtigen 
Verhältnissen angemessenen Neukonzeption 
reagiert worden.

Ob die sozialen Milieus aus emanzipato-
rischer Sicht dekonstruiert werden können 
und sollen, ist aus unserer Sicht eine grund-
legende Frage. So sind die grundlegenden 
Vorstellungen sozialer Gerechtigkeit in der 
Alltagspraxis und -erfahrung der Milieus ver-
ankert und beruhen auf einem jeweils spezi-
fischen Wahrnehmen, Denken und Handeln, 
z.B. einer spezifischen Erfahrung sozialer 
Kämpfe. Die Sozialdemokratie muss vor allem 
die solidarische Arbeitnehmermitte durch 
ihre wohlfahrtsstaatlichen Ordnungsvorstel-
lungen und ihr Handeln wieder glaubwürdig 
repräsentieren.

Barbara Stiegler widmet sich dem Span-
nungsfeld zwischen Erwerbs- und Sorge-
arbeit. Sie geht der tieferen Bedeutung des 
radikalen Satzes aus den SPD-Grundsatz-
programmen von 1989 und 2007 nach: „Wer 
die menschliche Gesellschaft will, muss die 
männliche überwinden.“ Sie verweist auf den 
Satz, der dem zitierten vorausgeht: „Wenn wir 
gleiche Teilhabe für Frauen und Männer ver-
wirklichen wollen, müssen wir alle Lebensbe-
reiche umgestalten“. Dafür ist aus ihrer Sicht 
zuallererst ein neuer Arbeitsbegriff nötig, der 

die Sorgearbeit als gesellschaftlich notwen-
dige Arbeit endlich ernstnimmt und aufwer-
tet. Denn es habe sich gezeigt, „dass trotz 
aller Bildungsgleichheit (...) Gleichstellung 
gar nicht möglich ist, wenn nicht radikalere 
Veränderungen in der Gestaltung aller gesell-
schaftlichen Arbeitsformen hinzukommen.“ 
Stiegler vergleicht unterschiedliche Varianten 
der finanziellen und sozialen Absicherung 
derjenigen, die private Sorgearbeit leisten. Sie 
fordert, die Logiken in beiden Arbeitsfeldern 
– der Erwerbsarbeit und der Sorgearbeit – zu 
verändern und analysiert unterschiedliche 
Varianten. 

Jonathan Menge und Sarah Vespermann 
fragen sich in ihrem Beitrag, was die Sozialde-
mokratie dem Aufstieg der Rechtspopulist_in-
nen in Deutschland und Europa entgegenset-
zen kann und welche Rolle das Schlagwort 
„Gender-Wahnsinn“ in der Programmatik der 
neuen Rechten spielt. Die Entfremdung der 
Arbeiter und einfachen Angestellten von den 
linken Parteien sei in eine neue Stufe einge-
treten. Menge und Vespermann spüren der 
Verbindung der „rätselhaften Mission der Ret-
ter des Abendlandes“ mit dem Kampf gegen 
den „Genderismus“ nach. Sie ordnen die „Anti-
Gender-Motive“ von AfD und Pegida in ihren 
programmatischen Kontext ein und dekons-
truieren sie, gleichzeitig verweisen sie auf ihre 
emotionale Kraft. Sie schlagen vor, den Spieß 
umzudrehen und vom rechten Populismus zu 
lernen: „Wenn sich mit Geschlechterthemen 
von rechts mobilisieren lässt und dies unter 
anderem auf den Bezug zur Lebensrealität 
der Menschen zurückzuführen ist, (...) dann 
müsste sich im Umkehrschluss auch mit Ge-
schlechterthemen in einem positiven Kon-
text mobilisieren lassen.“ In diesem Kontext 
verweisen sie auch auf Fehler der Linken und 
deren (geschlechterpolitische) Sprache als Teil 
eines als abgehoben empfundenen Elitendis-
kurses, der einen „kulturellen Konflikt“ herauf-
beschwöre.
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Im Netz tobt längst ein kultureller Kon-
flikt– befeuert insbesondere von rechten Mei-
nungskriegern. Anna-Katharina Meßmer be-
fasst sich in ihrem Beitrag mit dem Thema 
„Hass im Netz“ (insbesondere gegen Frauen 
und Migrant_innen) und den Missverständ-
nissen, die sich darum ranken. Die erste gän-
gige Fehlannahme laute: Hate Speech ist ein 
unbedeutendes Randphänomen in „Filter-
bubbles“. Meßmer argumentiert, dass es sich 
hier genau um das Gegenteil handelt, näm-
lich um die Vorboten kommender Konflikte: In 
der Netzöffentlichkeit zeichnete sich seit län-
gerem der „New Culture War“ ab, der sich in-
zwischen auf den Straßen von Leipzig und vor 
Flüchtlingsheimen materialisiert. Die zweite 
Fehlannahme lautet: Das Netz ist eine neue 
Arena für machtfreie, demokratische Aus-
handlungsverhältnisse. Vielmehr bietet die 
„Ménage-à-trois aus diskriminierungsblinder 
Technologie, den vermachteten Strukturen 
von Öffentlichkeiten und den ökonomischen 
Logiken eines digitalen Plattform-Kapitalis-
mus höchst ungünstige Rahmenbedingungen 
für „Deliberation“. Meßmer fordert von der 
Linken daher „nicht nur eine subversive Wie-
deraneignung digitaler Öffentlichkeiten, son-
dern auch einen ernstzunehmenden Politi-
kentwurf, der das Internet als Infrastruktur 
systematisch als linkes Projekt begreift“.

Kirsten Achtelik beschreibt die Vielfältigkeit 
der feministischen Debatte zu Reproduktiven 
Rechten. Dabei hat sich die Debatte heute ver-
lagert von einer Diskussion um ein Recht auf 
einen Schwangerschaftsabbruch zu einem 
Recht auf Schwangerschaft. hauptsächlich ist 
von reproduktiven Rechten die Rede, die mitt-
lerweile nicht mehr nur die Abwehr staatli-
cher Zugriffe auf den eigenen Körper meint, 
sondern tatsächlich den Zugriff auf andere 
Körper ermöglichen sollen. Kirsten Achtelik 
beschreibt den Druck, der auf Schwangeren 
lastet ein „gesundes“ Kind zu bekommen und 
mit dem sie in eine „pränatale Diagnosespira-
le“ hineingezogen werden. Dabei diskutiert 
sie eine feministische Perspektive auf die 

Überarbeitung der Gesetzeslage und schlägt 
statt einer rechtlichen Fokussierung auf den 
Embryo und sein Schutzinteresse die stärkere 
Inblicknahme der Mutter als zu schützende 
Entität vor. Reproduktionsrechte dürften nicht 
als Recht auf Reproduktion im Sinne eines ei-
genen genetischen und „gesunden“ Kindes 
aufgefasst werden. Ein Recht auf Fortpflan-
zung mit jeder beliebigen Methode ist nicht 
Ziel feministischer Kämpfe, so Achtelik.

Katharina Oerder diskutiert das feminis-
tische Dilemma mit den Männern. Sind sie 
Verbündete im Kampf um eine gerechte Welt 
oder entsteht aus ihrer hierarchisch macht-
volleren Position in dieser Welt ein Interessen-
konflikt, der sich nur in einem Kampf „gegen“, 
nicht „mit“ auflösen lässt? Die Autorin analy-
siert die Methode, Männer als ebenfalls von 
starren Geschlechterrollen unterdrückt in die 
Gleichstellung der Geschlechter einzubezie-
hen und diskutiert die Position der Sozialde-
mokratie an der Weggabelung dieser beiden 
Strategien. Die „Umarmungstaktik“ sei Au-
genwischerei, da diese die unterschiedlichen 
Situationen in denen Männer und Frauen sich 
gesellschaftlich befinden als gleichermaßen 
Unbefriedigend beschreibt. Tatsächlich gibt 
es jedoch ein hierarchisches Gefälle, das Män-
nern in eine machtvollere Position bringt als 
Frauen. Die patriarchale Gesellschaft stattet 
Männer mit den wichtigen Ressourcen Macht 
und Geld aus. Da sich gezeigt hat, dass ein 
solcher Ressourcenvorsprung in der Geschich-
te selten bis nie freiwillig abgegeben wurde, 
bleibt ein Kampf gegen diese Missverhält-
nisse weiterhin nötig, den Frauen bereit sein 
müssen auszufechten.	 ó

û  Dr. Katharina Oerder ist Psychologin, Mitglied der spw-Redaktion und 
lebt in Berlin.

û  Christina Schildmann, Jahrgang 1973, ist Leiterin des wissenschaft-
lichen Sekretariats der Kommission „Arbeit der Zukunft“ der Hans-Böck-
ler-Stiftung und Mitglied der Sachverständigenkommission der Bundes-
regierung zur Erstellung des 2. Gleichstellungsberichts sowie Mitglied der 
SPD-Grundwertekommission.
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Sowohl Sozialdemokratie als auch Gender 
Studies sehen sich derzeit mit massiven An-
fechtungen konfrontiert. Von „gescheitert“ 
über „feige“ bis hin zu „verräterisch“ lauten 
die Diagnosen, die im Laufe der letzten Jahr-
zehnte politische Beobachter_innen sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der europä-
ischen Sozialdemokratie attestieren. Vor 
allem seit dem Kniefall vor der neoliberalen 
Hegemonie mit dem „Dritten Weg“ von Tony 
Blair und Gerhard Schröder wird ihr Ideenlo-
sigkeit, Machtbesessenheit, Verschlossenheit 
gegenüber neuen gesellschaftspolitischen 
Entwicklungen, ein zu hoher Grad an Anpas-
sung, das Verkaufen der eigenen Werte, so-
wie eine Abgehobenheit von der eigentlichen 
Kernwähler_innenschicht, den sozial weniger 
Privilegierten, vorgeworfen. Der Niedergang 
von einer streitkräftigen und gestalterischen 
politischen Kraft hin zu der an vermeintlichen 
Sachzwängen orientierten Umsetzerin eines 
neoliberalen Gesellschaftsentwurfs wird mit 
dem Aufstieg der sogenannten Neuen Rechten 
europaweit teuer bezahlt. Dieser (in weiten 
Teilen selbstverschuldete) Hegemonieverlust 
geht mittlerweile schon so weit, dass bereits 
gemäßigte sozialdemokratische Positionen 
Erstaunen und heftige Gegenwehr auslösen. 
Als beispielsweise der neu gewählte österrei-
chische Bundeskanzler Christian Kern (SPÖ) 
im September 2016 in der FAZ eine Abkehr von 
der europäischen Sparpolitik forderte, bezeich-
neten ihn Kritiker_innen voller Empörung als 
„linke(n) Ideologieträger“, der „einen realen 
Sozialismus mit menschlichem Antlitz“ vertre-
te (Der Standard 14.08.2016).

Auch die Gender Studies stehen im Kreuz-
feuer der Kritik, wenngleich aus anderen 
Gründen. Während die Sozialdemokratie sich 
in erster Linie einen Verrat an ihren Grund-

werten vorwerfen lassen muss, so ist die 
Geschlechterforschung gerade wegen ihrer 
kritischen und gegenhegemonialen Ausrich-
tung massiven Anfeindungen ausgesetzt. 
Männerrechtler, Vertreter_innen der Neuen 
Rechten, aber auch Repräsentant_innen des 
„intellektuellen Feuilletons“ befürchten die 
Auslöschung jeglicher „natürlicher“ Differenz 
zwischen den Geschlechtern und diskredi-
tieren mit teils hetzerischen Methoden die 
Gender Studies als unwissenschaftliche In-
doktrinierung und Verschwendung von Steu-
ergeldern (für einen Überblick zum erstarken-
den Anti-Genderismus in Deutschland siehe 
Hark/Villa 2015) .

Vor dem Hintergrund dieser aktuellen 
Herausforderungen beschäftigen wir uns 
in diesem Text mit der Frage, was die Sozial-
demokratie von den Gender Studies lernen 
kann. Dafür beleuchten wir zuerst zentrale 
Ähnlichkeiten in der jeweiligen Entstehungs-
geschichte und identifizieren 1) den Ursprung 
in einer sozialen Bewegung, 2) eine identi-
tätspolitische Fundierung und 3) das Durch-
laufen von (unterschiedlich ausgeprägten) 
Institutionalisierungsprozessen als histo-
rische Gemeinsamkeiten. Es folgt eine Aus-
einandersetzung mit den jeweiligen Spezifi-
ka der beiden sozialen Felder (Wissenschaft 
und Politik), die unterschiedliche Spielregeln 
und Logiken bedingen. Dies fungiert als Basis 
für die abschließenden Überlegungen, inwie-
weit die Gender Studies der Sozialdemokratie 
Anregungen liefern können. Hier plädieren 
wir einerseits für eine Neukonzeption der 
adressierten Zielgruppe mit Orientierung an 
der Maßgabe qualitätsvoller Teilhabe und an-
dererseits für eine selbstbewusstere Vertre-
tung sozialdemokratischer Inhalte trotz oder 
gerade wegen eines gegensätzlichen hege-

A little help from my friends: Was die Sozialdemokra-
tie von den Gender Studies lernen kann
von Laura Dobusch und Katharina Kreissl
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monialen Politikklimas, erleichtert durch die 
Institutionalisierung eines „Checks-and-Ba-
lances-Systems“.

Entstehung – Gemeinsamkeiten zweier 
Bewegungen

Die Entstehungsgeschichten von Sozialde-
mokratie und Gender Studies ähneln sich vor 
allem in drei Punkten: Erstens finden beide ih-
ren Ursprung in sozialen Bewegungen zur Be-
seitigung gesellschaftlicher Ungleichheiten: 
die Sozialdemokratie mit dem (zumindest 
vormaligen) Fokus auf Klassenverhältnisse in 
der Arbeiter_innenbewegung bzw. die Gender 
Studies mit dem Schwerpunkt Geschlecht in 
der Frauenbewegung. Entstanden als zivil-
gesellschaftlich organisierte Gruppierungen 
in Reaktion auf untragbare soziale Verhält-
nisse bzw. diskriminierende Gesetzgebungen 
(Wahlrecht), setzten sich beide Bewegungen 
mit unterschiedlichen internen Ausdifferen-
zierungen für eine (radikale) Transformation 
von Gesellschaftsverhältnissen ein, wobei 
anfänglich der Kapitalismus bzw. das Patriar-
chat als zu überwindende Systeme im Vorder-
grund standen. Als mobilisierende kollektive 
Akteur_innen (Lenz 2001) war/ist ihr Engage-
ment bzw. ihre Praxis auf unterschiedlichen 
Ebenen sozialen Handelns verortet: Während 
die Sozialdemokratie sich hauptsächlich auf 
Meso- und Makro-Ebene fokussiert, nimmt 
die Frauenbewegung mit der Herstellung 
und Performanz von Geschlecht(lichkeit) in 
zwischenmenschlichen Interaktionen auch 
stark die Mikro-Ebene in den Blick.

Somit, und das ist ein zweiter wichtiger 
Punkt, stehen sowohl die Sozialdemokratie 
als auch die Gender Studies in einem engen 
Zusammenhang mit Formen der Identitäts-
politik, die eine Praxis der Affirmation zur lo-
gischen Konsequenz hat: Arbeiter_innen- wie 
Frauenbewegung ging es unter anderem um 
die Aufwertung der jeweiligen Identitätska-
tegorie bzw. um die Etablierung eines neu-
en Selbstbewusstseins einer vormals abge-

werteten, weil mit negativen Eigenschaften 
besetzten, gesellschaftlichen Gruppe. Dabei 
sollten nicht nur ökonomische und soziale 
Aufstiegsmöglichkeiten für Proletarier(_in-
nen) und Frauen gewährleistet, sondern ganz 
grundsätzlich kulturelle bzw. milieubedingte 
und vergeschlechtlichte Zuschreibungen 
wie proletarische (Sub)Kulturen gegenüber 
der Bourgeoisie oder „weiblich“ assoziierte 
Werte und Tätigkeiten gegenüber der „männ-
lichen“ Hegemonie mit Stolz zelebriert und 
in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung ge-
stärkt werden. Ziel war das Erkämpfen von 
Teilhabemöglichkeiten sowohl auf ökono-
misch-materialistischer Ebene, als auch auf 
der Ebene von gesellschaftlicher Anerken-
nung. Während die Gender Studies jedoch in 
weiterer Folge vor allem im Zuge des „post-
structuralist turn“ (Bacchi/Eveline 2010) eine 
Dekonstruktion und Erosion dieser identi-
tätsbasierten Kategorisierung vorantrieb und 
sich, um mit den Worten von Nina Degele zu 
sprechen, zu einer „paradigmatische[n] Ver-
unsicherungswissenschaft“ (2003) weiter-
entwickelte, so tut sich die Sozialdemokratie 
heute schwer im Umgang mit ihrer vorma-
ligen Kernwähler_innenschicht, den „klas-
sischen Arbeiter_innen“. Weder wurde diese 
Schicht jemals systematisch dekonstruiert 
und in weiterer Folge neu adressiert, noch auf 
deren gesellschaftlichem Wandel im Kontext 
sich ändernder Arbeitsbedingungen (Stich-
wort: Prekarisierung, Flexibilisierung, Migra-
tion etc.) mit einer den gegenwärtigen Ver-
hältnissen angemessenen Neukonzeption 
reagiert.

Der dritte und letzte Punkt bezieht sich auf 
den Wandel von einstmals zivilgesellschaft-
lich organisierten sozialen Bewegungen hin 
zu (mehr oder weniger) etablierten Instituti-
onen in unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Feldern. Sowohl die Arbeiter_innen- als auch 
Frauenbewegung haben Prozesse der Institu-
tionalisierung durchgemacht und damit ein-
hergehend einschneidende Veränderungs-
prozesse hinter sich: Erstere organisierte sich 
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(parteilich und ideologisch) im politischen 
Feld als Sozialdemokratie, zweitere erfuhr in 
den Gender Studies ihre Verwissenschaftli-
chung bzw. Akademisierung, ihren „acade-
mic turn“ (Hark 2005). Beiden gemeinsam 
ist, dass Institutionalisierung neben Vers-
tetigung, Absicherung und Etablierung al-
lerdings auch immer eine gewisse Form der 
Disziplinierung bedingt. Dabei oszillieren 
sowohl Gender Studies als auch Sozialdemo-
kratie mit völlig unterschiedlichen Resultaten 
im Spannungsfeld zwischen Anpassung an 
bestehende Strukturen als Grundvorausset-
zung für Anerkennung im jeweiligen Feld 
und einer kritisch-distanzierten Haltung, aus 
der sich ihre Legitimation speist oder vormals 
gespeist hat. Ein Grund für die doch recht ver-
schiedenartige Entwicklung der beiden vor-
mals radikal systemkritischen Bewegungen 
ist in der unterschiedlichen Verankerung und 
Positionierung in den jeweiligen Feldern zu 
finden: Während die Sozialdemokratie zu-
mindest in Europa seit Jahrzehnten mehr 
oder weniger fest in den Zentren staatlicher 
Macht zuhause ist (sei es in Regierungsbetei-
ligung, Verwaltungs- und Staatsapparaten 
oder staatsnahen Unternehmen), so haben 
die Gender Studies trotz der Eroberung von 
Lehrstühlen und Ressourcen sowie der parti-
ellen Etablierung feministischen Wissens in 
Nachbardisziplinen stets mit der Randstän-
digkeit ihrer Position im Wissenschaftsfeld zu 
kämpfen, ein Zustand, den Angelika Wetterer 
als „marginalisierte Integration“ (1999) be-
schreibt.

Trotz Ähnlichkeiten in Entstehung und 
Unterschiede in der aktuellen Entwicklung 
ist – gerade in Bezug auf die Frage nach Mög-
lichkeit und Nutzen eines Wissenstransfers – 
die Etablierung in unterschiedlichen sozialen 
Feldern als zentrale Differenz zwischen den 
Gender Studies und der Sozialdemokratie von 
grundlegender Bedeutung und wird daher im 
folgenden Abschnitt näher diskutiert.

Institutionalisierung in unterschiedlichen 
Feldern

Individualisierte, arbeitsteilig organisier-
te Gegenwartsgesellschaften sind durch 
Formen sozialer Ausdifferenzierung geprägt 
(Durkheim 1933/1977). Nach Bourdieuscher 
Lesart bedeutet das, dass sich Gesellschaft 
durch ein Ensemble mehrerer sozialer Felder 
(z.B. Kunst, Politik, Religion, Wirtschaft, Wis-
senschaft) auszeichnet, die nach je eigenen 
Logiken funktionieren und nicht auf allge-
meingültige, feldübergreifende Prinzipien 
zurückgeführt werden können (Bourdieu/
Wacquant 1996). Vereinfacht ausgedrückt 
gibt es in jedem Feld bestimmte Spielregeln, 
an die sich die Akteur_innen zu halten haben, 
sofern sie um Anerkennung und Gestaltungs-
macht „mitspielen“ wollen. Die Orientierung 
an feldspezifischen Regeln führt dazu, dass 
diese reproduziert und stabilisiert werden, 
gleichzeitig können die Kräfteverhältnisse 
des Feldes jedoch durch Regeladaptionen ver-
ändert werden.

Für die Gender Studies wie die Sozialde-
mokratie bedeutet dies, dass beide in un-
terschiedlichen sozialen Feldern verankert 
sind, in denen je andere Logiken, Spielregeln 
und Kräfteverhältnisse wirken, die einen di-
rekten Austausch nur bedingt zulassen. So ist 
die Geschlechterforschung Teil des wissen-
schaftlichen Feldes, dessen Hauptaufgabe Er-
kenntnisgewinn und Wissensdistribution in 
Form von Veröffentlichungen und Lehre dar-
stellt. Eine zentrale Spielregel ist hierbei der 
explizite Rekurs auf vermeintlich objektive 
Verfahren der Wissensherstellung, die das 
Ableiten von kontextübergreifenden Gesetz-
mäßigkeiten ermöglichen und subjektive In-
teressenlagen aushebeln sollen. Je näher die 
Akteur_innen des wissenschaftlichen Feldes 
dem Prototypen des/der logisch-rationalen, 
vergeistigten und unabhängigen Forscher_in 
zu kommen scheinen, desto besser stehen 
ihre Chancen auf Zuteilung von materiellen 
wie symbolischen Ressourcen (Dobusch et al. 
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2012). So sind es oftmals weiße Männer ohne 
„offensichtliche“ Beeinträchtigungen, die 
diesem Ideal am ehesten entsprechen (kön-
nen): „[T]he male body is invisible as a sexed 
entity. Its absence of gender entitles it to take 
up the unmarked normative locale“ (Puwar 
2004: 57).

Seit Beginn ihrer Etablierung kritisieren die 
Gender Studies das im wissenschaftlichen 
Feld dominante Verständnis objektivistischer 
Wissensherstellung und die damit einher-
gehenden Vorstellungen einer adäquaten 
„wissenschaftlichen Persönlichkeit“. Wis-
senschaftstheoretisch bedeutet dies etwa 
das Aufzeigen der Situiertheit von (wissen-
schaftlichem) Wissen (Haraway 1995) und 
das Kenntlichmachen der Verantwortung ge-
genüber dem produzierten Wissen (Harding 
2001). Um alternative Formen der Wissens-
herstellung und -bewertung durchsetzen zu 
können, bedarf es allerdings der Anerkennung 
der feldspezifischen Regeln, denn erst eine wie 
auch immer geartete und von anderen „Mit-
spieler_innen“ als legitim erachtete, regelkon-
forme Teilhabe eröffnet Möglichkeitsräume 
für Regelveränderung: „Die Transformation 
der Regeln (…) verlangt zunächst – und genau 
hierin besteht die prekäre Herausforderung – 
deren Akzeptanz, und sei es aus pragmatischen 
Gründen.“ (Hark 2005: 70) Für die Gender Stu-
dies bedeutet dies – genauso wie für alle an-
deren Disziplinen – die nachvollziehbare und 
begründbare Unterscheidung zwischen legi-
timem und illegitimem Geschlechterwissen, 
einer damit einhergehenden Kanonbildung 
sowie einer feldkonformen Institutionalisie-
rung geschlechterbezogener Forschung und 
Lehre (z.B. Einrichtung von Lehrstühlen, Defini-
tion von Curricula). Trotz dieser „widerständi-
gen Einpassung“ in das wissenschaftliche Feld 
kommt es zu einer Entfernung und teilweise 
auch expliziten Distanzierung von autonom 
organisierten, feministischen sozialen Bewe-
gungen wie auch von einer sich in den letz-
ten Jahrzehnten zunehmend professionali-
sierenden Frauen- und Gleichstellungspolitik. 

Dies lässt sich aus dem Umstand erklären, dass 
sich die Herstellung von wissenschaftlichem 
Geschlechterwissen in erster Linie an „innerw
issenschaftliche[n] Gütekriterien“ (Wetterer 
2009: 54) und nicht an dessen Anschlussfähig-
keit an „praktische Probleme“ der Gleichstel-
lungsarbeit oder geschlechterbezogenes All-
tagshandeln im Allgemeinen orientiert: „Nach 
mehr als 30 Jahren Frauenforschung und gut 
20 Jahren institutionalisierter Frauenpolitik ist 
nicht nur der Dialog zwischen deren jeweiligen 
Nachfolgerinnen schwierig geworden; schwie-
rig geworden ist auch der Dialog mit den ‚nor-
malen‘ Mitgliedern der Gesellschaft, die sie 
analysieren und zu verändern suchen“ (ebd. 
46). Konkret zeigt sich das etwa darin, dass in 
der wissenschaftlichen Debatte das Infrage-
stellen der Trennung zwischen einem sozialen 
(gender) und biologischen (sex) Geschlecht 
sowie der „Kohärenz und Einheit der Kategorie 
‚Frau(en)’“ (Butler 2001: 34) einen geschlech-
tertheoretischen „Minimalkonsens“ darstellt. 
Die professionalisierte Gleichstellungspolitik 
hingegen „braucht“ und reproduziert dabei 
Vorstellungen von Zweigeschlechtlichkeit (z.B. 
statistische Erfassung von Frauen- und Män-
neranteilen), um Ungleichheit feststellen und 
dementsprechend gleichstellungspolitische 
Maßnahmen setzen zu können (Wetterer 
2009).

Hier deutet sich an, dass der Austausch 
zwischen unterschiedlichen sozialen Feldern 
oder gar die Übernahme „feldfremder“ Wis-
sens-Praxis ein schwieriges – wenn nicht gar 
unmögliches? – Unterfangen darstellt. Das 
Besondere des politischen Feldes wiederum 
ist, dass das Streben nach Einfluss und Macht-
erhalt nicht nur über die Teilhabechancen der 
Akteur_innen entscheidet, sondern es das 
explizite Kernanliegen des Feldes darstellt. 
Bourdieu (2001) beschreibt das politische 
Feld als eine der offensichtlichsten Arenen 
„des symbolischen Kampfes um die Bewah-
rung oder Veränderung der sozialen Welt 
durch die Bewahrung oder Veränderung der 
Sicht- und Teilungsprinzipien.“ (ebd.: 81) Um 
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einen bestimmten Gesellschaftsentwurf als 
legitim durchsetzen zu können, sind die Ak-
teur_innen (z.B. politische Parteien, Interes-
sengruppen, zivilgesellschaftliche Initiativen) 
– und hier unterscheidet sich das politische 
von allen anderen Feldern – auf die breite Mo-
bilisierung der Bürger_innen angewiesen, die 
im engeren Sinne nicht Teil der feldeigenen 
„Mitspieler_innen“ sind (Swartz 2012). Die 
Mobilisierungskraft der politischen Akteur_
innen hängt davon ab, wie sehr sie es schaf-
fen, sich als glaub- und vertrauenswürdig zu 
positionieren, damit ihnen möglichst viele 
Wähler_innen für einen bestimmten Zeit-
raum ihre Entscheidungsgewalt übertragen. 
Die Politiker_innen würden ihre „magische 
Potenz über die Gruppe aus dem Glauben 
der Gruppe an die Repräsentation“ (Bourdieu 
1991: 504) schöpfen, was dazu führt, dass die 
Verfügbarkeit zentraler Ressourcen – nämlich 
Reputation und Glaubwürdigkeit gepaart mit 
Bekanntheit und Popularität – im „politischen 
Spiel“ höchst flüchtig sein kann. Vor diesem 
Hintergrund wird nachvollziehbar, dass die 
vielen Skandale, die das politische Alltags-
geschäft zu bestimmen scheinen, nicht aus-
schließlich dem „intrinsisch“ schlechten Cha-
rakter der Politiker_innen geschuldet sind, 
sondern gerade durch die Logik des Feldes 
erzeugt und begünstigt werden. So gehören 
gezielte Diskreditierungen der politischen 
Mitbewerber_innen zu einer fast notwen-
digen Strategie, um im „politischen Spiel“ 
mitmischen zu können. Ein nicht-intendierter 
Nebeneffekt ist ein allgemeiner Reputations-
verlust des politischen Feldes.

Der allzu flüchtige Charakter „politischer 
Spieleinsätze“ wird durch deren parteiliche, 
gewerkschaftliche oder anderweitig interes-
senbezogene Institutionalisierung entschärft. 
Mit der voranschreitenden Institutionalisie-
rung nimmt gleichzeitig (der Glaube an) die 
relative Autonomie des politischen Feldes zu. 
Das heißt, die politischen Akteur_innen ori-
entieren sich vor allem an den Relevanzstruk-
turen ihrer jeweiligen „Mitspieler_innen“ und 

legen mehr und mehr Wert auf die Sicherung 
ihrer Stellung im parteilichen und staatlichen 
Machtgefüge. Die vielfältigen Problemlagen 
und Herausforderungen, mit denen sich die 
Sozialdemokratie heute konfrontiert sieht, 
ausschließlich auf feldeigene Schließungs-
tendenzen und Reproduktionsinteressen 
politischer Eliten zurückzuführen, wäre aller-
dings zu kurz gegriffen. Im Gegenteil, gera-
de sozialdemokratischen Parteien haben im 
Laufe ihrer Geschichte immer wieder – mehr 
oder weniger erfolgreich – versucht, ihre pro-
grammatische Ausrichtung an die eigene 
Basis und/oder das vermutete Kernklientel 
rückzubinden (Sachs 2010). Gleichzeitig ge-
staltet sich diese Re- bzw. Neuprogrammie-
rung besonders schwierig, da mit dem Erfolg 
der Sozialdemokratie (z.B. Umverteilung von 
Wohlstand, sozialer Aufstieg breiter Bevölke-
rungsschichten) fast zwangsläufig das Ver-
schwinden ihres ursprünglichen Klientels, der 
Arbeiter_innenklasse, einhergehen muss(te). 
Dies hat jedoch nicht zur Folge, dass soziale 
Ungleichheiten keine Rolle mehr spielen. 
Vielmehr zeigt sich, dass aufgrund des um-
fassenden Strukturwandels der Gegenwarts-
gesellschaft (z.B. demographischer Wandel, 
Digitalisierung, Globalisierung, Individualisie-
rung) andere Unsicherheiten und neue Ver-
letzbarkeiten entstehen. Dieser Umstand er-
weist sich als umso irritierender, als dass für 
„deren Vermeidung aber die entsprechenden 
sozialen und ökonomischen Ressourcen vor-
handen wären“ (Braun 2006: 428). Die Gleich-
zeitigkeit faktisch ungleicher Lebenschancen 
trotz eines breiten gesellschaftlichen Kon-
senses eines „Gleichheitspostulat[s]“ (Degele 
2004: 377) wird im Besonderen der Sozialde-
mokratie als Politikversagen zugerechnet.

Voneinander lernen?

Vor dem Hintergrund der unterschied-
lichen Logiken und Spielregeln der beiden 
Felder sollte also die Auseinandersetzung 
damit, was die Sozialdemokratie von den 
Gender Studies lernen kann, stets im Blick 
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behalten, dass ein direkter Transfer der jewei-
ligen Erkenntnisse und Expertisen nicht mög-
lich ist. Im Gegenzug bedeutet das allerdings 
nicht, dass die für das andere Feld als relevant 
erachteten Ideen und Ratschläge bereits a 
priori in dessen Logiken und Relevanzstruk-
turen eingepasst werden müssen. Vielmehr 
ist es Aufgabe des jeweiligen Feldes selbst, 
„feldfremde“ Inhalte in die eigene Wissens-
Praxis zu übersetzen und „im Extremfall“ gar 
entsprechende Regeländerungen vorzuneh-
men. Die nachfolgend vorgebrachten Über-
legungen stellen daher lediglich Anregungen 
für künftige Übersetzungsleistungen durch 
das politische Feld dar.

Was ist es nun, das die Sozialdemokratie 
von den Gender Studies lernen kann? Zum 
Ersten könnte die jahrzehntelange Debatte 
zu Beschaffenheit, Relevanz und Notwen-
digkeit der Identitätskategorie „Frau“ als Be-
zugspunkt feministisch-emanzipatorischer 
Wissens-Praxis Anknüpfungspunkte für die 
anhaltenden Auseinandersetzungen rund 
um Repräsentationsanspruch und -wirklich-
keit der Sozialdemokratie bieten. Die Gender 
Studies beschäftigen sich eingehend und kon-
tinuierlich mit den inhärenten Ausschlüssen 
von Identitätspolitiken, nicht zuletzt weil sich 
die Frauenbewegungen mit dem Unsichtbar-
machen und Verleugnen von Differenzen in-
nerhalb der eigenen Gruppe konfrontiert sah 
(z.B. Combahee River Collective 1982; Ewinkel 
1985/1994). So untersucht die Intersektiona-
litätsforschung etwa das Zusammenwirken 
von sich gegenseitig verstärkenden bzw. ab-
schwächenden Ungleichheitsverhältnissen, 
wie z.B. Sexismus, Rassismus und Klassimus 
(Degele/Winker 2011; Knapp 2008), die durch 
einen unhinterfragten Fokus auf die „weiße 
Mittelschicht-Frau“ unbeleuchtet bleiben. 
Mithilfe der Queer Theory erfolgt nicht nur 
das Sichtbarmachen alternativer Begehrens-
formen und Lebensentwürfe abseits hetero-
normativer Vorstellungen, sondern auch das 
Infragestellen von allzu eindeutigen Identi-
tätszuweisungen (z.B. Schwule, Lesben), die 

wiederum exkludierend wirken können, etwa 
im Hinblick auf sich als asexuell, bisexuell 
oder polyamourös identifizierende Menschen 
(Jagose 2005). Für Judith Butler (1993) ha-
ben Identitätskategorien „niemals nur einen 
deskriptiven, sondern immer auch einen nor-
mativen und damit ausschließenden Charak-
ter“ (ebd. 49). Deshalb plädiert sie dafür, die 
Kategorie „Frauen“ als ein „unbezeichenbares 
Feld von Differenzen“ (ebd. 50) zu verstehen, 
das einen „Schauplatz ständiger Offenheit 
und Umdeutbarkeit (resignifiability)“ (ebd.) 
darstellt.

Ein solcher Anspruch nach permanenter 
Neuverhandlung und Umdeutung liegt auf 
den ersten Blick quer zu den Logiken des 
politischen Feldes, wo die Repräsentation 
bestimmter Gruppen und deren Interessen 
eine zentrale Grundlage politischen Han-
delns darstellt. Gleichzeitig ist damit aber 
noch nicht gesagt, anhand welcher Kriterien 
diese Gruppen definiert werden müssen. Für 
die Sozialdemokratie könnte das etwa bedeu-
ten, ihr Klientel nicht mehr gemäß gewisser 
Einkommensklassen oder Beschäftigungs-
verhältnisse festzulegen. Dies wird weder 
dem Strukturwandel der Gegenwartsgesell-
schaft gerecht (z.B. Prekarisierung von Arbeit, 
Diskontinuitäten im Erwerbsleben), noch ist 
damit garantiert, dass drängende soziale Fra-
gen dadurch Beachtung finden (z.B. Dauerar-
beitslosigkeit, Digitalisierung, Klimawandel). 
Anstatt also die Bezugsgruppe(n) sozialde-
mokratischer Politik über statische und fixe 
Eigenschaften zu definieren, könnte die reali-
sierte Teilhabe an einem „guten Leben“ als Be-
zugspunkt dienen. Dafür braucht es ex ante 
eine programmatische Auseinandersetzung 
damit, was unter gerechten Teilhabechan-
cen und letztlich qualitätsvoller Teilhabe zu 
verstehen ist, die sich nicht einfach durch die 
Gleichsetzung mit einem bestimmten sozio-
ökonomischen Status bestimmen lässt. Das 
heißt, die möglichen Ziel- und Bezugsgrup-
pen sozialdemokratischer Politik sind erst ex 
post zu ermitteln und ergeben sich aus mehr-
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dimensionalen, sich wandelnden Bedürf-
nislagen (siehe hierzu auch Hanappi-Egger/
Kutscher 2015). Im Sinne einer Lebenslauf-
perspektive können demnach einzelne Indi-
viduen manchmal mehr, manchmal weniger 
in den Fokus sozialdemokratischer Politik ge-
raten. Für eine derartige Identitätspolitik, die 
auf einem „grund-losen Grund“ (Butler 1993: 
50) fußt, braucht es von der Sozialdemokratie 
allerdings „keine Rückkehr zu ihren Wurzeln“ 
– wie so oft gefordert. Stattdessen bedarf es 
zuallererst der vorbehaltlosen Anerkennung 
postindustrieller, globalisierter Verhältnisse 
und deren nicht umkehrbaren, gesellschafts-
(um)strukturierenden Wirkungen, die nicht 
in einem resignierenden „Die-fetten-Jahre-
sind-vorbei“ münden muss, sondern erst eine 
zukünftige Diskurs- und Handlungsmacht 
begründen kann.

Hier schließt der zweite Punkt an, an dem 
die Sozialdemokratie von den Gender Studies 
lernen kann. Denn die Gender Studies befin-
den sich in einer doppelt marginalisierten 
Rolle: zum einen aufgrund ihrer Stellung im 
wissenschaftlichen Feld als „Gegen-Wissen-
schaft“ und zum anderen aufgrund des durch 
sie bereitgestellten Wissens, das für Verun-
sicherung und Komplexitätserhöhung im 
(vergeschlechtlichten) Alltagshandeln sorgt. 
Nichtsdestotrotz haben die Gender Studies 
an kontroversen Thesen (z.B. nicht nur das 
soziale, sondern auch das biologische Ge-
schlecht sei ein diskursiver Effekt) und ein-
gangs belächelten oder bekämpften Hand-
lungsansätzen (z.B. geschlechtergerechte 
Sprache) festgehalten, die nach und nach 
Eingang in andere soziale Felder (z.B. Bildung, 
Gesundheit, Politik) fanden.

Analog wäre es für die Sozialdemokratie 
angebracht, sich „heißen Eisen“, wie etwa 
Grundeinkommen und Postwachstum, zu-
zuwenden und sich diese im Rahmen einer 
programmatischen Neusaurichtung zu eigen 
zu machen. Vor dem Hintergrund der Logiken 
des politischen Feldes ist davon auszugehen, 

dass es nicht reicht, wenn sich die zentralen 
Akteur_innen „einfach durchringen“ und 
trotz Gegenwind transformative Ansätze 
zur Gesellschaftsveränderung formulieren, 
wiewohl der mangelnde Mut von Protago-
nist_innen zweifellos auch Teil des Problems 
darstellt. Den Aus- und Abschließungsten-
denzen des politischen Feldes sowie dessen 
Neigung zum Status Quo sind möglicherwei-
se nur mit Versuchen der „Gegen-Institutio-
nalisierung“ beizukommen. Diese umfassen 
im Sinne eines Checks-and-Balances-Systems 
beispielsweise Instrumente innerparteilicher 
Demokratie (z.B. Mitgliederbefragung zu Re-
gierungsprogrammen, Direktwahlen von Vor-
sitzteams mit inhaltsbezogener Auseinan-
dersetzung um Standpunkte im Vorfeld), die 
statistische und inhaltsanalytische Erfassung 
von Parteitagsbeschlüssen, eine partielle 
Trennung von Regierungs- und Parteiämtern 
sowie systematische Dialogforen mit zivilge-
sellschaftlichen Organisationen, aber auch 
Maßnahmen, die auf Fluktuation und Dyna-
mik abzielen (z.B. limitierte Perioden für poli-
tische und öffentliche Ämter).	 ó
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Auf Bebel’s Spuren?
Zum Spannungsfeld zwischen Erwerbsarbeit und Sorgearbeit

von Barbara Stiegler

1.	 Die Lösung der Sozialdemokratie

Programmatisch gibt es für die Sozialde-
mokratie im Spannungsfeld zwischen Er-
werbsarbeit und Sorgearbeit kein Problem:

„Wenn wir gleiche Teilhabe für Frauen 
und Männer verwirklichen wollen, müssen 
wir alle Lebensbereiche umgestalten: Wer 
die menschliche Gesellschaft will, muss die 
männliche überwinden.“� Dieser Satz aus 
dem Grundsatzprogramm der SPD war und 
ist sicherlich auch heute kein selbstverständ-
licher Teil sozialdemokratischer Überzeu-
gungen. Erst nach heftigen Debatten wurde 
dieser Satz in den Programmen von 1989 und 
von 2007 verankert. „Gleiche Teilhabe“ wird 
in diesem Satz mit einer radikalen Verände-
rung der Gesellschaft, von der männlichen zu 
der menschlichen, verbunden. Damit geht er 
über eine Gleichstellungsdefinition hinaus, 
in der die  Gleichstellung von Mann und Frau 
daran gemessen wird, dass Frauen in gleicher 
Weise wie die Männer überall vertreten sind, 
gleiche Berufe, gleiche Machtpositionen, 
gleiche Verdienste und Alterssicherungen 
haben — wenn Frauen also der gegeben Ge-
sellschaft voll angepasst sind.1

Mit dieser Vorstellung von Gleichstellung 
ist zwar eine wichtige Perspektive verbun-
den: die finanzielle Unabhängigkeit der Frau 
durch die eigene Erwerbstätigkeit. Darin 
liegt eine Absage an das Ernährermodell 
und die traditionelle Vorstellung vom Ge-
schlechterverhältnis: hier die Hausfrau und 
Mutter und dort der Mann im feindlichen 
Leben. Bereits in den Anfängen der Sozialde-
mokratie war das ein wichtiges Ziel. August 

�	 Hamburger Programm 2007, S.40

Bebel hat die Emanzipation der Frauen in 
ihrer gleichen Beteiligung an der Erwerbsar-
beit definiert. Damals war das auch mit dem 
höchst bedeutsamen und nicht unumstrit-
tenen Ziel verbunden, Frauen die gleichen 
Bildungschancen zu eröffnen. Heute aber ist 
die Frauenfrage keine Bildungs- und Ausbil-
dungsfrage mehr und eine Gleichstellung 
in der Erwerbsarbeit als Gleichstellungsziel 
unzureichend. Es hat sich nämlich gezeigt, 
dass trotz aller Bildungsgleichheit eine sol-
che Gleichstellung gar nicht möglich ist, 
wenn nicht radikalere Veränderungen in der 
Gestaltung aller gesellschaftlichen Arbeits-
formen hinzukommen. Viele Frauen können 
gar nicht in gleicher Weise erwerbstätig sein 
und Teilhabe verwirklichen wie die Männer, 
denn sie haben neben der Erwerbsarbeit 
noch die private  Betreuungsarbeit zu leisten. 
Und bereits August Bebel hat das gewusst 
und seine Vorstellungen von einer kollek-
tiven Hausarbeit entwickelt. 

Das Ziel der Gleichstellung der Ge-
schlechter berührt eine fundamentale ge-
sellschaftliche Organisationsform, nämlich 
die der Arbeit. Der programmatische Satz: 
„die männliche überwinden“, bezieht sich 
genau darauf. Er schließt an die frühen Dis-
kussionen der zweiten Frauenbewegung 
an.� Zur Zeit der erstmaligen Verankerungen 
des Programmsatzes im Berliner Programm 
machten sich  vor allem Frauen in der SPD 
den Blick der Feministinnen zu Eigen, die 
die „ganze Arbeit“ in ihre Gesellschaftsana-
lyse aufnahmen. Sie erweiterten damit die 
herkömmliche Definition von Arbeit um die 

�	 Gisela Bock, Barbara Duden: Arbeit aus Liebe - Liebe als Arbeit: Zur Ent-
stehung der Hausarbeit im Kapitalismus, in: Gruppe Berliner Dozentinnen 
(Hg.) I: Frauen und Wissenschaft. Beiträge zur 1. Sommeruniversität für 
Frauen, Berlin 1977, S. 118-199. 
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unbezahlte Sorgearbeit: Hausarbeit, private 
Kinderbetreuungsarbeit, private Kranken-
pflege, private Altenpflege, ehrenamtliche 
Arbeit im sozialen Umfeld.

Diese Entdeckung war der Schlüssel für 
die neue Sicht auf das „Spannungsfeld zwi-
schen Beruf und Familie“. Erst als die unbe-
zahlte Sorgearbeit� als gesellschaftlich not-
wendig erkannt war, konnte die „Familie“ als 
Arbeitsfeld besonderer Art, aber eben auch 
als Arbeitsfeld, gesehen werden. Die  dort er-
brachte Sorgearbeit wurde als die Basis ge-
sellschaftlichen Lebens und der Lebensquali-
tät der Familienmitglieder erkannt.

2.	 Probleme im Spannungsfeld Berufsar-
beit – Sorgearbeit?

In der feministischen Diskussion kristal-
lisierten sich in der prinzipiellen Debatte 
über die Bedeutung der Spaltung der Arbeit 
für das kapitalistische System folgende Pro-
bleme heraus:

1.	 Die Hierarchie zwischen den Arbeits-
feldern: Anerkennung und Geld fließt 
nicht in gleichem Maße in beide Be-
reiche, private Sorgearbeit ist unsicht-
bar und  unterbewertet. Wer sie leistet, 
ist benachteiligt und abhängig.

2.	 Die Geschlechtertrennung in den Ar-
beitsfeldern: Frauen arbeiten über-
wiegend im privaten, unbezahlten 
Arbeitsfeld, Männer überwiegend im 
Erwerbsarbeitsfeld. Auch die Erwerbsar-
beit weist eine geschlechtliche Segrega-
tion auf: Je ähnlicher die Berufsaufga-
ben der privaten Sorgearbeit sind, umso 
stärker ist das Berufsfeld mit Frauen be-
setzt. 

�	 Im Folgenden werde ich den Begriff Care-Arbeit gebrauchen, der sich in 
den internationalen Diskussionen durchgesetzt hat. 

3.	 Die Gestaltung der Arbeitsfelder: die 
Spaltung der Sorgearbeit in private und 
professionelle Arbeit basiert auf einem 
traditionellen Familienmodell. Es ste-
hen nicht die spezifischen Bedürfnisse 
der Sorge-Empfangenden (Kinder, Kran-
ke, Alte) im Mittelpunkt. Unter der An-
nahme einer „natürlichen“ Eignung der 
Frauen für Sorgearbeit wird nicht nach 
den wirklichen Bedürfnissen der Kinder 
und Pflegebedürftigen gefragt.

Und eine grundlegende Erkenntnis mo-
tivierte zu politischen Diskussionen: Zwar 
gibt es in vielen Gesellschaften die Tren-
nung von bezahlter und unbezahlter Arbeit 
(und die Zuweisung der unbezahlten an die 
Frauen), aber: Welche und vor allem wie viel 
unbezahlte Arbeit zu leisten ist, das ist eine 
politische Frage und hängt eng mit der Ent-
wicklung und dem Denken über „Familie“ 
zusammen.

3.	 Realitäten im Spannungsfeld 

3.1.	 Die Hierarchie zwischen den Arbeits-
feldern

Private Sorgearbeit führt in vielen Fällen 
in die Altersarmut, die sozialen Sicherungs-
systeme sind nach wie vor erwerbsarbeits-
zentriert, „Ausfälle“ für private Sorgearbeit 
werden für Kinderbetreuung und Pflege erst 
teilweise berücksichtigt. Die Entlohnung in 
der professionellen Sorgearbeit ist im Ver-
hältnis zu vergleichbarer technischer Arbeit 
unterbezahlt.  

3.2.	 Die Geschlechtertrennung in den Ar-
beitsfeldern

Frauen arbeiten zu einem Drittel ihrer Ge-
samtarbeitszeit in bezahlter Arbeit, Männer 
zu zwei Dritteln. Unbezahlte Arbeit wird vor 
allem von Müttern geleistet. Frauen nehmen 
Elternzeit und Elterngeld häufiger und län-
ger in Anspruch als Männer. Nur gut sechs 
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Prozent der Väter nahmen die Leistung für 
ein Jahr und mehr in Anspruch. Auch nach 
der Elternzeit gibt es keine gleiche Teilung 
der Erziehungsarbeit. 2012 waren 60 Prozent 
aller Frauen mit minderjährigen Kindern 
aber 84 Prozent der vergleichbaren Väter er-
werbstätig. Auf Teilzeitbasis arbeiteten rund 
70 Prozent der  Mütter mit minderjährigen 
Kindern aber nur sechs Prozent der Väter.

Auch in der privaten Pflegearbeit für  An-
gehörige gibt es keine gleiche Verteilung 
zwischen Männern und Frauen: Von den 2,13 
Millionen Pflegebedürftigen (Pflegeversiche-
rungsdaten) werden 68 Prozent zu Hause 
gepflegt, dabei 67 Prozent  ausschließlich 
durch Angehörige. 73 Prozent der pflegenden 
Angehörigen sind weiblich. Über 90 Prozent 
der professionell Pflegenden sind weiblich.

3.3.	 Stand des Ausbaus personenorien-
tierter Dienstleistungen

2015 liegt die Betreuungsquote von Kin-
dern unter drei Jahren im  Bundesdurch-
schnitt erst bei 32,9 Prozent. Die Betreu-
ungsquote für Kinder über drei Jahren in 
Einrichtungen liegt bei über 90 Prozent. Erst 
knapp ein Drittel aller Kinder hat einen Platz 
in einer Ganztagsschule. Das Angebot der 
Pflegeinfrastruktur deckt nur ein Drittel des 
Pflegebedarfs, bezahlbare hauswirtschaft-
liche Dienstleistungen fehlen fast völlig.

4.	Lösungsmodelle 

4.1.	 Konservative Modelle

Die konservative Lösung für diese Pro-
bleme wurde in dem Slogan von der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie für die 
Frau gefunden: Angesichts der nicht mehr zu 
verleugnenden „Doppelbelastung der Frau“ 
sollte vor allem ihr erleichtert werden, die 
beiden Arbeitsfelder „unter einen Hut“ zu 
bekommen. Teilzeitarbeit, Kündigungsschutz 
bei vorübergehender Aufgabe der Erwerbs-

arbeit und minimale Rentenpunkte auch für 
die sogenannte „Auszeit“ waren die Ange-
bote.

Dieses Modell verändert zunächst nichts 
an der  Hierarchie zwischen den Arbeits-
feldern und den Nachteilen für die Care-Ar-
beitenden, die Geschlechtertrennung wird 
nicht aufgehoben und die Bedürfnisse der 
Care-Empfangenden haben auch kein größe-
res Gewicht.

Sozialdemokrat_innen formulierten an-
ders: „Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
für Männer und Frauen,“ das heißt, die Mög-
lichkeiten, die die individuelle Vereinbarkeit 
betrafen, sollten auch für Männer offen ste-
hen und es wurde dafür geworben, dass auch 
Männer als Väter Auszeiten nahmen und 
Teilzeit arbeiteten. „Halbe-Halbe“ machen 
war der Slogan. Auch der „Rollentausch“, also 
die komplette Übernahme der unbezahlten 
Arbeit durch den Mann und Vater wurde 
denkbar. 

Diese Lösung verändert zumindestens 
theoretisch die Geschlechtertrennung in 
den Arbeitsfeldern. Die Hierarchie und die 
damit verbundenen Nachteile für die Care-
Arbeitenden werden aber nicht angetastet, 
auch ein (Teil)-Hausmann arbeitet genauso 
unbezahlt und wenig anerkannt und mit 
prekärer Absicherung für das Alter wie eine 
(Teil)-Hausfrau. Die Bedürfnisse der Care-
Empfangenden kommen auch nicht schärfer 
in den Blick.

4.2.	 Das klassisch „sozialistische“ Modell

Sorgearbeit wird weitestgehend aus der 
Privatheit herausgenommen und in öffent-
lichen Institutionen wie Kita, Schulen, Pfle-
geheimen verrichtet. Männer wie Frauen 
sind ganztags erwerbstätig. Variante 1: In 
den Care-Erwerbsarbeitsbereichen arbeiten 
überwiegend Frauen, er bleibt schlecht be-
zahlt, Variante 2: der Care-Erwerbsarbeits-
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bereich wird aufgewertet, es gibt höhere 
Entgelte (vergleichbar denen in technischen 
Bereichen), und es kommen Männer in diese 
Berufe.

In diesem Modell wird die private Sor-
gearbeit in ihrem Umfang stark reduziert 
und durch professionelle Arbeit ersetzt. Das 
eröffnet die Möglichkeit, dass auch die Be-
dürfnisse der Care-Empfangenden besser 
berücksichtigt werden. Variante zwei zeigt, 
dass auch die Geschlechtertrennung in der 
professionellen Arbeit potentiell aufgehoben 
werden kann. Ob, wie viel und welche Sorge-
arbeit weiterhin privat zu leisten ist, bleibt 
unklar, ebenso, ob das weiterhin Aufgabe der 
Frauen sein soll.

4.3.	 Das Modell der „universellen Betreu-
ungsarbeit“�

Private Care-Arbeit gehört zum Leben 
eines jeden Menschen dazu: Sich um Kinder, 
Kranke oder Alte zu kümmern, ist eine univer-
selle, selbstverständliche  Pflicht. Dazu gibt 
es einen Ausbau individueller Rechte, die es 
erlauben, dass jeder/jedem ausreichend Zeit 
für die je anfallende private Sorgearbeit zur 
Verfügung steht. Unterbricht er/sie die Er-
werbsarbeit, sei es stunden-, tageweise oder 
auch für längere Zeit, ist eine eigenständige 
finanzielle Absicherung gewährleistet, und 
es entstehen keinerlei Nachteile im Erwerbs-
leben. Welche Teile der Care-Arbeit privat und 
welche Teile professionell geleistet werden, 
richtet sich nach den Bedürfnissen der Per-
sonen, um die es in der Sorgearbeit geht. Die 
als Erwerbsarbeit geleistete Sorgearbeit wird 
entsprechend gestaltet, die öffentlichen An-
gebote orientieren sich nach den Bedürfnis-
sen der Care-Empfangenden. Dazu braucht 
es den Ausbau öffentlicher Angebote für 
Care: für alle zugänglich, also wohnortnah, 
für jede(n) bezahlbar, von hoher Qualität, so-

�	 Fraser, Nancy (2003):“Umverteilung oder Anerkennung? Eine politisch-
philosophische Kontroverse“ Frankfurt am Main

wohl was die Dienstleistung angeht als auch 
was die Arbeitsbedingungen und Entgelte 
der dort Arbeitenden angeht.  

5.	 Veränderungsmöglichkeiten

Die Formulierung im Programmsatz „die 
männliche Welt“ überwinden, meint genau 
dieses Modell der „universellen Betreuungs-
arbeit“. Der Vorwurf, der oft feministischem 
Denken gemacht wird, das sei männerfeind-
lich, ist hier fehl am Platz: Der Satz benennt 
die Hürden, die es auf diesem Weg zu einer 
menschlichen Gesellschaft gibt, kurz und 
knapp mit „männlich“. Und damit stellt sich 
die Frage: was ist an unserer Gesellschaft 
männlich und was muss daher überwunden 
werden. 

5.1.	 Normen, die eine männliche Dominanz 
implizieren: Die lebenslange, unun-
terbrochene  Erwerbsarbeit, der Acht-
Stunden-Tag als Norm, aber auch die 
hohen Anforderungen an zeitliche und 
räumliche Verfügbarkeit, das sind Rege-
lungen und Normen, die auf einen Mann 
in der Ernährerrolle zugeschnitten sind, 
die eine Frau selbstverständlich „als 
Frau“ auch erfüllen kann, wenn sie wie 
ein Mann in der Ernährerrolle lebt, also 
ohne die zusätzliche private Sorgearbeit 
zu leisten.

Zu den Normen gehören auch die Ge-
schlechtervorstellungen. Die traditionellen 
Rollen von Mann und Frau basieren auf ihnen 
entsprechenden Geschlechtervorstellungen. 
Die Geschlechter werden so gesehen: dual 
(es gibt nur zwei Geschlechter), polar (der 
Mann ist genau das Gegenteil von einer Frau) 
und hierarchisch (eine relative Abwertung 
der Frau im Geschlechterverhältnis und des 
Weiblichen als Bezugspunkt). Die Hierarchie 
im Geschlechterverhältnis zeigt sich auch in 
der Bewertung von Arbeit: Alle Tätigkeiten, 
die als typisch weiblich gelten, genießen 
weniger Anerkennung als die Arbeiten und 
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Merkmale, die als typisch männlich gelten. 
Das geht bis in die tarifvertragliche Arbeits-
bewertung hinein.

Normativ verankert und einem traditi-
onellen Männerbild entsprechend sind in 
der Erwerbsarbeit auch die Konkurrenzori-
entierung und der Druck, Höchstleistungen 
zu bringen. Diese Logik widerspricht den 
Normen, die im Care-Arbeitsfeld gelten: hier 
geht es im Gegensatz dazu um Solidarität, 
Zuwendung, und Anerkennung ohne spezi-
fische Leistung. 

5.2.	 Der Umfang  der Familienarbeit als pri-
vate Arbeit: Wie viele Arbeiten im pri-
vaten Raum zu leisten sind, ist verhan-
delbar und gestaltbar: Gesellschaften, 
die nach dem Ernährermodell gestaltet 
sind, weisen einen hohen Umfang von 
privater Arbeit auf. Sie haben ein fa-
milienbasiertes Care-System mit einer 
wenig ausgebauten Service basierten 
Infrastruktur für Betreuung und Pflege. 
Andere Länder haben ein servicebasier-
tes Care-System entwickelt und viele 
Sorgearbeiten professionalisiert�.

6.	Einige Fragen der Gestaltung von Er-
werbsarbeit und privater Sorgearbeit 

Die traditionelle Lösung, dass der Unter-
halt der Care-Arbeitenden, solange es um 
Kinderbetreuung geht, über eine Ehe ga-
rantiert wird, führt zu einer persönlichen, 
finanziellen Abhängigkeit. Sie basiert auf 
dem Bestand einer Gefühlsbeziehung. Nicht 
nur angesichts der steigenden Anzahl der 
Alleinerziehenden und der Ehescheidungen 
erweist sich das als unzulänglich. Ein Rechts-
anspruch auf eine staatliche Leistung, die die 
notwendige Sorgearbeit finanziell absichert, 
ist für Männer und Frauen günstiger. Wer 

�	 Heintze, Cornelia (2015) Auf der Highroad - der skandinavische Weg zu 
einem zeitgemäßen Pflegesystem : ein Vergleich zwischen fünf nordischen 
Ländern und Deutschland .Friedrich-Ebert-Stiftung Bonn. http://library.fes.
de/pdf-files/wiso/11337.pdf

gesellschaftlich notwendige Arbeit, auch im 
Privaten, leistet, sollte dabei gut abgesichert 
werden, unabhängig von Verdiensten der 
Partner_innen oder dem Bestand persön-
licher Beziehungen.

6.1.	 Wie soll eine eigenständige finanziel-
le und soziale Absicherung derjeni-
gen, die private Sorgearbeit leisten, 
aussehen? 

Zunächst ist zu fragen, welches Bezugs-
system zur Bewertung der Arbeit herangezo-
gen wird.

ò	 Erste Variante: Bewertung der Sorgear-
beit anhand der ausgeübten Tätigkeiten. 
Zugrunde gelegt werden die Stunden-
löhne, die für vergleichbare Tätigkeiten 
in der Erwerbsarbeit gezahlt werden. 
Die soziale Sicherung erfolgt dann ent-
sprechend der errechneten Summe in 
den sozialen Sicherungssystemen. Die-
se im Moment relativ geringen Entgelte 
mindern auch den „Wert“ der unbezahl-
ten Arbeiten. Diese Variante spielt in 
Schadensersatzklagen bei Ausfall einer 
Hausfrau eine Rolle. Sie liegt auch den 
Erziehungsgehalts-Modellen zugrunde 
(Hausarbeit als Beruf)�. 

ò	 Zweite Variante: Eine Unterstützung, 
die vor allem der Anerkennung dienen 
soll: eine feste  Summe, die allen zu-
steht, die sich aber weder auf Stunden-
löhne noch auf individuelle Einkommen 
bezieht. Hier muss eine soziale Siche-
rung hinzukommen. Im Prinzip orientie-
ren sich Betreuungsgeld und Pflegegeld 
an dieser Variante. 

ò	 Dritte Variante: Eine finanzielle Absi-
cherung der Person in den Zeiten, in de-
nen sie Sorgearbeit leistet, die sich auf 

�	 Leipert, Christian Opielka, Michael (1998) Erziehungsgehalt 2000. Ein 
Weg zur Aufwertung der Erziehungsarbeit, Bonn-Freiburg.
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das je individuelle Erwerbsarbeitsent-
gelt bezieht. Die soziale Sicherung aus 
der Erwerbsarbeit bleibt bestehen. Im 
Prinzip entspricht das heute übliche El-
terngeld oder das 1000 Stundenmodell� 
für Pflegearbeit dieser Variante. 

Die Höhe der finanziellen Absicherung ist, 
je nachdem, welche Variante gewählt wird, 
höchst unterschiedlich.  

Im Rahmen des Modells einer universellen 
Sorgearbeit, das Erwerbsarbeit und Sorge-
arbeit zusammen denkt, sollte es mindes-
tens eine eigenständige Existenzsicherung 
für alle, die Sorgearbeit (und Erwerbsarbeit) 
leisten, geben. Die Höhe des dazu  notwen-
dige Bruttomonatseinkommen für eine Exis-
tenzsicherung hat Irene Pimminger� für 2015 
ausgerechnet: für eine kurzfristige eigen-
ständige Existenzsicherung sind es 1.217 Euro 
(Alleinerziehend mit einem Kind 1.6149 Euro), 
für eine langfristige Existenzsicherung 2.458 
Euro (Alleinerziehend mit einem Kind 3.230 
Euro). 

Der Umfang der Sorgearbeit:

Bei der Bestimmung der Dauer der priva-
ten Sorgearbeit und der damit verbundenen 
finanziellen Absicherung sollten die Bedürf-
nisse der Care-Empfangenden im Mittel-
punkt stehen. Hierüber ist ein gesellschaft-
licher Konsens herzustellen. Dabei geht 
es zum Beispiel um Fragen wie: wann und 
wie lange täglich/ wöchentlich/ monatlich 
braucht ein Kind die elterliche Bezugsperson? 
Wie hoch ist der Pflegebedarf in bestimmten 
Erkrankungsstadien? 

�	 Barbara Stiegler , Dirk Engelmann (2011) : Zeit und Geld für pflegende 
Angehörige.  Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn. http://library.fes.de/pdf-files/
wiso/08192.pdf
�	 Pimminger, Irene, (2015) Existenzsichernde Beschäftigung von Frau-
en und Männern mit und ohne Migrationshintergrund. Expertise hg. v. d. 
Agentur für Querschnittsziele im ESF, Berlin 2015 S.7

6.2.	 Können politische Maßnahmen zur 
„Vereinbarkeit“ auch ein Schritt zu 
mehr sozialer Gerechtigkeit, ein Schritt 
zur Umverteilung des Reichtums sein?

Splittingmodelle bevorzugen gut verdie-
nende Paare mit traditioneller Arbeitsteilung 
gegenüber Geringverdienern. Auch  das El-
terngeld fließt in größerem Umfang an besser 
Verdienende, während  Sozialleistungsemp-
fänger_innen überhaupt nicht profitieren. 

Mehr soziale Gerechtigkeit bringt ein das 
Existenzminimum garantierendes Modell 
der universellen Betreuungsarbeit. 

Zu dem Modell der universellen Betreu-
ungsarbeit gehört auch der Ausbau öffent-
licher Betreuungseinrichtungen. Das kann zu 
mehr sozialer Gerechtigkeit führen, wenn er 
entsprechend gestaltet wird. Schon heute ist 
erwiesen, dass eine gute Kinderbetreuung 
in einer Kita die Chancengleichheit erhöht. 
Sorgearbeit, die in die öffentliche Verantwor-
tung gebracht wird, vergrößert auf jeden Fall 
die Chancen, dass diese Angebote sich nach 
den Bedürfnissen der Care-Empfangenden 
richten. Ein sozialer Ausgleich lässt sich hier 
über die Kostengestaltung herstellen: Die 
qualitativ guten Einrichtungen müssen für 
alle zugänglich sind. Dem dienen kostenlose 
Angebote, nach Einkommen gestaffelte Ge-
bühren oder ein Gutscheinsystem, das nied-
rige Einkommensbezieher unterstützt. 

6.3. 	Wie soll der notwendige Ausbau haus-
wirtschaftlicher Dienstleistungen, von 
Kindertagesstätten und Pflegeange-
boten gestaltet sein: privatwirtschaft-
lich und profitorientiert oder in öffent-
licher Hand? 

Der Ausbau einer Care-Infrastruktur in öf-
fentlicher Hand garantiert eher eine bedarf-
sorientierte Steuerung, Qualitätssicherung 
und gute Arbeitsbedingungen und Entgelte 
für die professionell Care-Arbeitenden. Die 
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û  Dr. Barbara Stiegler ist ehemalige Leiterin des Arbeitsbereiches Frau-
en- und Geschlechterforschung der Friedrich Ebert Stiftung.

privatwirtschaftliche Profitorientierung wi-
derspricht der Logik der Care-Arbeit, in der 
es vor allem um die Interessen und Bedürf-
nisse der zu Betreuenden gehen muss. Eine 
Orientierung am Gewinn kann nicht den Be-
troffenen nutzen, weder den zu Betreuenden 
noch den Care-Arbeitenden.

6.4.	Wie können familienfreundliche Er-
werbsarbeitsbedingungen geschaffen 
werden?

Bislang steht es den Arbeitgeber_innen 
frei, ob sie für Beschäftigte mit Care-Ver-
pflichtungen Arbeitszeitflexibilisierungen in 
Raum und Zeit gewähren, ob sie Lohnersatz 
leisten und ob sie die Leistung von Care-Ar-
beit zu einem aufstiegsfördernden Merkmal 
definieren�. Das Modell einer universellen 
Betreuungsarbeit ist erst umgesetzt, wenn 
es für Männer wie Frauen entsprechende 
Rechte auf Care-Zeiten gibt und damit die 
Verpflichtung aller Arbeitgeber_innen, ihnen 
diese Rechte zu gewähren. 

Fazit

Heute gibt es wieder eine wachsende Dis-
kussion und Bewegung um die Sorgearbeit: 
Von der Care Revolution10 über die Initiative 
Care. Macht. Mehr11, über Selbsthilfegruppen 
wie „Wir Pflegen“ bis hin zu langen Streiks 
von Erzieher_innen um eine Aufwertung ih-
rer Arbeit. Ihnen allen geht es um mehr An-
erkennung der privaten und der bezahlten 
Arbeit, um eine bessere Absicherung derer, 
die die private Arbeit leisten, und um eine ge-
rechte Verteilung der Care-Arbeit zwischen 
Männern und Frauen.

�	 Klenner Christina, Lott, Yvonne (2016 ) Arbeitszeitoptionen im Lebens-
verlauf. Bedingungen und Barrieren ihrer Nutzung im Betrieb · Hans-Böck-
ler-Stiftung
10	 Winker Gabriele, (2015): Care Revolution: Schritte in eine solidarische Ge-
sellschaft
11	 care-macht-mehr.com/

Individuelle Lösungsmuster für die 
„Vereinbarkeit“ greifen zu kurz. Es kann nicht 
darum gehen, dass Männer oder Frauen bei-
de Arbeitspakete ständig ausbalancieren 
müssen, sondern die Pakete selbst müssen 
aufgeschnürt und in ihren Inhalten verändert 
werden. Mit August Bebel, aber auch über 
ihn hinaus, geht es um einen neuen Focus: 
Der Arbeitsumfang, die Strukturen und die 
Normen und Logiken in den beiden Arbeits-
feldern müssen verändert werden. Egalitäre 
Geschlechterverhältnisse sind nur mit einer 
Veränderung von Wirtschafts- und Fami-
lienformen zu realisieren. Allgemeine und 
spezielle  Erwerbsarbeitszeitverkürzungen, 
Aufwertung der Sorgearbeit und geschlech-
tergerechte Teilung dieser Arbeit: Das sind 
die Schritte hin zur „Entspannung“ der Ar-
beitsfelder und damit zu einer menschlichen 
Gesellschaft. Programmatisch ist die Sozi-
aldemokratie da auf dem richtigen Weg, er 
müsste nur (weiter) gegangen werden.	 ó 
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Spannungsfeld „Elitenfeminismus und die Wut des 
‚kleinen Mannes‘“ – Wider der rechtspopulistischen 
Verführung 
von Jonathan Menge und Sarah Vespermann

Rechte Politik ist auf dem Vormarsch in 
Europa. In Deutschland ist es die „Alternati-
ve für Deutschland“ (AfD), die mittlerweile 
in zehn Landtage eingezogen ist und dabei 
durch ihre Wahlerfolge linke wie konservati-
ve Parteien und deren Wähler_innen  regel-
mäßig in einen Schockzustand versetzt.

Die Auseinandersetzung mit rechtspopu-
listischen Standpunkten – durch Befürwor-
ter_innen oder Gegner_innen – dominiert 
aktuell die öffentliche Debatte in Deutsch-
land und trägt damit ihren Teil zur Salonfä-
higkeit bei. Aber was lässt sich dem Aufstieg 
der Rechtspopulist_innen entgegensetzen? 
Die Themen gänzlich aus politischen und 
öffentlichen Diskursen zu „verbannen“ wäre 
keine Lösung und erscheint ohnehin nicht 
möglich. Vielmehr braucht es eine Strate-
gie, die an den Bedürfnissen der Menschen 
ansetzt und das Vertrauen in linke und pro-
gressive Politik zur Bewältigung anstehen-
der gesellschaftlicher Herausforderungen 
erneuert. Diese Frage wurde bereits in der 
spw 215 unter dem Thema „Populismus und 
politische Repräsentation“ insbesondere mit 
Blick auf einen linken Populismus diskutiert. 
Wie auch immer diese Strategie aussehen 
mag, fest steht: die thematische Agenda 
sollte man nicht von Rechtspopulist_innen 
setzen lassen.

Wir wollen an dieser Stelle der Frage nach-
gehen, wo sich Ansatzpunkte für eine solche 
Strategie ergeben und inwiefern soziale Ge-
rechtigkeit als sozialdemokratisches Kern-
thema dabei eine Rolle spielt. Besondere 
Aufmerksamkeit werden wir dem Thema Ge-
schlechtergerechtigkeit widmen, das unter 

dem Schlagwort „Gender-Wahnsinn“ zu einem 
zentralen Feindbild europäischer und deut-
scher Rechtspopulist_innen geworden ist.

Die Wut des „kleinen Mannes“?

In Deutschland wendet sich die AfD vor 
allem offensiv gegen die Flüchtlingspolitik 
der Bundesregierung und gegen das „Wir 
schaffen das“ der Kanzlerin. Aber allein hier-
mit sind die Wahlerfolge der Partei nicht zu 
erklären. Zentrale Momente rechtspopu-
listischer Politik sind die Konstruktion von 
Freund-Feind-Dichotomien und die Emo-
tionalisierung bestimmter Themen.� Das 
Ausspielen von Zuwanderern gegen das „ei-
gentliche Volk“ ist dabei eine naheliegende, 
wenn auch perfide Strategie. Dabei werden 
vor allem Ängste geschürt und bedient. Ein 
Teil der Erklärung der Wahlerfolge könnte 
darin zu finden sein, dass rechte Einstellun-
gen bedient werden, die seit längerem ein 
Phänomen der „Mitte der Gesellschaft“ ge-
worden sind. Dies belegen unter anderem 
die sogenannten „Mitte-Studien“ der Fried-
rich-Ebert-Stiftung (FES).� Besteht der Erfolg 
der AfD im Ausschöpfen des feindseligen Po-
tentials unserer Gesellschaft, das die Soziale 
Demokratie zu lange ignoriert hat? Es spricht 
einiges dafür, dass auch diese Erklärung zu 
kurz greift.

�	 Matthias Ecke, Max Reinhardt, Thilo Scholle und Stefan Stache (2016): 
Populismus und politische Repräsentation, in spw 215, im Netz unter: http://
www.spw.de/data/215_einleitung.pdf(02.10.2016), S. 25. Siehe auch: Ralf 
Melzer (2016): Wie Rechtspopulismus funktioniert, im Netz unter: http://
www.spiegel.de/politik/deutschland/rechtspopulismus-die-kraft-des-ein-
fachen-gastbeitrag-ralf-melzer-a-1114191.html (03.10.2016).
�	 Die neue Studie erscheint am 21. November 2016; A. Zick (2016): Gespal-
tene Mitte – Feindselige Zustände Rechtextreme Einstellungen in Deutsch-
land 2016.
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Ein weiteres Kennzeichen rechtspopulis-
tischer Politik ist das Auftreten als Vertrete-
rin des „Volkes“ oder des „kleinen Mannes“, 
deren Interessen von „denen da oben“ nicht 
gesehen werden. Blickt man auf die Ergeb-
nisse der Landtagswahlen in Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-An-
halt im März 2016 zeigt sich, dass die AfD 
zu großen Teilen von jenen gewählt wurde, 
die jahrzehntelang als sozialdemokratische 
Kernklientel galten. Gerade unter Arbei-
ter_innen und Arbeitslosen erzielte die AfD 
große Zustimmung. Neben sozial benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen findet die 
AfD auch in der „Mitte der Gesellschaft“ Zu-
spruch, ihre Erfolge werden vor allem durch 
die mittleren Altersgruppen der 25- bis 44-
Jährigen getragen.� Die typische AfD-Wäh-
lerschaft ist tendenziell männlich, mittelalt 
und hat einen mittleren Bildungsgrad.�

Bei einem genaueren Blick auf die Wahl-
ergebnisse der letzten Monate zeigt sich 
allerdings, dass sich die Erfolge der Partei 
nicht hierauf reduzieren lassen. Gerade auch 
in Mecklenburg-Vorpommern hat die AfD 
„stabile Ergebnisse bei Männern und Frau-
en, bei Gebildeten und weniger Gebildeten, 
bei Jung und Alt, bei Ex-SPD-Wählern und 
früheren NPD-Unterstützern geholt“.� Zu-
dem gelingt der AfD die Mobilisierung von 
Nichtwähler_innen. Allerdings muss mit 
Blick auf die Landtagswahlen im März auch 
festgehalten werden, dass zwei Drittel der 

�	 Robert Pausch(2016): Partei der radikalisierten Mitte, im Netz unter: 
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-03/afd-analyse-erfolg-land-
tagswahlen-partei-waehler (02.10.2016).
�	 Frank Aischmann (2016): Wer hat die AfD gewählt und warum?, im 
Netz unter: http://www.mdr.de/nachrichten/politik/regional/afd-waeh-
ler-dimap-100.html; Christina Elmer, Christina Hebel und Frank Kalinowski 
(2016): Wie die SPD Rheinland-Pfalz verteidigt, im Netz unter: http://www.
spiegel.de/politik/deutschland/landtagswahl-2016-wie-die-spd-rhein-
land-pfalz-verteidigt-a-1081495.html; dies. (2016): Im Ländle Volkspartei, 
im Netz unter: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/landtags-
wahl-in-baden-wuerttemberg-2016-wie-die-gruenen-volkspartei-wur-
den-a-1081493.html; dies. (2016): Wie die AfD in Sachsen-Anhalt punktet, 
im Netz unter: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/wahl-in-sach-
sen-anhalt-2016-wie-die-afd-punktete-a-1081497.html(alle 02.10.2016).
�	 Paul Munzinger und Katharina Brunner(2016): Der AfD-Wähler ist 
männlich und ungebildet? So einfach ist es nicht, im Netz unter: http://
www.sueddeutsche.de/politik/landtagswahl-in-mecklenburg-vorpom-
mern-der-afd-waehler-ist-maennlich-und-ungebildet-so-einfach-ist-es-
nicht-1.3148548 (02.10.2016).

AfD-Wähler_innen die Partei nicht unbe-
dingt wegen ihrer Inhalte wählten, sondern 
aus Enttäuschung über die anderen Par-
teien.� In Mecklenburg-Vorpommern trifft 
dies immerhin noch für 42 Prozent zu.�

Rechtspopulistische Parteien versuchen 
sich selbst als „Retter des Volkes“ (und seiner 
Bedürfnisse) zu vermarkten und vor allem 
auch durch „soziale“ Themen Wähler_innen 
zu gewinnen. Wie Kai Burmeister in seinem 
spw-Beitrag „Lehren aus dem AfD-Wahler-
folg und Konsequenzen für solidarische Po-
litik“� feststellt, scheint ein immer größer 
werdender Teil der Wähler_innen der AfD ein 
Zeichen zu Gunsten von mehr sozialer Ge-
rechtigkeit setzen zu wollen. Hierfür spricht 
beispielsweise auch, dass bei den Wahlen im 
März 2016 viele AfD-Wähler_innen neben der 
Flüchtlingsthematik vor allem das Thema so-
ziale Gerechtigkeit – verbunden mit Verunsi-
cherung und Abstiegsangst – umtrieb.�

Soziale Gerechtigkeit ist keine rechtspopu-
listische Kernkompetenz

Doch Rechtspopulist_innen treten nicht 
für soziale Gerechtigkeit ein, sondern vertre-
ten häufig wohlstandschauvinistische Posi-
tionen, wie beispielsweise die Möglichkeit 
von Einwanderung nach ökonomischen Ge-
sichtspunkten oder der vermeintliche Kampf 
gegen eine „Zuwanderung in die Sozialsyste-
me“.10 Auch die Wirtschaftspolitik der Partei 
hat mit den Interessen des „kleinen Mannes“ 
herzlich wenig zu tun. Die AfD positioniert 
sich mitunter extrem neoliberal, auch wenn 
sie in bestimmten Fragen einen Kurswechsel 

�	 Christina Elmer und Christina Hebel (2016): AfD mobilisiert Enttäuschte 
– nicht Überzeugte, im Netz unter: http://www.spiegel.de/politik/deutsch-
land/wahlergebnisse-2016-in-der-analyse-afd-mobilisiert-nichtwaehler-a-
1081852.html (02.10.2016).
�	 Munzinger und Brunner (2016).
�	 Kai Burmeister (2016): Lehren aus dem AfD-Wahlerfolg und Konse-
quenzen für solidarische Politik, in spw 213, im Netz unter: http://www.spw.
de/data/213_burmeister.pdf (04.10.2016), S. 9-11.
�	 Pausch (2016).
10	 Simone Rafael (2014): Was ist eigentlich rechtspopulistisch an der AfD?, 
im Netz unter: http://www.netz-gegen-nazis.de/artikel/was-ist-eigentlich-
rechtspopulistisch-der-afd-9751 (15.09.2016).
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vollzogen hat. Beispielsweise wurde der Min-
destlohn lange Zeit abgelehnt sowie eine Pri-
vatisierung der Arbeitslosen- und Unfallver-
sicherung befürwortet. Mittlerweile hat sich 
die Position hier gewandelt.11 Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) bezeichnet die 
AfD trotz dieser Kehrtwende als „eine radi-
kal neoliberale Partei. Sie will Reiche reicher 
machen und Gering- und Normalverdiener 
in die Verantwortung nehmen“.12 Während 
Soziale Demokratie (sozial-)integrative Ant-
worten auf Problemlagen zu finden versucht 
(und findet), kann die AfD in verschiedener 
Hinsicht entlarvt werden. Dass es vielen AfD-
Wähler_innen eigentlich um soziale Gerech-
tigkeit geht, ist eine paradoxe Situation, an 
der die Soziale Demokratie ansetzen kann.

Das Private ist politisch und hoch emotio-
nalisiert

Die Gleichstellung der Geschlechter ist 
eine zentrale gesellschaftliche Achse sozi-
aler Gerechtigkeit, die offen von rechtspo-
pulistischen Parteien attackiert wird. In 
Europa formiert sich seit längerer Zeit eine 
Bewegung für konservative Familienwerte, 
gegen eine progressive Geschlechterpoli-
tik und Geschlechtergerechtigkeit sowie 
gegen einen toleranten Umgang mit viel-
fältigen Lebensformen und LSBTI-Themen. 
Zu nennen ist hier für den deutschen Raum 
neben der AfD beispielweise Pegida (Patrio-
tische Europäer gegen die Islamisierung des 
Abendlandes). Pegida – die programmatisch 
vor allem fremdenfeindlich und gegen den 
Islam agiert – veröffentlichte ein 19 Punkte 
umfassendes Papier, in dem sie sich unter an-
derem gegen „dieses wahnwitzige ‚Gender 
Mainstreaming‘“ positioniert (Punkt 17).13 In 
Bezug auf antifeministische Tendenzen sind 

11	 Tim Herden (2016): Feindbild Islam – und sonst?, im Netz unter: https://
www.tagesschau.de/inland/afd-entwurf-programm-101.html (02.10.2016)
12	 DGB (2016): AfD-Wirtschaftspolitik: marktradikal, unsozial, klartext 
Nr.18/2016, im Netz unter: http://www.dgb.de/themen/++co++633bc192-
1358-11e6-8d33-52540023ef1a (02.10.2016)
13	 Positionspapier der Pegida, im Netz unter: http://www.i-finger.de/pegi-
da-positionspapier.pdf (18.10.2016)

darüber hinaus die sogenannten „Maskulis-
ten“ zu erwähnen, die als „Männerrechtler“ 
die „Unterdrückung“ von Männern bekämp-
fen wollen.14 Die AfD spricht sich ihrerseits 
in ihrem Grundsatzprogramm für die tradi-
tionelle Familie als Leitbild und gleichzeitig 
gegen „Gender Mainstreaming“ als ein die 
Familie untergrabendes Projekt aus.15

Auch die Thematisierung sexueller Viel-
falt im Schulunterricht wird abgelehnt: „Un-
sere Kinder dürfen in der Schule nicht zum 
Spielball der sexuellen Neigungen einer 
lauten Minderheit werden.“16 Damit knüpft 
die AfD in ihrem Grundsatzprogramm an 
die Debatte um eine vermeintliche „Frühse-
xualisierung“ von Kindern in Kitas, Kinder-
gärten und Schulen an, die 2014/2015 durch 
das Bündnis „Besorgte Eltern“ und damit 
einhergehenden Demonstrationen in meh-
reren deutschen Städten entfacht wurde.17 
Neueste Entwicklung in diesem Kontext: 
Seit Anfang September existiert in Sachsen-
Anhalt eine Petition an die Landesministerin 
für Justiz und Gleichstellung, Anne-Marie 
Keding, mit dem Aufruf „Keine staatlich ge-
förderte Frühsexualisierung von 3- bis 8-jäh-
rigen Kindern in Sachsen-Anhalt!“.18 Mitte 
September waren bereits über 14.000 Un-
terschriften gesammelt. Hier zeigt sich die 
Anschlussfähigkeit des Themas. Wie Simone 
Rafael konstatiert, sind „Kinder“ und „Fami-
lienwerte“ Bereiche, wo es sich gut solidari-
sieren und emotionalisieren lässt.19 Mit einer 
umfassenden rationalen Erklärung, warum 
die Zuspitzung und Panikmache von rechts 

14	 Robert Claus(2014): Maskulismus - Antifeminismus zwischen vermeint-
licher Salonfähigkeit und unverhohlenem Frauenhass.
15	 Grundsatzprogramm der AfD (2016), im Netz unter: https://www.
alternativefuer.de/wp-content/uploads/sites/7/2016/05/2016-06-27_afd-
grundsatzprogramm_web-version.pdf (28.08.2016), S. 41.
16	 Ebd., S. 54.
17	 Besorgte Eltern (2015): Die verborgenen Wurzeln der ‚modernen‘ Sexual-
aufklärung, im Netz unter:http://www.besorgte-eltern.net/pdf/broschure/
broschure_wurzeln/BE_Verborgene-Wurzeln_A5_v02.pdf  (15.09.2016).
18	 Citizengo (2016): Keine staatlich geförderte Frühsexualisierung von 3- 
bis 8-jährigen Kindern in Sachsen-Anhalt!, im Netz unter: http://www.ci-
tizengo.org/de/ed/36797-keine-staatlich-gefoerderte-fruehsexualisierung-
von-3-bis-8-jaehrigen-kindern-sachsen-anhalt (15.09.2016).
19	 Simone Rafael (2015): Die Mitte und der „Genderwahn“; in: R. Melzer / D. 
Molthagen / A. Zick / B. Küpper: Wut, Verachtung, Abwertung - Rechtspopu-
lismus in Deutschland; ab S. 92-94.
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unangebracht ist, werden sich die Sorgen al-
lerdings kaum auflösen lassen.

Die rätselhafte Mission der Retter des 
Abendlandes 

Aber warum eignet sich das Thema Ge-
schlechtergerechtigkeit so gut für die Mo-
bilisierung? Simone Rafael hat in ihrem 
Beitrag „Die Mitte und der ‚Genderwahn‘“ 
einige zentrale Punkte herausgearbeitet: Die 
Anschlussfähigkeit des Themas an die eige-
ne Lebensrealität, die Emotionalität der The-
men „Kinder“ und „Familie“ sowie die Angst 
vor Gleichstellung als Gefährdung der ei-
genen (männlichen) Vormachtstellung und 
eine damit einhergehende Diskriminierung 
von Männern.20

Wenn sich mit Geschlechterthemen von 
rechts mobilisieren lässt und dies unter an-
derem auf den Bezug zur Lebensrealität der 
Menschen zurückzuführen ist – bezieht man 
sich auf die Punkte von Rafael –, dann müsste 
sich im Umkehrschluss auch mit Geschlech-
tergerechtigkeit in einem positiven Kontext 
mobilisieren lassen. Dabei lässt sich zum ei-
nen darauf hinweisen, dass Gleichstellungs-
politik darauf abzielt, Freiheitsräume zu 
erschließen, die durch gesellschaftliche Kon-
ventionen verschlossen sind, insbesondere 
für Frauen. Außerdem geht es darum, Ver-
ständnis für andere Lebensformen zu schaf-
fen und somit eine lebenswerte und offene 
Gesellschaft für alle zu schaffen und nicht 
nur für jene, die der „Norm“ entsprechen. 

Eine konsistente Position sucht man bei 
den Rechtspopulist_innen auch hier verge-
bens: Frauen sollen zurück an den Herd, die 
alte Geschlechterrollenverteilung soll als 
Heilmittel für den demografischen Wandel 
herhalten: „Mehr Kinder statt Massenein-
wanderung“21. Auf der anderen Seite werden 

20	 Ebd.
21	 Grundsatzprogramm der AfD (2016), S. 27.
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gegen den konservativen Islam rassistische 
Argumente mit pseudo-emanzipatorischen 
Forderungen verknüpft. Wenn es um frem-
denfeindliche Tendenzen geht, scheinen die 
Themen Gleichstellung und Frauenrechte 
mit einem Mal sehr relevant. Die deutschen 
Frauen müssen angeblich vor gewalttätigen 
und übergriffigen Einwanderern geschützt 
werden. Gleichzeitig rügt man die (Voll-)Ver-
schleierung als Unterdrückung der Frau. Mo-
ment: War nicht grad die gesellschaftliche 
Zurückdrängung der Frauen in die private 
Reproduktion, die Losung der Wahl, um die 
Geburtenrate schwungvoll anzukurbeln? Re-
produktive Rechte für Frauen werden (unter 
dem Stichwort „Lebensschutz“) abgelehnt. 
Während in Deutschland jedes Jahr der 
„Marsch für das Leben“ durch unsere Stra-
ßen zieht, ist die Entwicklung in anderen eu-
ropäischen Ländern auf dem gleichen Weg.

Wichtig für eine linke und progressive 
Politik ist es, den Überblick zu behalten und 
rechtspopulistische Argumentationen zu 
„entzaubern“. Aber auch, sich nicht auf die 
thematische Setzung der Rechtspopulist_in-
nen einzulassen. Ein Prachtbeispiel war hier-
für die Scheindebatte über das Burkaverbot, 
die in Frankreich mit dem Burkiniverbot an 
französischen Stränden begann und die von 
konservativen Akteur_innen auch in Deutsch-
land aufgegriffen wurde. Gerade diesen Ver-
suchungen dürfen progressive Parteien nicht 
erliegen, denn zu gewinnen gibt es bei diesen 
latent rassistisch emotionalisierten Themen 
rein gar nichts. Diese Debatten vernachläs-
sigen nämlich wiederum den Großteil der 
Wähler_innen, die sich für eine offene und 
tolerante Gesellschaft aussprechen. 

Ein rechtspopulistisches Dilemma – eine 
offene Flanke für die Soziale Demokratie

Mit Blick auf die Wirtschaftspolitik wie auf 
die Geschlechterpolitik zeigt sich ein großes 
Problem von Rechtspopulist_innen: Sie blei-
ben eben Rechtspopulist_innen! Ihre Stra-

tegie besteht ganz wesentlich darin, „Auf-
regerthemen“ zu besetzen. Im Nachhinein 
fällt es dann schwer, daraus ein schlüssiges 
Gesamtkonzept zusammen zu puzzeln. Eine 
Gesellschaftsvision findet sich höchstens in 
Form eines löchrigen Flickenteppichs. Das 
zeigt sich insbesondere an ihren Positionen 
in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse.

Die Soziale Demokratie könnte das Pro-
blem ignorieren oder sich gemütlich auf der 
„moralisch guten“ Seite einrichten. Aller-
dings: Immer mehr Menschen, für die ein 
historischer Vertretungsanspruch besteht, 
fühlen sich offenbar von rechtspopulisti-
schen Parteien besser vertreten (wie auch die 
Bundespräsidentenwahl in Österreich zeigt: 
Arbeiter_innen wählten zu 85 Prozent Nor-
bert Hofer22). Wir beobachten, dass die Ent-
fremdung der Arbeiter_innen und einfachen 
Angestellten von den linken Parteien voran-
schreitet. Es wird also nicht ausreichen, nur 
auf Angriffe zu reagieren und den rechtspo-
pulistischen Trugbildern Fakten entgegenzu-
stellen. Was es braucht, ist ein von eigenen 
Ideen getragenes Agieren, um Menschen 
wieder mit progressiven Themen zu begeis-
tern. Mit einer starken gesellschaftlichen 
Vision für mehr Freiheit, lässt sich die offene 
Flanke der Rechtspopulist_innen durchaus 
nutzen. Wie Benjamin Mikfeld in der spw 215 
anmerkte23, „Haltung und Sprache“ müssen 
dabei ganz wesentliche Aspekte einer Strate-
gie der Sozialen Demokratie sein. Aber auch 
eine starke und erkennbare Wertbindung: In 
einer immer komplexer werdenden gesell-
schaftlichen Realität gilt es neue Antworten 
zu finden. Es geht dabei darum herauszufin-
den, welche Themen den Menschen wichtig 
sind, Lebensrealitäten wahr und Bedürfnisse 
ernst zu nehmen. Die Projekte der Sozialen 
Demokratie dürfen sich daher nicht nur an 
„Eliten“ der bürgerlichen Mitte richten. Es gilt 

22	 Ernst Hillebrand: Sorgen aufgreifen – und nicht wegwischen!, im Netz 
unter: http://www.vorwaerts.de/content/europa-scheideweg-tun#page/8 
(04.10.2016)
23	 Benjamin Mikfeld: Vorwärts immer., in spw 215, im Netz unter: http://
www.spw.de/data/215_mikfeld.pdf (04.10.2016), S. 50-58
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û  Sarah Vespermann ist Politikwissenschaftlerin, sie promovierte zum 
Thema „Frauen im Rechtsextremismus“. Bis Oktober 2016 arbeitete sie 
als Referentin für Familien- und Geschlechterpolitik in der Friedrich-
Ebert-Stiftung.

herauszustellen, dass es um Chancengleich-
heit geht.

Vielleicht lässt sich dabei auch ein wenig 
vom linken Populismus lernen. Zwar kann es 
der Sozialen Demokratie nicht darum gehen, 
linkspopulistische Strategien zu kopieren. 
Wie Boos und Opratko in der spw 215 aller-
dings zu Recht feststellen, hat die Emotion 
durchaus ihre Berechtigung in der Politik. 
Die Vernachlässigung „von Affekten und 
Emotionen in der Politik“ bezeichnen die 
beiden Autoren als „eine zentrale Schwach-
stelle linker Politik“.24 Ein Schwäche linker 
Reaktionen auf Rechtspopulist_innen beste-
he darin, dass „deren GegnerInnen häufig 
jene rationalistischen und nicht selten elitis-
tischen Haltungen an[wenden]“.25

Auch die feministische Bewegung sollte 
sich fragen, wie mit der Herausforderung des 
erstarkenden Rechtpopulismus umzugehen 
ist. Der Feminismus der ersten Stunde (die 
Sufragetten Anfang des 20. Jahrhunderts) 
– mit seinen Forderungen nach einem Wahl-
recht für Frauen und der gleichen Entloh-
nung von Frauen und Männern – entstand 
damals aus der Arbeiterbewegung. Doch in-
zwischen scheint Feminismus für viele Bür-
ger_innen (oder insbesondere Bürger?) Teil 
eines als abgehoben empfundenen Eliten-
diskurses zu sein. Was auch an dessen „Spra-
che“ liegt und einen kulturellen Konflikt 
heraufbeschwört. Dabei sind es vor allem 
arbeitsmarktpolitische und teilhabeorien-
tierte Fragen mit denen soziale Integration 
möglich wird und die für die Lebensrealität 
von Nicht-Akademiker_innen und Arbeiter_
innen von zentraler Bedeutung sind. Verge-
genwärtigen wir uns, dass gerade auch der 
Bereich der sozialen Dienstleistungsberufe 
– in dem überdurchschnittliche viele Frau-
en beschäftigt sind – enorm reformbedürf-
tig ist, dann liegt die Relevanz einer starken 

24	 Boos und Opratko (2016), S.34.
25	 Ebd., S. 35.

Gleichstellungspolitik auf der Hand. Deshalb 
wird es zukünftig wichtig sein, eine Sprache 
zu finden, die nicht elitär, sondern vor allem 
verständlich ist und damit auch neue (femi-
nistische) Bündnisse ermöglicht, um weite 
Teile unserer Gesellschaft vom Mehrwert 
von Gleichstellungspolitik zu überzeugen. 
Die Ablehnung von „Gender“ mag bei ide-
ologisch gefestigten Rechtspopulist_innen 
fest verankert sein – bei einem Großteil 
beispielsweise der AfD-Wähler_innen wird 
es aber darum gehen, sie mit guten linken, 
progressiven und feministischen Ideen für 
soziale (und Geschlechter-) Gerechtigkeit zu 
überzeugen.	 ó

Die in diesem Beitrag zum Ausdruck gebrachten Einschät-
zungen sind die der Autor_innen und nicht unbedingt die 
der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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„[M]an kann Bücher nutzen, um zu lernen; 
man kann mit Büchern auch Ängste erzeugen 
oder Haß provozieren.“ (Münker 2009, S. 32). 
Mit diesen Worten beschreibt der Medienwis-
senschaftler Stefan Münker jene Ambivalenz, 
die noch jedem Medium innewohnt. Medien 
sind weder per se gut noch per se schlecht, sie 
sind stets beides. Das gilt nicht nur für Bücher, 
Zeitungen, Radio und Fernsehen, sondern 
gleichermaßen für das Internet, welches – so 
Münker – eine technische Infrastruktur zur 
Herstellung von Medien darstelle (ebd.). Ob-
wohl also in erster Linie Infrastruktur, wird auf 
das Internet oftmals als Raum oder Ort Bezug 
genommen. Daraus resultiert jedoch eine Rei-
he von Missverständnissen. Eines davon ist 
die aktuelle Debatte über „Hass im Netz“. 

„Hate speech“, also die Beleidigung auf-
grund von Herkunft, Aussehen, Geschlecht, 
sexueller Orientierung oder körperlicher Be-
fähigung, ist ein ernstzunehmendes Problem 
im Netz oder um präzise zu sein: auf digitalen 
(Social Media) Plattformen. Zugleich ist Hass-
rede gerade kein netzspezifisches Phänomen. 
Vielmehr handelt es sich um ein gesellschaft-
liches Problem, das über die Infrastruktur 
des Netzes neue Verbreitungskanäle findet. 
Doch über zehn Jahre nach der Gründung von 
Plattformen wie Facebook und Twitter schei-
nen wir, erst am Anfang eines umfassenden 
Problembewusstseins zu stehen. Das hat in 
erster Linie damit zu tun, dass die digitalen 
(Gegen-)Öffentlichkeiten, die sich durch das 
Internet dezentral und immersiv formieren, 
in den vergangenen Jahren zugleich über-
schätzt und unterschätzt wurden. Sie wur-
den überschätzt in der Hoffnung auf eine 
deliberative, von Machtverhältnissen befreite 
Öffentlichkeit, die es allen gleichermaßen er-
mögliche, zu sprechen und gehört zu werden. 
Doch in dieser Hoffnung wurden sie zugleich 
unterschätzt als Seismographen kultureller 

Warum die Debatte über „Hass im Netz“ die falsche ist
von Anna-Katharina Meßmer

Differenzen und Kämpfe, die nach wie vor ver-
machtet sind. Und sie wurden unterschätzt 
als Produkte ökonomischer Unternehmen.

Subalterne Gegenöffentlichkeiten 

Aufgrund ihrer Unabhängigkeit von den 
vormaligen Gatekeepern der öffentlichen Mei-
nung, wie Journalist_innen, Zeitungsverlagen 
und Sendern, wurden digitale Öffentlichkeiten 
zunächst als Möglichkeiten dezentraler, inter-
aktiver und transparenter Meinungsbildung 
gefeiert. Schließlich konnten nun margina-
lisierte Stimmen über Blogbeiträge, Tweets 
und Facebook-Postings „subalterne Gegenöf-
fentlichkeiten“ (Fraser 1996,S. 163) schaffen, 
die es ihnen erlaubten, „oppositionelle Inter-
pretationen ihrer Identitäten, Interessen und 
Bedürfnisse zu formulieren“ (ebd.). So stellte 
das Internet als Infrastruktur u.a. für den Netz-
feminismus die notwendigen Rahmenbedin-
gungen, um sich zu organisieren und poli-
tisch Einfluss zu nehmen. Symbol dafür ist der 
Grimme Online Award, der 2013 mit #aufschrei 
erstmals einen Hashtag und dessen Wirkung 
auszeichnete: Ein feministischer Gegendiskurs 
hatte eine gesamtgesellschaftliche Debatte 
über Alltagssexismus in Gang gebracht und 
maßgeblich geprägt. 

Digitale Öffentlichkeiten ermöglichen 
also durchaus neue und subversive Aushand-
lungen, doch ist das nicht das Happy End. 
Denn gerade der Mechanismus, der #auf-
schrei ermöglichte, ermöglichte noch im Ent-
stehen des Hashtags eine neue Dimension 
von Übergriffen: die organisierte Bedrohung 
zahlreicher Aktivistinnen. 

New Culture War

Nun sind Soziale Medien in ihrer Prägung 
durch zielgruppen- und nutzeroptimierte 
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Algorithmen vor allem für ihren Filterbubb-
le�-Effekt kritisiert worden (vgl. Pariser 2011). 
Übersehen wurde dabei, wie sehr diese ver-
schiedenen, keineswegs trennscharfen Filter-
blasen in ihrem Aufeinandertreffen Seismo-
graphen einer gesellschaftlichen Stimmung 
sind. 2014 resümiert die Feministin Laurie 
Penny, in den Netzöffentlichkeiten zeichne 
sich ein „New Culture War“ ab, der vor allem 
eins sei: ein grundsätzlicher Kulturkampf. In 
Deutschland lässt sich dies seit etwa zehn Jah-
ren in den Kommentarspalten feministischer 
Blogs ebenso beobachten wie auf Twitter und 
Facebook. Hier zeigte sich bereits früh, wie 
sich neue misogyne, homofeindliche, rassis-
tische, nationalistische und – stets eng damit 
verwoben – antietatistische Strömungen for-
mierten. Doch während Feministinnen diese 
Strömungen im Kontext eines europäischen 
Rechtsrucks analysierten und nach digitalen 
Lösungen gegen die andauernden Bedro-
hungen suchten, wurde das Problem von Po-
litik, Journalismus und Blogosphäre ignoriert. 
Hasskommentare galten als Spinnereien von 
Einzeltätern, die im Schutz der digitalen An-
onymität agierten. In der süffisanten Bezug-
nahme auf Filterbubble-Effekte wurde überse-
hen, wie rechte Bewegungen das Internet als 
Infrastruktur zur Selbstorganisation nutzten 
und sich als Gegenöffentlichkeiten gegen den 
linksversifften (Gender) Mainstream und seine 
‚Lügenpresse’ entwarfen. Erst als sich der neue 
Kulturkampf nicht mehr allein an Aktivistinnen 
Bahn brach, sondern auch etablierte Institutio-
nen wie journalistische Medien betraf, kam die 
Botschaft im Rest der Gesellschaft an. Doch zu 
diesem Zeitpunkt hatte sich der Kulturkampf 
längst in zahlreichen Pegida-Demonstrati-
onen, Übergriffen auf Migrant_innen und An-

�	 Der Begriff der Filterbubble oder Filterblase stammt von dem Aktivisten 
Eli Pariser (2011). Er beschreibt damit den Umstand, dass Plattformen wie 
Google oder Facebook ihren Nutzer_innen durch Algorithmen personali-
sierte Suchergebnisse, Timelines und Newsfeeds anzeigen und so dafür 
sorgen, dass Menschen in erster Linie Dinge zu sehen bekommen, die ihren 
eigenen (auch politischen) Interessen entsprechen. Pariser zufolge hat das 
negative Auswirkungen auf den öffentlichen Diskurs. Dieser Einschätzung 
ist vielfach widersprochen worden. Dennoch wird der Begriff heute ver-
wendet, um die vermeintliche Abschottung homogener Milieus in digitalen 
Öffentlichkeiten zu bezeichnen. Das Problem der Hasskommentare zeigt al-
lerdings, dass von strikt getrennten Filterbubbles keine Rede sein kann.

schlägen auf Flüchtlingsunterkünfte materi-
alisiert und zudem in einer erstarkenden AfD 
institutionalisiert.

Hier wird deutlich, warum die Vorstellung 
des Internets als abgetrenntem Raum schlicht 
falsch ist: Der kollektive politische Hass, um 
den es geht, ist – so Carolin Emcke (2016) – 
nicht spontan, sondern er wird vorbereitet und 
kanalisiert, er wird von bestimmten Gruppen 
inspiriert und geschürt. ‚Hass im Netz’ findet 
nicht außerhalb der Gesellschaft statt, er ist 
Teil davon. In der Mitte. An den Rändern. Und 
er ist nicht anonym. Wie eine Studie der Uni-
versität Zürich zeigt, werden Hassnachrichten 
und Drohungen in den Sozialen Netzen meist 
unter bürgerlichem Namen gepostet (Rost/
Stahel/Frey 2016). Das ist Symptom wie Ursa-
che der Normalisierung politischen Hasses. 
Menschen sind davon überzeugt, das mora-
lisch Richtige zu tun und haben auch keine 
Angst davor, für ihre Kommentare sozial ge-
ächtet oder gar juristisch belangt zu werden. 
Gerade in dieser Selbstverständlichkeit entste-
hen neue Korridore des Sagbaren, die andere 
ermutigen, in den Chor der Hassparolen ein-
zustimmen. Und es entstehen neue Korridore 
des Machbaren, die aus verbalen Drohungen 
körperliche Gewalt werden lassen. 

Auffallend ist dabei, wie sich linke Stim-
men in den Sozialen Medien zunehmend auf 
wortlose Politiken des Entfreundens, Blockie-
rens und Ignorierens zurückziehen – genährt 
von der falschen und klassistischen Annahme, 
hier mache sich der Pöbel breit, dem man mit 
Argumenten nicht begegnen brauche. Doch 
damit gehen Counterspeech und Aufklärung 
zunehmend in die Verantwortung professio-
neller Social Media Manager über. All diejeni-
gen, die mit Hass und Drohungen konfrontiert 
sind, es sich aber nicht leisten können, ihre 
Accounts von Fachkräften betreuen zu lassen, 
sind dann auf sich allein gestellt und müssen 
die Sozialen Medien nicht selten zumindest 
zeitweise verlassen (vgl. Sierra 2014). Ein Pro-
blem, das in besonderem Maße Frauen, LGB-
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TIQ*, muslimische, Schwarze und migrantisier-
te Menschen betrifft (vgl. hatr.org; Gardiner et 
al. 2016), die systematisch von digitalen Platt-
formen und damit stets auch aus der Öffent-
lichkeit verdrängt werden. 

Warum Soziale Medien keine Orte delibera-
tiver Politik sind 

So grundlegend diese neue Realität, so 
banal der Mechanismus dahinter. Auf Platt-
formen übernehmen das Gatekeeping in 
erster Linie ökonomisch-technologische Indi-
katoren: Key Performance Indicators, Conver-
sion Rates, Klicks. Schließlich handelt es sich 
zuallererst um Unternehmen, die mit Daten 
und Algorithmen handeln. Wer auf Facebook 
beispielsweise eine Anzeige schaltet, bezahlt 
nach einer Art Auktionsprinzip für Interak-
tionen mit User_innen. Welche konkreten 
Inhalte diese haben, ist für die Transaktion je-
doch egal. Ob also Kommentare antisemitisch 

oder sexistisch sind, ob es sich um Drohungen 
oder Volksverhetzung handelt, spielt keine Rol-
le. Jeder Kommentar wird nach seiner Relevanz 
beurteilt (und bezahlt) und die bemisst sich 
nicht an den Maßstäben eines informierten 
Diskurses, sondern an der Wahrscheinlichkeit 
eines Likes und damit an seiner potentiellen 
Reichweite (vgl. Ganz/Meßmer 2015).

Eine algorithmengetriebene Plattform, die 
in ihrem Entstehen gesellschaftlichen Asym-
metrien nicht systematisch entgegenwirkt, 
wird diese also notgedrungen reproduzieren 
oder gar verstärken. Die zudem (vulgär-)libe-
rale Haltung ökonomisch orientierter Platt-
formen hat am Ende „lediglich jene Ohnmacht 
zur Folge, die das liberale Denken charakte-
risiert, wenn es mit Antagonismen und Ge-
waltformen konfrontiert ist“ (Mouffe 2014, S. 
24). Dass Social Media Plattformen die Bedro-
hung durch Stalker, Maskulisten, Rechtspo-
pulisten und Rechtsextreme trotz aller Kritik 

ARBEIT   BEWEGUNG   GESCHICHTE
ZEITSCHRIFT FÜR HISTORISCHE STUDIEN
bis D e zemb er 2015 Ja h rB u ch f ü r  Fo r schu ng e n zu r  Ge sch i chte d e r  A rb e i te rb eweg u ng

Arbeit – Bewegung – Geschichte wendet sich an Historikerinnen, Historiker, 

Studierende und historisch Interessierte. Sie präsentiert Ergebnisse der Forschung 

zur deutschen, europäischen und außereuropäischen Arbeiterbewegung, zur 

Sozial geschichte und Geschichte der Arbeitswelt, zur Geschichte demokratischer 

sozialer Bewegungen, zur Alltagsgeschichte u. a. m. Jede Ausgabe enthält wissen-

schaftliche Aufsätze und Mitteilungen, Beiträge zur Diskussion, biogra� sche Skizzen, Erinnerungen, Dokumente, 

 Berichte über Tagungen, Informationen über Projekte, Archive und Gedenkstätten sowie Buchbesprechungen. 

Arbeit – Bewegung – Geschichte erscheint dreimal jährlich (Januar, Mai und September) im Berliner Metropol Verlag mit ei-

schaftliche Aufsätze und Mitteilungen, Beiträge zur Diskussion, biogra� sche Skizzen, Erinnerungen, Dokumente, 
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stoisch ausblenden, liegt letztendlich begrün-
det in einer Ménage-à-trois aus diskriminie-
rungsblinder Technologie, den vermachteten 
Strukturen von Öffentlichkeiten und den öko-
nomischen Logiken eines digitalen Plattform-
Kapitalismus. Wer Soziale Medien zu einer 
Agora politischer Deliberation verklärt, ver-
kennt deren mehrdimensionale Machtstruk-
turen – sozial wie ökonomisch. 

Diskutiert werden nun in jüngster Zeit 
erstmals Möglichkeiten einer konkreten 
politischen Handhabe. Brauchen wir eine 
funktionierende Netz-Innenpolitik die aber 
maßgeblich in den Händen der jeweiligen Un-
ternehmen liegt (vgl. Seemann 2016)? Bundes-
justizminister Heiko Maas zumindest scheint, 
diese Richtung einzuschlagen, wenn er von 
Facebook wiederholt und öffentlichkeitswirk-
sam das Löschen von Hasskommentaren for-
dert. Hier drängt sich allerdings die Frage auf, 
ob es auch und insbesondere aus staatlicher 
Sicht die Lösung sein kann, die Kontrolle juris-
tisch belangbarer und strafrechtlich relevanter 
Sachverhalte weiter zu privatisieren und da-
mit den vagen Policies einzelner Unterneh-
men zu überlassen. Zumal diese ihre eigenen 
Gemeinschaftsstandards kaum durchsetzen 
(vgl. Fleischhauer 2016). Gleichzeitig verwei-
gern sich Facebook und Twitter bei Hasskom-
mentaren meist einer Kooperation mit dem 
deutschen Rechtssystem. Das bedeutet nicht, 
dass ‚das Internet’ ein rechtsfreier Raum ist, 
sondern vielmehr, dass es eine Verbesserung 
der rechtlichen Handhabe von internationalen 
Sachverhalten braucht. Sowie ergänzend: eine 
diskriminierungssensible Definition des vagen 
wie omnipräsenten Begriffs der ‚Hatespeech’. 
Doch was sich in all diesen Fragen und Pro-
blemstellungen vor allem abzeichnet ist eines: 
In Anbetracht des anhaltenden Kulturkampfes 
brauchen wir als Linke nicht nur eine sub-
versive Wiederaneignung digitaler Öffent-
lichkeiten, sondern auch einen ernstzuneh-
menden Politikentwurf, der das Internet als 
Infrastruktur systematisch als linkes Projekt 
begreift.	 ó
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Spannungsfeld Reproduktive Rechte – ein Streifzug
von Kirsten Achtelik

Die feministische Debatte um Reproduktive 
Rechte ist wieder neu entbrannt und sie ist be-
deutend vielfältiger geworden. Dazu hat die 
Ausdifferenzierung der Familienformen genau-
so beigetragen wie technische Entwicklungen. 
Dieser Wandel führt vermehrt zu einem Ausein-
anderfallen von biologischer und sozialer Eltern-
schaft. Das deutsche Embryonenschutzgesetz 
(EschG), das den Gebrauch von Reproduktions-
technologien regelt, trat 1990 in Kraft. Es kann 
daher keine expliziten Aussagen zu Techniken 
treffen, die erst danach entwickelt wurden und 
bedarf der Überarbeitung. In der Zwischenzeit ist 
der Bundesgerichtshof (BGH) zum „Reparaturbe-
trieb“ für die entstandenen Lücken geworden.

Der Gesetzgeber hat hierauf bislang nur punk-
tuell reagiert. Für die nächste Legislaturperiode 
wird allerdings die Erarbeitung eines Fortpflan-
zungsmedizingesetzes erwartet, das die neuen 
Techniken und die veränderte Familienbildung 
neu regelt. Mehrere Entwürfe sollen bereits in 
verschiedenen Schubladen liegen. Neoliberale 
Entwürfe gibt es bereits mehrere, sie würden 
die Gesetzeslücken am liebsten mit Erlaubnissen 
statt Verboten füllen. Auch die Konservativen 
sind sich über ihre Vorschläge weitgehend klar: 
Schutzrechte, die den Embryo zur Person aufwer-
ten und Elternrechte nur für verheiratete Hetero-
sexuelle reservieren, gerne mit mehr Rechten für 
den männliche Part. Ein kohärenter linker und 
feministischer Entwurf fehlt noch - viele Fragen 
sind noch offen, von denen im Folgenden einige 
angerissen werden sollen. 

Dies hat jedoch auch zu einer gewissen Unü-
bersichtlichkeit geführt, da für die Entwicklung 
einer linken feministischen Position viele Ebe-
nen zu beachten und einige mittelgroße Fett-
näpfe zu vermeiden sind - auch ein Blick in die 
Geschichte kann nicht schaden, da viele Fragen 
bereits diskutiert wurden. Die anstehenden Fra-
gen müssen fach- und bewegungsübergreifend 

diskutiert werden, um die anstehenden Kontro-
versen produktiv zu lösen.

In den 1970er Jahren ging es Feministinnen in 
ganz Europa zentral um das Recht auf Schwan-
gerschaftsabbruch. Ein Recht darauf konnte in 
Deutschland nicht durchgesetzt werden, aber 
immerhin die Möglichkeit dazu. In den 1980er 
Jahren wurde der große vereinende Slogan des 
Rechts auf Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper einer Revision unterzogen: Verschiedene 
Ebenen der Kritik an Bevölkerungspolitik, Mach-
barkeitsphantasien, Selektion und Ausbeutung 
wurden unter Feministinnen breit diskutiert. 
Heute ist hauptsächlich von reproduktiven Rech-
ten die Rede, die mittlerweile nicht mehr nur die 
Abwehr staatlicher Zugriffe auf den eigenen 
Körpers meint, sondern tatsächlich den Zugriff 
auf andere Körper (Eizellenspende, Leihmutter-
schaft) zur Erfüllung des Wunsches auf ein ei-
genes Kind ermöglichen sollen - beidseitig ganz 
selbstbestimmt, versteht sich. Bei der Forderung 
nach reproduktiven Rechten muss also immer ge-
fragt werden: Recht für wen und Schutz vor was?

Kein Kind bekommen müssen

Eine Schwangere, die nicht schwanger sein 
will und kein Kind bekommen will, kann heutzu-
tage hierzulande in den ersten zwölf Schwanger-
schaftswochen zwar straffrei abtreiben. Vor der 
1995 erfolgten letzten Reform des Abtreibungs-
paragraphen 218 im Strafgesetzbuch stellte das 
Bundesverfassungsgericht allerdings fest, es 
gebe eine „grundsätzliche Pflicht zum Austragen 
des Kindes“, daher wäre auch eine grundsätz-
liche Strafbarkeit notwendig. Daraus resultieren 
viele Probleme, wie die Pflichtberatung und die 
erzwungene Wartezeit. Die Krankenkasse darf 
den Eingriff nicht bezahlen, jeder Arzt kann sei-
ne Teilnahme jederzeit verweigern, es handelt 
sich schließlich um eine Handlung, die nicht le-
gal ist, sondern nur straffrei gestellt wurde. Der 
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Abbruch einer Schwangerschaft kann aber nicht 
als Tötungsdelikt gewertet werden, so dass eine 
Streichung des §218 aus dem Strafgesetzbuch 
und eine zivilrechtliche Regelung der dann of-
fenen Fragen wünschenswert wäre. Es ist sehr 
erfreulich, dass die Forderung in letzter Zeit auch 
von jüngeren Feministinnen verstärkt wieder 
aufgenommen wird,. Eine Strategie, wie diese 
Streichung eventuell durchzusetzen sei, fehlt 
jedoch. Ein Blick über die Grenze zeigt zudem, 
dass auch bestehende Regelungen weiter ver-
schlechtert werden können: Die drohende Ver-
schärfung des ohnehin restriktiven polnischen 
Abtreibungsgesetzes - einzige Ausnahme von 
dem Verbot könnte künftig die unmittelbare 
Lebensgefahr für die schwangere Frau sein, mit 
Haftstrafen bis zu fünf Jahren bei Verstößen - er-
fordert internationale Solidarität und Druck auch 
auf der EU-Ebene.�

Ein ganz anderes Problem als bei der Bera-
tungsregelung bis zur 12. Woche stellt sich bei 
der medizinischen Indikation. Seit 1995 die so 
genannte embryopathische Indikation wegen 
der Intervention von Behindertenverbänden und 
Kirchen gestrichen wurde, darf die erwartete 
Schwere der Behinderung des Fötus nicht mehr 
die Begründung für den Abbruch der Schwanger-
schaft sein. Indikation für einen Abbruch ist nun 
die Annahme des Arztes einer dadurch ausgelös-
ten Gefährdung der psychischen Gesundheit der 
Frau, die medizinische Indikation.

Ist es aber eine selbstbestimmte Entschei-
dung, die die Schwangere in diese Situation ge-
bracht hat? Schwangere werden heutzutage in 
eine pränatale Diagnosespirale hineingezogen; 
das Angebot an Untersuchungen dient vermeint-
lich dem Wohl des späteren Kindes und wird nur 
von wenigen Schwangeren hinterfragt. Alle prä-
natalen Untersuchungen durchgeführt zu ha-
ben, gilt zunehmend als verantwortungsvoll; ge-
meint ist die Verantwortung, dem zukünftigen 
Kind optimale Startchancen bieten zu müssen. 

�	 Kirsten Achtelik: Schlimmer geht immer, taz, 29.9.2016, https://www.
taz.de/Abtreibungsgesetz-in-Polen/!5340681.

Damit wächst der Druck auf die werdende Mut-
ter, alles richtig zu machen und damit verbunde-
nen Schuldgefühle. Sie erhofft sich von den prä-
natalen Untersuchungen die Bestätigung, dass 
das Kind nach der Geburt gesund sein wird, dass 
„alles in Ordnung“ ist. Diese Sicherheit können 
die Untersuchungen allerdings gar nicht liefern. 
Die ärztliche Frage an die Untersuchungen sind 
zudem ganz andere: Was ist nicht in Ordnung? 
Gibt es Auffälligkeiten oder Abweichungen von 
festgelegten Wachstumsparametern? Wenn es 
Hinweise auf eine Behinderung gibt, motiviert 
die Sorge um das werdende Kind dazu, weitere 
invasive Untersuchungsmethoden anzuwen-
den. Allerdings schließt sich einer ärztlichen Dia-
gnose normalerweise ein Behandlungsvorschlag 
an. Eine pränatale Therapie des Fötus ist aber nur 
in äußerst seltenen Fällen möglich. Die Diagnose 
einer Behinderung führt daher in der Logik der 
pränatalen Untersuchungen zu der Frage, ob 
man das werdende Kind, für das man eben noch 
alles getan hat, nun unter den neuen Umstän-
den überhaupt noch bekommen will. 

Die neuen nicht invasiven Pränataltests (NIPT) 
versprechen, mit aus dem Blut der Schwangeren 
gefilterter DNA des Fötus die Wahrscheinlichkeit 
einer Trisomie oder „Abweichung“ der Geschlech-
terchromosomen bestimmen zu können. Wie so 
oft wird angeboten, was technisch möglich ist. 
Die Schwangere wiederum schließt aus dem Vor-
handensein des Angebots, dass die Information 
für sie relevant ist. Zurzeit sind die Tests Selbst-
zahler-Leistungen, seit August prüft aber der Ge-
meinsame Bundesausschuss (G-BA), ob die Tests 
auf Trisomien regelhaft von den Krankenkassen 
übernommen werden sollen. Argumentiert wird 
mit der hohen Qualität der Testergebnisse im Ver-
gleich zu den bisher verfügbaren Verfahren: Die 
Zahl der invasiven Fruchtwasseruntersuchungen, 
die mit einem Fehlgeburtsrisiko verbunden sind, 
würde mit einer breiten Inanspruchnahme deut-
lich sinken. Das Wissen um Abweichungen und 
Behinderungen ist dieser Logik zufolge per se gut, 
vermieden werden soll allerdings der „Kollateral-
schaden“ der Fehlgeburt „gesunder Kinder“. Das 
Gen-ethische Netzwerk (GeN) hat die Eröffnung 
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des Methodenbewertungsverfahrens scharf kri-
tisiert: „Beim Fötus gezielt nach dem Vorliegen 
einer Trisomie 13, 18 oder 21 zu suchen, stellt diese 
als besonders vermeidenswert heraus; die Ver-
sorgung der Schwangeren oder des werdenden 
Kindes wird dadurch nicht verbessert. Die präna-
tale Fahndung nach Abweichungen wertet Men-
schen mit Behinderungen systematisch symbo-
lisch ab und ist deshalb eine schädliche Praxis im 
Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention.“�

Der Inklusionsbeirat hat 2013 in dem „Positions-
papier Bioethik – Menschen mit Behinderung –  
UN-BRK“ festgestellt, dass PND und PID ge-
gen die Grundlagen der UN-BRK verstoßen, 
da durch ihre verbreitete Anwendung „Men-
schen mit Behinderung negativen gesell-
schaftlichen Bewertungsmustern ausgesetzt 
sind“.�Die in PND und PID angelegte Idee der 
Vermeidbarkeit von Sorgen, Leid und Schmer-
zen qua Vermeidung behinderter Kinder ist 
zutiefst behindertenfeindlich und ableistisch.

Die gesellschaftliche Bereitstellung von 
Ressourcen für die gezielte Suche nach Abwei-
chungen zeigt, dass ableistische Denkweisen als 
normal und unproblematisch gelten. Die Tatsa-
che, dass diese Tests angeboten werden und via 
Mutterpass institutionalisiert sind, lässt es als 
verantwortungsvolles Verhalten erscheinen, sie 
auch in Anspruch zu nehmen. Da es als normal gilt, 
sich abzusichern, besteht offensichtlich Grund 
zur Beunruhigung. Behinderung als nicht normal, 
sondern als beunruhigend zu empfinden, wird 
so immer wiedergesellschaftlich sanktioniert.

Ein „modernes“ Fortpflanzungsmedizingesetz?

Als verantwortungsloses Verhalten könnte es 
bald auch erscheinen, die eigenen Eizellen nicht 
früh genug eingefroren zu haben. Seit die „Ame-
rican Society for Reproductive Medicine“ im Ok-

�	 GeN: Trotz Protesten: G-BA eröffnet Methodenbewertungsverfahren 
für NIPT, 18.8.2016, http://www.gen-ethisches-netzwerk.de/G-BA_eroeff-
net_NIPT-Methodenbewertungsverfahren.
�	 Inklusionsbeirat: Positionspapier Bioethik – Menschen mit Behinderung 
– UN-BRK. 2013. Online abrufbar unter: http://www.behindertenbeauf-
tragte.de/gzb/DokumenteKoordinierungsstelle/Downloads/17LP_FAFrei-
heit/20130123_Bioethik_Positionspapier.pdf?__blob=publicationFile.

tober 2012 erklärte, die Kryokonservierung von 
Eizellen nicht länger als einen experimentellen 
Prozess zu bewerten, hat sich die Technik in Win-
deseile normalisiert. Der spätere Kinderwunsch 
soll antizipiert werden und mit eventuell kurz-
fristigeren eigenen Berufszielen beziehungswei-
se den Anforderungen des Arbeitsmarktes kom-
patibel gemacht werden. Wer da nicht einfriert 
ist dann in der Logik später selbst schuld. Social 
Freezing – das so sozial nicht ist und besser Eizel-
lenbanking genannt werden sollte – ist eines der 
neuesten Versprechen der Reproduktionsmedi-
zin auf Kontrolle über den eigenen Körper und 
den eigenen Lebenslauf. Reproduktionstechno-
logien und ihre Anwendung haben in den letz-
ten Jahren eine ungeheure Ausdehnung erfah-
ren - was fehlt ist ihre Legalisierung. Doch daran 
arbeiten Juristen, Fortpflanzungsmediziner, 
Ethiker und andere fleißig: Embryonenadoption, 
Eizellspende, Leihmutterschaft, alles soll freige-
geben werden, damit die Menschen ihr „Recht 
auf Fortpflanzung“ verwirklichen können.

Das 26 Jahre alte Embryonenschutzgesetz 
verbietet zurzeit so einiges: Wer einer Frau eine 
fremde, unbefruchtete Eizelle überträgt, kann 
bis zu drei Jahre ins Gefängnis kommen. Auch 
die Befruchtung einer Eizelle zu einem anderen 
Zweck als jenem, eine Schwangerschaft der Frau 
herbeizuführen, von der die Zelle stammt, kann 
mit bis zu dreijähriger Haft geahndet werden. 
Durch die so genannte Dreierregel soll die „Über-
produktion“ von Eizellen verhindert werden, da 
laut Embryonenschutzgesetz nur bis zu drei Em-
bryonen pro Zyklus hergestellt werden dürfen.

Aus feministischer Perspektive ist es schwie-
rig, aus Sorge um eine Liberalisierung der Ge-
setzgebung an diesem Embryonenschutzgesetz 
festzuhalten. Die Techniken werden nicht verbo-
ten, um die Frau vor Ausbeutung oder gefähr-
lichen medizinischen Eingriffen zu schützen, 
oder weil man gesellschaftlich einer drohenden 
Kommerzialisierung von Körperstoffen vorbeu-
gen wollte. Das Schutzinteresse gilt lediglich dem 
Embryo, der dadurch zu einer schützenswerten 
Entität mit eigenen Rechten erklärt wird. In der 
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û  Kirsten Achtelik ist Diplom-Sozialwissenschaftlerin und lebt als freie 
Journalistin und Autorin in Berlin. Ihr Buch „Selbstbestimmte Norm. Feminis-
mus, Pränataldiagnostik, Abtreibung“ ist 2015 im Verbrecher Verlag erschie-
nen. Sie ist politisch an den Schnittstellen der feministischen, antikapitalisti-
schen und Behindertenbewegung aktiv. www.kirsten-achtelik.net/

Debatte macht es einen großen Unterschied, ob 
Menschenwürde- und Lebensschutz schon dem 
Embryo in vitro zuerkannt wird oder ob man die-
se nur dem geborenen Menschen zuspricht. Für 
Feministinnen, die für das Recht auf Abtreibung 
einstehen und den §218 am liebsten streichen 
würden ist eine embryofixierte Lebensschutz-
argumentation ausgeschlossen. Doch das heißt 
nicht, dass sie wie die liberale Strömung, die Aus-
weitung reproduktiver Techniken als positive Er-
weiterung der Entscheidungsmöglichkeiten von 
Frauen begreifen müssen. An dem Gesetz gibt 
es genug zu kritisieren, ohne den Embryo in den 
Mittelpunkt der Argumentation stellen zu müs-
sen - wie ja auch politische Kampagnen gegen 
selektive pränatale Untersuchungen möglich 
sind, ohne aus dem Fötus ein „Baby“ zu machen 
und mit den „Lebensschützern“ ins selbe Horn 
zu stoßen.

Feministinnen können die Begründung des 
EschG, die Eizellenabgabe müsse verboten sein, 
um eine „gespaltene Mutterschaft“ zu verhin-
dert werden, ablehnen: Sie verstärkt eine patriar-
chale Idee von Weiblichkeit und einer irgendwie 
besonderen Rolle der Eizellen gegenüber Samen-
zellen - über gespaltene Vaterschaft hat sich der 
Gesetzgeber keine Sorgen gemacht. Auch die 
Regelungen zu legaler künstlicher Befruchtung 
sind aus einer emanzipatorischen Genderpers-
pektive abzulehnen: Sie enthalten eine starke 
Ehezentrierung und damit eine klare Wertungen 
darüber, wer sich fortpflanzen darf und soll - ver-
heiratet und hetero, „normal“ halt.

Eizellen- und Samenspende sind beides repro-
duktive menschliche Körperzellen, daraus folgt 
aber nicht, dass es „gerecht“ wäre, auf beides 
die gleichen Regeln anzuwenden: Die Prozedur 
der Entnahme ist in dem einen Fall mit einer hor-
monalen Therapie, einem invasiven Eingriff, er-
heblichen Gesundheitsrisiken und ungeklärten 
Langzeitwirkungen verbunden und im anderen 
Fall eben mit nichts von alldem. Falsche Analo-
gien und unpassende Vergleiche durchziehen 
die aktuelle Debatte, das ist jedoch kein Zufall, 
sondern dienen der Ausweitungslogik. 

Themen, die in dem Diskurs um reproduk-
tive Rechte, Kinderwunsch und Familie dage-
gen oft zu kurz kommen sind die immer noch 
fehlenden Entschädigungen für die Zwangss-
terilisierung während des Nationalsozialismus 
oder Elternassistenz für Menschen mit Behin-
derung, die Eltern sind oder werden wollen. So 
wie es nicht schädlich für Kinder ist, homose-
xuelle Eltern oder mehr als zwei Elternteile zu 
haben, genauso wenig ist es schädlich, Eltern 
mit Behinderung zu haben. Statt auf die Frei-
gabe schädlicher Techniken zu setzen, wäre 
es ein interessanterer und inklusiverer Ansatz, 
Menschen das Leben mit Kindern zu erleich-
tern. Dazu gehören die Änderungen der Ad-
options- und Pflegschaftsregelungen, und die 
Ausweitung der Möglichkeiten Dritter, Mitsor-
ge für ein Kind zu übernehmen. Damit Kinder-
haben kein Leben in Armut bedeuten muss, 
wäre es dringend nötig zumindest die Anrech-
nung des Kindergelds auf die Regelsätze des 
ALG II zu beenden.

In der Debatte um reproduktive Reche wäre 
es außerdem hilfreich, eine andere Problemde-
finition zu Grunde zu legen: Nicht der uner-
füllte Wunsch nach dem eigenen Kind wäre als 
das zu bearbeitende Problem anzusehen, son-
dern der gesellschaftlich als normal vorausge-
setzte Kinderwunsch und die Idee, dass alles, 
was möglich ist auch gemacht werden muss. 
Dieses Problem wird durch die Techniken ge-
sellschaftlich und individuell verschärft, die 
Erwartungen und der soziale Druck verstärkt 
statt abgemildert.

Reproduktionsrechte dürften nicht als 
Recht auf Reproduktion im Sinne eines eige-
nen genetischen und „gesunden“ Kindes auf-
gefasst werden. Ein Recht auf Fortpflanzung 
mit jeder beliebigen Methode ist nicht Ziel fe-
ministischer Kämpfe.	 ó
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Als das Grundsatzprogramm der SPD An-
fang des neuen Jahrtausend neu geschrieben 
wurde, gab es gleichstellungspolitisch eine 
wichtige Debatte: den Kampf um den Satz „Wer 
die menschliche Gesellschaft will, muss die 
männliche überwinden“. Die Programmkom-
mission der SPD kritisierte den Satz als rheto-
risch verstaubt und inhaltlich einer modernen 
Gleichstellungspolitik nicht mehr angemes-
sen. Junge Frauen wähnten sich heute nicht 
mehr im ständigen Kampf gegen eine männ-
liche Gesellschaft, glaubten dort viele. Der 
Ausspruch „Wer die menschliche Gesellschaft 
will, wer ein Leben in Partnerschaft will, muss 
die Gleichstellung von Frau und Mann hier und 
heute verwirklichen.“ schien da viel passender. 
Vor allem Jusos und AsF wehrten sich gegen 
diese Interpretation der gesellschaftlichen 
Verhältnisse. Da wir noch immer in einem Pa-
triarchat leben, ist die Gesellschaft weiterhin 
männlich dominiert, wurde argumentiert. Das 
Ziel der Gleichstellung der Geschlechter und 
damit einer menschlichen Gesellschaft kann 
aber final nur in der Überwindung des Patriar-
chats und damit der männlichen Gesellschaft 
realisiert werden. Diese Verhältnisse sollten 
gerade in einem Grundsatzprogramm auch so 
klar benannt werden. Gerade der Bezug auf die 
„Partnerschaftlichkeit“ zwischen Männern und 
Frauen geriet in die Kritik. Diese suggeriere kei-
ne echte Gleichstellung, sondern vielmehr eine 
individuell auszuhandelnde Arbeitsteilung in-
nerhalb einer Paarbeziehung. 

Diese unterschiedlichen Positionen illus-
trieren das feministische Dilemma mit den 
Männern. Freund oder Feind, kann man sich da 
fragen. Kämpft der Feminismus gegen Männer 
oder mit ihnen gemeinsam für die Befreiung 
der Geschlechter? Gibt es einen Interessens-
konflikt zwischen Männern und Frauen oder 
den gemeinsamen Kampf für eine gleichbe-
rechtigte Welt? Und: welchen der beiden Wege 

Der Mann – Freund oder Feind?
von Katharina Oerder

kann die Sozialdemokratie gehen, um die Ver-
wirklichung gleicher Teilhabe von Männern 
und Frauen zu realisieren?

Immer wieder zeigt es sich, dass Debatten 
um Gleichstellung erst an Fahrt gewinnen, 
wenn Männer in diese einsteigen. Schon das 
sozialistische Standardwerk des Feminismus, 
„Die Frau und der Sozialismus“, wurde 1879 von 
einem Mann – August Bebel – veröffentlicht. 
Mit über 50 Auflagen und in über 20 Sprachen 
übersetzt, besitzt das Buch eine bis heute un-
gebrochene Popularität, die nur wenige von 
Frauen geschriebene Bücher zu diesem Thema 
erreichen. Dieses Muster wiederholt sich immer 
wieder. Nach Jahren der Beschwerden von Frau-
en zur Schwierigkeit von Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf hat ein Buch von zwei Männern 
im letzten Jahr dem Diskurs wieder Auftrieb 
gegeben. In „Geht alles gar nicht“ beschreiben 
Marc Brost und Heinrich Wefing die Mühen der 
Vereinbarkeit als engagierte Journalisten und 
Väter. Darin klagen sie über die Hindernisse, mit 
denen es zeitgemäße Väter zu tun bekommen. 
Was dort inhaltlich dargestellt wird, kennt man 
zwar, schließlich werde dies ja „seit Jahren von 
Spielplatzmüttern, Mittelschichtfeministinnen 
und nachdenklich gewordenen Karrierefrauen 
vorgetragen, in so hoher Frequenz und mit 
so viel Penetranz, dass es einem längst zu den 
Ohren heraushängt.“ stellt eine Rezension in 
der WELT fest (Praschel, 2015). Aber: „Weil man 
weiß, dass sich Männer normalerweise eher die 
Zunge abbeißen als durchzugeben, wie bedient 
sie sind, kann man sich ausrechnen, dass hier 
etwas wirklich Alarmierendes verhandelt wird.“ 
(ebenda). Also: da es nun Männer sagen, ist es 
auf einmal von Bedeutung. 

Ist es nicht alleine deshalb schon ratsam, 
dass sich die Frauenbewegung die Männer 
zum Freund macht, um sich für die Sache einzu-
setzen? Jahrhundertelanger Kampf der Frauen 
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allein für Feminismus und Gleichberechtigung 
haben schließlich noch immer keine Gleich-
stellung beispielsweise auf dem Arbeitsmarkt, 
in Führungspositionen oder in Bezug auf Sor-
ge- und Familienarbeit erreichen können. 

Männer müssen „mitgenommen“ und „ins 
Boot geholt werden“, wird dabei in Debat-
ten ein ganz selbstverständliches Argument. 
Immer wieder sprechen auch führende Sozi-
aldemokratinnen über die Schwierigkeiten, 
die Männer und besonders Väter bei der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bekom-
men. Die Rolle der Männer ist selbst in diesem 
Bezug interessanter als das tägliche Klein-Klein 
der Frau. Man könnte meinen, dass Männer 
weniger Steine in den Weg gelegt bekommen, 
wenn sie sich für Familienauszeiten entschei-
den, sei das wichtigste gleichstellungspoli-
tische Ziel. Männer wollen sich so gerne mehr 
für die Familie engagieren, werden aber nicht 
gelassen!

Dabei nehmen fast 70 Prozent der Väter in 
Deutschland bisher gar keine Elternzeit. Von 
den Vätern, die für ihr Kind eine berufliche 
Auszeit entscheiden, haben knapp 80 Prozent 
nur die zweimonatige Mindestbezugsdauer 
gewählt. Zwar berichten in der Studie „Nach-
haltige Effekte der Elterngeld-Nutzung durch 
Väter“ des Berliner Instituts für sozialwissen-
schaftlichen Transfer (SoWiTra) einzelne Män-
ner von negativen Effekten für die Karriere nach 
längeren Auszeiten für Kindererziehung (Pfahl, 
Reuyß, Hobler, & Weeber, 2014). (Da breitet sich 
Entsetzen aus – dass Frauen durch Elternzeit 
einen Karriereknick erleiden war ja bekannt, 
aber Männer? Da muss wirklich jemand etwas 
machen!) Andere Studien berichten vor allem 
von der antizipierten Unmöglichkeit der El-
ternzeit durch Väter. In einer Fallstudie, die von 
der Europäischen Akademie für Frauen in Poli-
tik und Wirtschaft Berlin e.V. (EAF) im Auftrag 
der Bertelsmann-Stiftung durchgeführt wur-
de, glaubte lediglich ein Drittel der Befragten 

Zu sagen, was ist, bleibt die 
revolutionärste Tat.

Sozialismus monatlich
Analysen | Positionen | Berichte
täglich www.Sozialismus.de
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(29 Prozent), dass das eigene Unternehmen 
Väter unterstütze, die Familienpflichten über-
nehmen wollen (Lukoschat & Walther, 2010). 
Aber wie viele Frauen denken wohl, dass ihr 
Unternehmen ihnen raten würde, ein Kind zu 
bekommen und familienbedingt auszufal-
len? Darüber hinaus glaubten nur 13 Prozent, 
dass Unternehmen bei Männern gleicherma-
ßen wie bei Frauen mit möglichen Familien-
pflichten rechneten (ebd.). Das ist sicherlich 
richtig und wird sich auch nicht ändern, wenn 
Männer diese nicht nehmen, weil ihr Unter-
nehmen damit vielleicht nicht rechnet. Gerade 
in Bezug auf die Auszeit für Familienpflege gilt 
bei Männern: verbale Aufgeschlossenheit bei 
weitestgehender Verhaltensstarre. 

Selbst tatsächliche Schwierigkeiten, die 
Männer bekommen, wenn sie sich für Väter-
monate entscheiden, dürfen nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass Frauen ebenjenes Stirn-
runzeln ihrer Chefs und das verschieben auf 
weniger aussichtsreichere Karrierepfade bei 
Bekanntgabe einer Schwangerschaft ebenso 
erfahren (und eben in einigen Fällen nicht nur 
dann, sondern bereits in vorauseilender An-
nahme einer möglichen Mutterschaft) – nur 
dass dies in dem Fall oft als selbstverständ-
licher und ihr Ausscheiden aus dem Job und 
Karrieremöglichkeiten alternativlos empfun-
den wird. 

Die bisherige gesellschaftliche Aufteilung 
von Erwerbsarbeit- und Reproduktionsarbeit 
diskriminiere, wird gerne auch argumentiert. 
Ihnen würde eine Ernährerrolle aufgedrängt, 
die sie oft gar nicht mehr erfüllen wollen – oder 
können. Zeit mit Kindern werde ihnen vorent-
halten und frei entfalten in ihrer Liebe zu Blu-
menmustern oder Blattsalat können sie sich 
auch nicht – einmal einen kleinen gemischten 
Salat bestellen, ohne dass jemand einen Witz 
reißt –  dann wäre Gleichstellung realisiert. Ei-
gentlich ginge es also gar nicht so sehr um eine 
gerechte Aufteilung, sondern um die Befreiung 
des Mannes. Auch manche Feministin stimmt 
in diesen Gesang mit ein, um mittels Umar-

mungstaktik die Männer in die richtige Rich-
tung zu lenken und so mehr Schlagkraft für 
eine gerechtere Welt zu erlangen. Der Versuch 
dieser Argumentation mag zwar aller Ehre 
wert sein, er irrt jedoch inhaltlich und führt 
sowohl Männer als auch Frauen aufs Glatteis. 
Denn: Männerdiskriminierung ist ungerecht, 
Frauendiskriminierung ist strukturell. 

Natürlich sollen sich alle Menschen, un-
abhängig von ihrem Geschlecht frei entfal-
ten können – dieses Ziel hat der Feminismus. 
Letztlich geht es im Kampf um Gleichstellung 
aber um knallharte Verteilungsfragen. Die 
Verteilung von Macht und Ressourcen, denn 
diese bedeuten (Entscheidungs-)Freiheit und 
Selbstständigkeit. Dazu gehören Arbeitszeiten 
und Einkommen, ebenso wie Posten und Posi-
tionen. So ehrlich muss man sein – sowohl um 
zu wissen, was für Frauen auf dem Spiel steht, 
als auch um die Beharrlichkeit der Männer 
antizipieren und akzeptieren zu können, ohne 
demoralisiert zu werden. 

Dabei sind Macht und Ressourcen eben 
endlich. Einen Vorstandsposten, den eine Frau 
innehat, kann ein Mann nicht mehr bekom-
men; in der Zeit, die eine Frau auf der Arbeit 
verbringt, kann sie nicht seine Kinder erziehen 
oder seine Hemden bügeln. Damit Frauen also 
einen gerechten Anteil an Macht und Ressour-
cen bekommen (50 Prozent), müssen Männer 
etwas von ihrer Macht und ihren Ressourcen 
abgeben – was ihre Eigenständigkeit und 
Entscheidungsfreiheit einschränkt. Im Ge-
genzug würden sie etwas von der Macht und 
den Ressourcen der Frauen abbekommen, nur 
sind diese nicht so üppig – und, wenn einige 
Männer mal ehrlich sind, auch nicht so beliebt 
– Zeit mit den Kindern verbringen, könnte man 
vielleicht darunter verbuchen. Den Haushalt 
schmeißen, Sorge- und Pflegearbeit leisten, 
beispielsweise für die Eltern oder Schwiegerel-
tern, wohl nicht.

Die Geschichte hat gezeigt: Ihre Ressourcen 
werden die meisten Männer nicht freiwillig 
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abgeben – auch nicht für noch so gute Argu-
mente und eindringliche Bitten. Weder Studi-
en zu besseren Unternehmensergebnissen bei 
gendergemischten Vorständen noch freiwilli-
ge Selbstverpflichtungen haben es geschafft, 
Aufsichtsräte und Vorstände zu diversifizieren. 
Erst eine (wenn auch recht weichgespülte) 
gesetzliche Quotenregelung deutet eine lang-
same Verbesserung an. Und auch in der Politik 
hat erst eine feste Quotenregelung in Vorstän-
den von SPD und Grünen zu einer besseren 
Vertretung von Frauen geführt. 

Ist unter diesen Voraussetzungen eine 
freundschaftliche Konfliktlösung überhaupt 
möglich? Ist der Mann nicht doch vielmehr der 
natürliche Feind der Gleichberechtigung?

Letztlich liegt die Wahrheit sicherlich 
– wie so oft – irgendwo dazwischen. Männer 
müssen gezogen und gestoßen werden, um 
Gleichstellung endlich verwirklichen zu kön-
nen. Dazu müssen Männer bereit sein, ihren 
Wunsch nach einer gleichberechtigten Gesell-
schaft auch dann noch zu vertreten, wenn dies 
das in Fragestellen und möglicherweise auch 
das Abgeben von bisherigen Privilegien be-
deutet, nicht nur in der Theorie, sondern auch 
ganz praktisch – seien es Gehaltserhöhungen 
oder Vorstandsposten, seien es Wohnungs-
putz oder Familienname. Gesetzliche Rege-
lungen können dabei unterstützen, wenn po-
litisches Ideal der persönlichen Interessenlage 
entgegensteht und so ein freiwilliger Verzicht 
aus reiner Herzensgüte unwahrscheinlich ist. 
Frauen hingegen müssen weiterhin bereit 
sein, für ihre Rechte zu kämpfen. Ihren Teil der 
Bäckerei einzufordern, mag im Jahr 2016 zwar 
aus der Zeit gefallen scheinen und unentspan-
nt wirken – nötig ist es weiterhin. So wie die 
Befreiung der Arbeiter nur das Werk der Ar-
beiter sein kann, kann auch eine gleichberech-
tigte Gesellschaft nur durch das permanente 
Einfordern einer solchen durch die Frauen 
selbst erreicht werden. Wir sollten, können 
und dürfen nicht darauf warten, dass Männer 
dies freiwillig und unaufgefordert tun. 
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In ihrem Grundsatzprogramm hat sich die 
SPD für den Interessenkonflikt entschieden. 
„Wer die menschlich Gesellschaft will, muss die 
männliche überwinden“ schließt das gleich-
stellungspolitische Kapitel des Programms 
(Hamburger Programm, 2007). Den Wider-
stand brachen interessanterweise die flam-
menden Plädoyers von Männern für diesen 
Satz. Kurt Beck, Erhard Eppler und Hans-Jochen 
Vogel haben sich als Fans dieser Formulierung 
geäußert. Schließlich wurde der Änderungsan-
trag auf dem Grundsatzparteitag mit großer 
Mehrheit angenommen. 	 ó
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Erbschaftsteuerreform 2016 – eine  
Reform, die alles beim alten belässt
von Arne Heise

Alle Jahre wieder bemängelt das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) die Verfassungs-
mäßigkeit des Erbschaftsteuerrechts. So 
hatte es im Jahr 2006 die unterschiedlichen 
Bewertungsgrundlagen verschiedener Ver-
mögensarten bemängelt und damit zur letz-
ten Erbschaftsteuerreform 2008 durch die 
große Koalition geführt, die ich in der Ausga-
be 161 der SPW mit einiger Skepsis erläutert 
hatte. Ich kam damals zu der Einschätzung: 
„Kaum zu rechtfertigen ist die noch ausge-
baute Steuerbefreiung von Unternehmen-
serben – insbesondere vor dem Hintergrund 
einer fehlenden Vermögenssteuer.“ Im Jahr 
2014 kam das BVerfG zu einer ähnlichen Ein-
schätzung und erklärte die Erbschaft- (und 
Schenkungs-) steuer nach der 2008er Reform 
abermals für verfassungsinkonform, weil die 
Steuervergünstigungen, insbesondere bei der 
Vererbung (bzw. Schenkung) von Betriebsver-
mögen, als unverhältnismäßig eingeschätzt 
wurden. Eine weitere Reform der Erbschaft-
steuergesetzgebung bis zum 30. Juni 2016 
wurde angemahnt.

Da eine CDU-geführte Bundesregierung 
augenscheinlich kein Interesse an einer ver-
nünftigen Erbschaftsbesteuerung hat, war 
von vorneherein klar, dass es grundsätzlich nur 
zu einer Korrektur der angemahnten Tatbe-
stände und nicht etwa zu einer echten Reform 
kommen würde. Eine primäre Reduktion der 
Vergünstigungen aber würde eine Mehrbelas-
tung der Erben implizieren, woran der Union 
jedoch nicht gelegen ist – weshalb weitere, 
kompensierende Eingriffe in die Erbschaftsbe-
steuerung erwarten wurden. Die Neufassung 
des Erbschaftsteuergesetzes (ErbStG) hat nun 
den Vermittlungsausschuss und Bundestag 
passiert und dürfte schließlich auch vom Bun-
desrat angenommen werden.

Bevor wir im Folgenden einen Blick auf die 
Neufassung werfen, sollen noch einige Über-
legungen zur Erbschaftsteuer angestellt wer-
den. Bei einem Erbschaftsvolumen von jähr-
lich etwa 75 Mrd. Euro in den letzten Jahren (in 
naher Zukunft wird mit einer deutlichen Stei-
gerung auf ein Erbschaftsvolumen zwischen 
200 – 300 Mrd. Euro jährlich gerechnet), liegt 
das Erbschaftsteueraufkommen mit etwa 4,5 
Mrd. Euro sogar deutlich unter der Kfz-Steuer. 
Bei Erbschaftsteuersätzen zwischen sieben 
Prozent (nahe Verwandte, kleines Erbe) und 
50 Prozent (entfernte Verwandte, hohes Erbe) 
zeigt dieses geringe Steueraufkommen, dass 
die hohen Freibeträge und Steuervergünsti-
gungen dazu führen, dass nur ein geringer 
Teil der anfallenden Erbschaften tatsächlich 
versteuert werden müssen. Bei jenem Teil, der 
vollständig oder weitgehend verschont bleibt, 
handelt es sich vor allem um Betriebsvermö-
gen – die Reform von 2008 hatte hier eine 
starke Entlastung der Unternehmenserben 
gebracht, indem zwischen 85 – 100 Prozent 
(Normalverfahren bzw. Optionsverfahren) des 
Unternehmenswertes unversteuert bleiben 
konnten, wenn das Unternehmen fortgeführt 
wurde – bis 2008 mussten immerhin wenigs-
tens 35 Prozent des Wertes versteuert werden. 
Mit dieser Reglung sollte den Bedenken der 
Unternehmenserben nachgekommen wer-
den, den Betrieb einstellen zu müssen, wenn 
die Substanzsteuer – die eine Erbschaftsteuer 
darstellt – nicht aus dem vorhandenen Ver-
mögen der Erben oder dem Ertrag des ererb-
ten Unternehmens bezahlt werden könnte. 
Tab. 1 zeigt diese Effekte deutlich: In der Zeit 
von 2011 – 2014 konnten Erben (bzw. Schen-
kungsbezieher) von hohen, zumeist Betriebs-
vermögen (20 Mio. Euro und mehr) fast 95 
Prozent des Erbschaftswertes unversteuert 
erhalten, während ‚normale‘ Erben (bis zu 
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200.000 Euro – hierunter fallen fast Dreivier-
tel aller Erbschaftsfälle) mehr als 90 Prozent 
ihres Erbes versteuern mussten. Im Endef-
fekt ergibt sich eine regressive Wirkung der 
Erbschaftsteuer: Während kleine Erbschaften 
mit über 10 Prozent versteuert werden muss-
ten, liegt die Besteuerung von wirklich hohen 
Erben (über 20 Mio. Euro, was zwar nur 0,2 
Prozent aller Erbschaftsfälle betraf, deren Erb-
schaftsvolumen aber über 40 Prozent des Ge-
samtvolumens ausmachte) mit nicht einmal 
2 Prozent im Bagatellbereich. 

Nach den Ermahnungen des BVerfG wur-
den insbesondere die Bewertung von Be-
triebsvermögen und die Verschonung von 
Betriebserbschaften revidiert:

ò	 Statt der bislang üblichen Bewertung 
nach dem Steuerbilanzwert wird, wenn 
die vorrangig zu verwendende Methode 
der Vergleichsbewertung nicht ange-
wendet werden kann, die Ertragswert-
methode angesetzt, die von den nach-
haltigen Erträgen des Unternehmens 
(aus der Vergangenheit abgeleitet) mit-

tels eines Kapitalisierungsfaktors auf 
den ‚gemeinen Wert‘ (womit der Markt-
wert gemeint ist) schließen lässt. Durch 
Abschreibungsmöglichkeiten konnte 
der Steuerbilanzwert manipuliert wer-
den. Dies soll nun entfallen. Allerdings 
wurde der Kapitalisierungsfaktor, der 
jedes Jahr neu festgelegt wird und sich 
bisher am Zinssatz öffentlicher Wertpa-
piere und einer ad hoc festgelegten Ri-
sikoprämie ausrichtete, gegenüber den 
bisherigen Werten durch Einführung ei-

ner Obergrenze deutlich abgesenkt, was 
bei gegebenen Ertragsannuitäten den 
zu versteuernden Unternehmenswert 
deutlich (um ca. 30 Prozent) reduziert.

ò	 die Verschonung der Besteuerung von 
vererbten Unternehmenswerten zwi-
schen 85 Prozent und 100 Prozent wur-
de bislang danach differenziert, ob die 
Unternehmenswerte tatsächlich dem 
Unternehmenszweck dienten oder nicht 
(sondern z.B. die Oldtimer-Sammlung 
des Unternehmensgründers umfass-

Tabelle 1: Verschonung von Erbschaften und Effektivbesteuerung zwischen 2011 – 2014

Wert der Erbschaften (bzw. Schen-
kungen) von … bis unter … €

Abzüge in %  
des Erbschaftswertes Effektive Steuerbelastung

Unter 50.000 -8,3 -14,7

50.000 – 100.00 7,8 13,2

100.000 – 200.000 10,3 14,6

200.000 – 300.000 14,1 11,6

300.000 – 500.000 18,5 7,9

500.000 – 2.500.000 33,5 8,5

2.500.000 – 5.000.000 54,2 8,6

5.000.000 – 10.000.000 66,2 7,1

10.000.000 – 20.000.000 71,1 5,7

20.000.000 und mehr 94,5 1,8

Gesamt 61,1 6,3

Quelle: Stat. Bundesamt; Erbschaft- und Schenkungssteuerstatistik 2011- 2014
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te und dem Unternehmen zugeführt 
wurde, um die ansonsten anfallende 
Erbschaftsteuer zu umgehen; dieser 
Vermögensteil wird Verwaltungsver-
mögen bezeichnet). Um die 85–prozen-
tige Verschonung zu erhalten, durfte 
das Verwaltungsvermögen nicht mehr 
als 50 Prozent des Betriebsvermögens 
ausmachen, um die 100-prozentige Op-
tionalverschonung zu erhalten, durfte 
das Verwaltungsvermögen nicht mehr 
als 10 Prozent des Betriebsvermögens 
ausmachen. Wurden diese Werte nicht 
überschritten, wurde die entsprechende 
Verschonung (85 bzw. 100 Prozent) aber 
auf das Gesamtvermögen (also inklusive 
des Verwaltungsvermögens!) gewährt. 
Künftig soll die Verschonung nur noch 
auf das tatsächlich für den Unterneh-
menszweck notwendige Betriebsvermö-
gen gewährt, das Verwaltungsvermögen 
hingegen normal versteuert werden. 
Statt der 10/50 Prozent-Grenzen wird 
nun ein Freibetrag für Verwaltungsver-
mögen von 10 Prozent eingeführt, der 
wohl nur dazu da ist, die alte Vollver-
schonungsoption aufrechterhalten zu 
können. 

ò	 Die Bewertung von Familienunterneh-
men mit Verwertungsbeschränkungen 
können gegenüber dem ‚gemeinen 
Wert‘ um bis zu 30 Prozent gesenkt wer-
den. Diese Wertminderung kann kumu-
lativ zur Wertminderung durch die Er-
tragswertmethode erfolgen.

ò	 Schließlich wurde eine Bedürfnisprü-
fung vor die Verschonung nach Nor-
mal- oder Optionalverfahren eingeführt 
– allerdings erst ab einem Vererbungs-
vermögen von 90 Mio. Euro! Steuernach-
lässe sollen nur noch über jenen Teil hin-
aus gewährt werden, der 50 Prozent des 
vorhandenen und mittragenden Vermö-
gens des Erbnehmers überschreitet. Bei 
einer Erbschaftssumme zwischen 26 

Mio. Euro und 90 Mio. Euro wird der Ver-
schonungsteil um je einen Prozentpunkt 
pro 750.000 Euro reduziert (Abschmelz-
tarif). Der Erbnehmer kann optional die-
sen Abschmelztarif ohne individuelle 
Bedürfnisprüfung wählen, oder er muss 
sich der oben genannten Bedürfnisprü-
fung stellen.

Insgesamt rechnet das Bundesfinanzmi-
nisterium mit einer Aufkommenssteigerung 
aus der Erbschaftsteuer nach der Neufassung 
um etwa 100 Mio. Euro oder etwa 2 Prozent - 
und selbst dies wird noch als optimistisch ein-
geschätzt. Es dürfte der Union also gelungen 
sein, insbesondere die Erben von besonders 
hohen (Betriebs-)Vermögen davor bewahrt 
zu haben, einen angemesseneren Anteil am 
Erbschaftsteueraufkommen zu zahlen. Ob 
dies Bestand vor einer rechtlichen Prüfung 
durch das BVerfG hat, wird sich sicher in ab-
sehbarer Zukunft zeigen – vielleicht gibt ja 
aber der Wähler einer anderen Bundesregie-
rung die Chance, schon vorher Korrekturen 
vorzunehmen, die einem Gerechtigkeitsemp-
finden besser entsprechen.	 ó

û  Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Univer-
sität Hamburg.
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72Die aktuelle Zahl 
von Michael Reschke

û  Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redakti-
on und lebt in Berlin.

72 Prozent betrug laut aktuellem AOK-
Fehlzeitenreport die Zunahme der 

durchschnittlichen Dauer der Arbeitsunfä-
higkeit aufgrund psychischer Erkrankungen 
im Zeitraum 2004 - 2015. Auch die Arbeits-
unfähigkeitsfälle aufgrund psychischer Er-
krankungen sind im gleichen Zeitraum um 45 
Prozent gestiegen. Zwar sind auch die Kran-
kenstände insgesamt gestiegen, die Dyna-
mik findet sich aber in den Verschiebungen 
zwischen den Krankheitsbildern. Der Trend 
von den hergebrachten Krankheitsbildern der 
„alten Industriegesellschaft“, also Muskel-, 
Skelett- und Atemwegserkrankungen, hin zu 
psychischen Leiden hat sich fortgesetzt und 
beschleunigt. 

So weit die nackten Zahlen. Wie nehmen die 
Beschäftigten selbst ihre Arbeitsbedingungen 
und den Wandel der Arbeitswelt wahr?  Der 
aktuelle Jahresreport 2015 des DGB-Index Gute 
Arbeit hat den Themenschwerpunkt Arbeits-
hetze und gibt hierüber Auskunft. Dem Report 
zufolge sind die „Top 3“-Ursachen für Arbeits-
hetze: Multitasking, unzureichende Perso-
nalausstattung und ungeplante Zusatzaufga-
ben. 52 Prozent der Beschäftigten fühlen sich 
oft oder häufig gehetzt bei der Arbeit und 60 
Prozent der Beschäftigten haben den Eindruck, 
dass sie in den letzten zwölf Monaten mehr 
Arbeit in gleicher Zeit schaffen mussten als 
vorher. Knapp ein Drittel (32 Prozent) der Be-
schäftigten verkürzen ihre Arbeitspausen oder 
lassen sie sogar aus (!). Das hoher Arbeitsstress 
und Arbeitsdruck sowie mangelnde Regenrati-
onsphasen krank machen wundert nicht. 

Mut machend ist, dass der tradierte Ar-
beitsschutz ebenfalls in einem umfassenden 
Wandel begriffen ist und sich weiter hin zu 
einem präventiven Gesundheitsschutz ent-
wickeln soll. Die Komponente Psychostress 
hält stärker Einzug. Verwiesen sei an dieser 

Stelle insbesondere auf die Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrategie. Diese ist 
eine Initiative von Bund, Ländern und Unfall-
versicherungsträgern, um die gemeinsamen 
Aktivitäten und Aufgaben wirkungsvoll zu 
bündeln. Das Arbeitsprogramm für die Jah-
re 2013 - 2018 beinhaltet ein eigenständiges 
Programm Psyche.

Die staatliche Flankierung ist nötig. Auch 
um Betriebsräte im betrieblichen Gesund-
heitsmanagement zu unterstützen. Aller-
dings ist sie unzureichend. Mangelt es doch 
der gesetzlich vorgeschriebenen und durch 
die Arbeitgeber durchzuführenden Gefähr-
dungsbeurteilung an Durchsetzungskraft. 
Zwar sind 2013 auch psychische Belastungen 
zu berücksichtigen, allerdings ist der Ermes-
sensspielraum für die Arbeitgeber groß und 
die Prüfung weniger standardisiert und so-
mit unklarer und aufwendiger als bei phy-
sischen Erkrankungen. Lediglich in rund der 
Hälfte der Unternehmen werden psychische 
Gefährdungen systematisch erfasst. Ursa-
che hierfür ist insbesondere die mangelnde 
staatliche Kontrolle. 

Letztlich ist somit eine Differenz zwi-
schen formaler Geltung und realer Wirkung 
zu konstatieren, deren Dramatik auf Kos-
ten der Beschäftigten sich angesichts der 
Digitalisierung der Arbeitswelt noch weiter 
verschärfen wird (siehe auch Schwerpunkt 
„Digitales Arbeiten und Wirtschaften“ der 
spw 212). Das Ziel der Humanisierung der Ar-
beit ist aktuell wie eh und je. Psychische Er-
krankungen sind ein Ausdruck der Arbeitsver-
dichtung und Prekarisierung im flexiblen und 
beschleunigten Kapitalismus. Und das Tempo 
nimmt weiter zu.	 ó
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Die gesetzliche Rente erfreut sich eines 
unerwarteten Comebacks. Die Beitragsein-
nahmen sprudeln, die Beitragssätze konnten 
mehrfach gesenkt werden und zugleich wa-
ren Leistungsausweitungen möglich. So hielt 
das „Rentenpaket“ des Jahres 2014 deutliche 
Verbesserungen für Mütter, langjährig Versi-
cherte und Erwerbsgeminderte bereit. Und 
Rentnerinnen und Rentner erhielten 2016 ein 
Rentenplus von 4,25 Prozent im Westen und 
5,95 Prozent im Osten. Daraus aber zu folgern, 
die Alterssicherung sei in Deutschland für 
kommende Herausforderungen gut aufge-
stellt, wäre ein Trugschluss. Das Gegenteil ist 
der Fall: Das System der Alterssicherung ist re-
novierungsbedürftig. Darüber besteht sowohl 
in Fachdiskursen als auch in der aktuellen po-
litischen Debatte ein breiter Konsens. Nicht 
nur Sozialverbände und Gewerkschaften 
verweisen seit langem auf den dringenden 
Reformbedarf. Auch in der Politik werden die 
Stimmen derjenigen, die ein rentenpolitisches 
„Weiter-So“ propagieren, immer schwächer. 
Zugleich tönen die Rufe derer, die neue Re-
formvorschläge anpreisen oder die Entwick-
lung neuer Vorschläge ankündigen immer lau-
ter: Schwarz-grüne „Deutschland-Rente“ aus 
Hessen, vollmundig bayrische Forderungen 
der CSU, die Altersbezüge für alle erhöhen und 
die „Riester-Rente“ abwickeln zu wollen oder 
die Ankündigung der Ministerin für Arbeit und 
Soziales, diesen Herbst ein rentenpolitisches 
Gesamtkonzept vorzulegen, sind nur einige 
Schlaglichter der aktuellen Debatte.� Alle re-
den über die Rente – und das ist gut so! Doch 
hinter der hektischen Betriebsamkeit der Po-
litiker auf der Rentenbaustelle verbergen sich 
höchst unterschiedliche Einschätzungen über 
tatsächlichen Renovierungsbedarf und über 

�	 Vgl. Dirk Neumann: Revitalisierung der gesetzlichen Rente?!, in: Hans-
Jürgen Urban/Christoph Ehlscheid (Hrsg.): Das (sozial)politische Mandat 
der Gewerkschaften. Horst Schmitthenner zum 75. Supplement der Zeit-
schrift Sozialismus 7-8/2016.

Alterssicherung: Plädoyer für einen Strategiewechsel
von Christoph Ehlscheid, Dirk Neumann und Hans-Jürgen Urban

Art und Umfang der notwendigen Baumaß-
nahmen. Während die einen mit ein paar Re-
paraturarbeiten auskommen wollen, verwei-
sen die anderen auf marode Fundamente und 
eine neu zu justierende Statik des Alterssiche-
rungssystems. Um es gleich zu sagen: in die-
ser Debatte um kleine Korrekturen im System 
oder eine große Reform am Systems plädiert 
dieser Artikel für einen grundlegenden Strate-
giewechsel in der Alterssicherungspolitik und 
eine große Rentenreform. Wie diese aussehen 
könnte, wird anhand der Vorschläge zum Neu-
aufbau einer solidarischen Alterssicherung er-
läutert, wie sie der Vorstand der IG Metall im 
Juni 2016 beschlossen hat.

Großbaustelle Alterssicherung

Trotz der aktuell guten Zahlen: Die Wei-
chen sind falsch gestellt. Wenn nichts passiert, 
wird das Rentenniveau weiter sinken, und die 
Regelaltersgrenzen werden weiter steigen. 
Diesen Leistungskürzungen stehen mit größ-
ter Wahrscheinlichkeit ab etwa 2021 zugleich 
Beitragssatzerhöhungen entgegen. Diese 
Prognose und die mit ihr verbundenen Folge-
probleme entspringen keineswegs nicht vor-
hersehbaren Entwicklungen in der Wirtschaft 
oder am Arbeitsmarkt. Sie sind vielmehr Resul-
tat gravierender sozialpolitischer (Fehl-)Ent-
scheidungen: So wurden mit einer ganzen Se-
rie von Rentenreformen tiefe Schneisen in die 
Leistungen der gesetzlichen, umlagefinanzier-
ten Rente geschlagen, der Ausbau der kapital-
gedeckten privaten Vorsorge propagiert und 
der Finanzstandort Deutschland gefördert. 
Die rot-grüne, die erste schwarz-rote und die 
schwarz-gelbe Koalition haben seit Anfang der 
2000er Jahre das deutsche System der Alters-
sicherung grundlegend umgebaut. Dabei sind 
die im raschen Tempo aufeinander folgenden 
Reformen Ausdruck eines Paradigmenwech-
sel in der Alterssicherungspolitik: Die gesetz-
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liche Rentenversicherung wird von einem 
leistungsorientierten System („defined-be-
nefit-system“) zu einem beitragsorientierten 
System („defined-contribution-system) um-
gebaut. Während bei ersterem die Beitragspo-
litik dem sozialpolitischen Sicherungsziel der 
Aufrechterhaltung des Lebensstandards im 
Alter folgte, werden nun die Leistungen dem 
Ziel der Beitragssatzsenkung und -stabilität 
untergeordnet. Über die Altersvermögensge-
setze (2001), das Alterseinkünftegesetz und 
das RV-Nachhaltigkeitsgesetz (beide 2004) 
sowie das Altersgrenzenanpassungsgesetz 
(2007) wurde die gesetzliche Rente von der 
Lohnentwicklung abgekoppelt und die Regel-
altersgrenzen schrittweise angehoben, um 
mit diesen Leistungskürzungen die Beitrags-
entwicklung zu bremsen. Zugleich wurde die 
kapitalgeckte, private Vorsorge ausgebaut, um 
die durch den Rückbau der gesetzlichen Ren-
te entstehenden Versorgungslücken wieder 
zu schließen. Der privaten, kapitalgedeckten 
Vorsorge wird damit im System der Alterssi-
cherung eine neue Rolle zugewiesen. Während 
ihr vor dem paradigmatischen Wechsel im 
System der Alterssicherung eine ergänzende 
Rolle zur gesetzlichen Rente zukam, muss sie 
nunmehr eine zumindest partiell ersetzende 
Rolle übernehmen. Mit anderen Worten: die 
private Vorsorge wird zum Ausfallbürgen für 
Lücken in der gesetzlichen Rente.�

Zwar werden die Verfechter des rentenpo-
litischen Paradigmenwechsels bis heute nicht 
müde, die segensreiche Wirkung der Kapital-
deckung zu propagieren. Die Fakten haben 
sie freilich längst widerlegt: Eingetreten sind 
lediglich die negativen Auswirkungen auf die 
Leistungen der gesetzlichen Rente. Das Siche-
rungsniveau vor Steuern wird bis 2030 auf 
voraussichtlich rund 43 Prozent sinken. Eine 
Lebensstandardsicherung im Alter rückt da-
mit für Viele in weite Ferne. Mehr noch: heute 

�	 Vgl. ausführlich zum Paradigmenwechsel in der Alterssicherung Hans-
Jürgen Urban: Von den Wandlungen des Sozialstaates, in: Hans-Jürgen Ur-
ban/Christoph Ehlscheid/Axel Gerntke (Hrsg.): Der Neue Generationenver-
trag. Sozialstaatliche Erneuerung in der Krise, Hamburg 2010, S. 11ff.

ist offensichtlich, dass bis weit in die „arbeit-
nehmerische Mitte“ hinein sozialer Abstieg 
und Altersarmut wieder zu einem ernsthaf-
ten Risiko zu werden drohen. Und die private 
Vorsorge kann die Lücken in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht schließen. Die 
jüngsten Entwicklungen an den Kapitalmärk-
ten und insbesondere das anhaltend niedrige 
Zinsniveau strafen alle Prognosen über die 
vorgebliche Effektivität einer kapitalgedeck-
ten Altersvorsorge Lügen. Von einem Zinssatz 
von vier Prozent auszugehen, geht an der heu-
tigen Realität der Märkte vorbei. Damit ist das 
in den Rentenversicherungsberichten ausge-
wiesene Gesamtversorgungsniveau� für die 
Versicherten nicht erreichbar! Für die Zukunft 
muss sogar noch mit weiter sinkenden Ren-
diten gerechnet werden. Hinzu kommen eine 
Reihe weiterer Probleme: So entlässt die ka-
pitalgedeckte Privatvorsorge die Arbeitgeber 
gänzlich aus der Mitfinanzierung. Hierin liegt 
sicher - neben den Zweifeln an Rentabilität 
und Sicherheit der Produkte - der Hauptgrund 
für die geringe Verbreitung der staatlich ge-
förderten Privatvorsorge. Etwa 34,4 Millionen 
Förderberechtigten stehen bislang nur 16 Mil-
lionen „Riester-Verträge“ gegenüber, und die 
Entwicklung der Vertragszahlen stagniert. Bei 
Beziehern unterer und mittlerer Einkommen 
geht die Zahl der Verträge sogar seit Jahren 
zurück. Und rund ein Fünftel der Verträge ist 
ruhend gestellt.�

Doch damit nicht genug: der aktuelle Struk-
turwandel auf dem Arbeitsmarkt und die Ero-
sion des Normalarbeitsverhältnisses erzeugen 
zusätzlich erhebliche Sicherungsrisiken im Al-
ter. Mit der Zunahme von Niedrigeinkommen 
und porösen Erwerbsbiografien verlieren die 

�	 Zum Gesamtversorgungsniveau: Der Gesetzgeber hat die Bundesregie-
rung verpflichtet, im Alterssicherungsbericht auch die zukünftige Entwick-
lung des Gesamtversorgungsniveaus (dem Verhältnis von Alterseinkünften 
zu Erwerbseinkünften) für „typische“ Rentnerinnen und Rentner darzustel-
len. Beim Gesamtversorgungsniveau wird neben der gesetzlichen Rente 
auch die „Riester-Rente“ einbezogen. Die zugrunde gelegten Annahmen 
gehen von einer Sparquote von 4 %, einer Rendite von 4 % und Kosten der 
Versicherung von 10 % aus; vgl. dazu Rentenversicherungsbericht der Bun-
desregierung 2015.
�	 Vgl. hierzu die Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen vom 15.8.2016, BT-Drs. 18/9398. 
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Menschen die Möglichkeit, ausreichend An-
wartschaften in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, der betrieblichen Altersversorgung 
und der privaten Vorsorge anzusammeln.

Das alles ist nicht nur aus versorgungspo-
litischen Gründen besorgniserregend. Diese 
Entwicklung bedeutet auch, dass selbst Ver-
sicherte mit mittleren Einkommen mehrere 
Jahrzehnte in die Rentenversicherung ein-
zahlen, im Alter aber nur knapp oberhalb der 
Armutsschwelle landen werden. Zugespitzt 
formuliert: die Betroffen werden letztlich ei-
nen großen Teil ihre Beiträge „umsonst“ in die 
Rentenkasse einbezahlt haben. Ihr Altersein-
kommen ist nicht wesentlich höher als jenes, 
das jemand bekommt, der nie in die Renten-
kasse eingezahlt hat und immer auf staatliche 
Fürsorgeleistungen angewiesen war. In dem 
Maße wie angesichts von Strukturverände-
rungen am Arbeitsmarkt und dem sinkenden 
Rentenniveau die skizzierte Problematik vom 
Ausnahmefall, der nur bei spezifisch proble-
matischen Erwerbsverläufen relevant wird, 
zum Regelfall wird, gerät die gesamte Statik 
der gesetzlichen Rentenversicherung ins Wan-
ken. Damit sind letztlich auch die politische Le-
gitimation und die verfassungsrechtliche Le-
gitimität der gesetzlichen Rente bedroht. Mit 
anderen Worten: Eine Rentenversicherung, die 
steigende Pflichtbeiträge einsammelt aber 
vielfach Altersarmut und einen Absturz beim 
Lebensstandard nicht verhindert, verliert fast 
zwangsläufig an Akzeptanz und Legitimation.

Strategiewechsel ist unverzichtbar!

Gleichwohl darf die Bedeutung des Renten-
paktes 2014 nicht unterschätzt werden. Mit 
diesen Leistungsausweitungen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung hat sich die Versor-
gungssituation vieler Betroffener verbessert. 
Und mehr: diese „kleinen“ Korrekturen der 
Agenda-Politik dürfen trotz identifizierbarer 
Schwächen als Erfolge gewerkschaftlicher 
Mobilisierung und als Ermutigung für weitere 
Auseinandersetzungen gewertet werden. Aber 

die notwendige Strukturreform im Feld der Al-
terssicherung ersetzen sie nicht. Das gilt auch 
für die aktuell noch im Koalitionsvertrag ange-
kündigten weiteren Maßnahmen: Solidarische 
Lebensleistungsrente, Rentenangleichung 
Ost-West, Stärkung der betrieblichen Alters-
versorgung und „Flexi-Rente“ sind Projekte, die 
einen höchst unterschiedlichen Entwicklungs-
stand erreicht haben. Bei manchen erscheint 
es, wie bei der Ost-West-Angleichung oder 
der Lebensleistungsrente, gegenwärtig zwei-
felhaft, ob sie in dieser Legislaturperiode noch 
realisiert werden können. Zudem sind die Vor-
haben in ihren versorgungs- und ordnungspo-
litischen Wirkungen höchst umstritten. Das 
gilt im besonderen Maße für die sich abzeich-
nenden Neuregelungen bei der „Flexi-Rente“, 
die dem Leitbild der „Rentnerarbeit“ verpflich-
tet ist und die Arbeit nach Erreichen der Regel-
altersgrenze attraktiver machen will.� 

Aber selbst bei bestmöglichen Annahmen 
werden die in Rede stehenden Projekte nicht 
reichen. Angesichts der tief greifenden versor-
gungspolitischen Defizite und der drohenden 
massiven Legitimationskrise des Alterssiche-
rungssystems ist es höchste Zeit für einen 
Perspektivwechsel in der Rentenpolitik. Nicht 
der weitere Rückbau durch die programmier-
ten Kürzungen, sondern der Ausbau der ge-
setzlichen Rentenversicherung gehört auf die 
gesellschaftliche und politische Agenda. Nötig 
ist ein erneuter Strategiewechsel in der Alters-
sicherungspolitik: Eine auskömmliche Rente, 
nicht möglichst niedrige Beitragssätze, muss 
wieder zur zentralen Zielgröße der Rentenpo-
litik werden.

„Mehr Rente – mehr Zukunft!“: Für den Neu-
aufbau einer solidarischen Alterssicherung

Der Vorstand der IG Metall hat die skiz-
zierten Problemlagen zum Anlass genommen 
und unter dem Motto „Mehr Rente - Mehr Zu-

�	 Vgl. Hans-Jürgen Urban/ Christoph Ehlscheid/ Dirk Neumann: (K)ein 
Recht auf Ruhestand, in: Soziale Sicherheit 2016, S. 67ff.
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kunft“ ein Reformprogramm zum Neuaufbau 
einer solidarischen Alterssicherung beschlos-
sen und zugleich eine politische Kampagne 
zur Durchsetzung entsprechender Forde-
rungen gestartet:�

Das Drei-Phasen-Konzept: Eckpfeiler einer 
großen Rentenreform

Im Zentrum der Vorschläge steht eine ge-
stärkte gesetzliche Rentenversicherung, die 
nicht nur vor Armut im Alter schützen soll, 
sondern die auch wieder einen deutlich hö-
heren Beitrag zur Sicherung eines angemes-
senen Lebensstandards leistet. Zur Umset-
zung dieser Leitlinie dient ein sogenanntes 
„Drei-Phasen-Konzept“. Demnach soll in einer 
ersten Phase ein weiteres Absinken des Leis-
tungsniveaus der gesetzlichen Rente verhin-
dert werden. Nach den jüngsten Prognosen 
der Bundesregierung liegt das Rentenniveau 
aktuell bei 47,5 Prozent. Das entspricht seit 
1. Juli 2016 einer Standardrente (45 Entgelt-
punkte) von rund 1.370 Euro. Bis voraussicht-
lich 2021 zeigen die Berechnungen, dass das 
Rentenniveau weitgehend stabil bleiben wird. 
Diese Prognose muss als politisches Zwischen-
ziel definiert und festgeschrieben werden. Um 
mittelfristig zu verhindern, dass ab spätestens 
2021 die Dämpfungsfaktoren in der Renten-
anpassungsformel (Nachhaltigkeits- und Bei-
tragssatzfaktor) den weiteren schleichenden 
Wertverlust der Renten im Vergleich zu den 
Löhnen befördern, ist eine zweite Phase nötig. 
In dieser Ankopplungsphase soll die Renten-
entwicklung wieder grundsätzlich an die Ent-
wicklung der Löhne und Gehälter angekoppelt 
werden. Dazu müssen die Dämpfungsfaktoren 
in dieser Phase schrittweise aus der Rentenan-
passungsformel heraus genommen werden. 
Mit dem Stopp der weiteren Absenkung und 
der Ankopplung an die Lohnentwicklung ist 
gleichwohl noch nicht wieder ein angemes-
senes Leistungsniveau in der gesetzlichen 

�	 Zum Konzept der IG Metall vgl. IG Metall-Vorstand (Hrsg.): Neuaufbau 
einer solidarischen Alterssicherung. Vorschläge der IG Metall, Frankfurt 
2016. Zur Kampagne vgl. www.mehr-rente-mehr-zukunft.de.

Rentenversicherung erreicht. Daher sollte in 
einer dritten Phase (Anhebungsphase) eine 
schrittweise Anhebung des Leistungsniveaus 
der gesetzlichen Rente auf ein neues Siche-
rungsziel erfolgen. Dessen Höhe wäre ebenso 
in einer gesellschaftlichen Debatte zu definie-
ren, wie die Geschwindigkeit, mit der dieses 
Ziel erreicht werden soll. 

Das Gesamtversorgungsniveau, das im 
jährlichen Rentenversicherungsbericht als 
Versorgungsziel von gesetzlicher und „Ries-
ter-Rente“ ausgewiesen wird, könnte dabei 
als eine Art Orientierungsgröße dienen. Dieser 
Betrag liegt aktuell bei rund 1.450 Euro (brutto) 
und damit rund 5,25 Prozent höher als die ak-
tuelle Standardrente. Dieses Sicherungsniveau 
– in heutigen Werten – könnte ein Reformziel 
für die gesetzliche Rentenversicherung dar-
stellen. Zugleich sollten die erwerbsbiogra-
fischen Annahmen der neuen Standardrente 
berücksichtigen, dass nicht 45, sondern 43 
Entgeltpunkte den Durchschnitt einer „nor-
malen Vollzeiterwerbsbiografie“ darstellen. 
Die IG Metall schlägt daher vor, sich an dieser 
Realität auszurichten und 43 Entgeltpunkte 
zum Bezugspunkt einer neuen Standardren-
te zu machen. Diese Standardrente von rund 
1.450 Euro sollte also mit 43 Entgeltpunkten 
erreichbar sein. Da diese Anhebung des Ren-
tenniveaus über eine allgemeine Aufwertung 
der individuellen „Rentenpunkte“ („Entgelt-
punkte“) umgesetzt werden soll, wäre eine 
entsprechende Anhebung aller Renten die 
Folge. Denn Entgeltpunkte sammeln alle Ver-
sicherte an. Insgesamt wäre damit in etwa 
das Sicherungsniveau von vor den „Rentenre-
formen“ der letzten Jahre erreicht, allerdings 
unter zeitgemäßen Bedingungen.

Zweiter Pfeiler „Solidarische Erwerbstäti-
genversicherung“

Der zweite Pfeiler, auf dem die neue Ar-
chitektur ruht, ist die Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu einer Er-
werbstätigenversicherung. Für die gesetzliche 
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Rentenversicherung gilt, ebenso wie für die 
anderen Zweige der deutschen Sozialversi-
cherung, dass sie eng auf den Arbeitnehmer-
Status zugeschnitten ist. Ein ausreichender 
Versicherungsschutz ist dabei faktisch nur bei 
durchgehender, angemessen entlohnter und 
sozialversicherungspflichtiger Erwerbsarbeit 
erreichbar. Die wachsende Zone prekärer und 
unterwertig entlohnter Arbeit hat diesem 
Modell ebenso zu schaffen gemacht wie der 
Umstand, dass Selbständige und Freiberufler, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, sowie 
Beamte weder in den Versicherungsschutz 
einbezogen sind noch sich an der Finanzie-
rung des Solidarsystems beteiligen. Für den 
Neuaufbau einer solidarischen Alterssiche-
rung ist es daher perspektivisch von zentraler 
Bedeutung, dass alle Erwerbstätigen in einem 
gemeinsamen System pflichtversichert sind. 
Die IG Metall fordert langfristig die Weiter-
entwicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu einer Erwerbstätigenversicherung, in 
der alle zukünftigen Selbstständigen, Beamte 
und Politiker versichert sind.

Den dritten Pfeiler bildet ein Bündel von 
Maßnahmen

Den dritten Pfeiler bildet ein Bündel von 
Maßnahmen, dass angesichts des hier nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden Raumes 
in seinen Details nicht erläutert werden kann. 
Dazu gehören etwa Vorschläge zur Gestaltung 
eines fairen und passgenauen Altersüber-
gangs und weitere Maßnahmen zur Armuts-
vermeidung, die all jenen zugutekommen 
sollen, die trotz eines verbesserten Leistungs-
niveaus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
aber aufgrund der Fehlentwicklungen am Ar-
beitsmarkt und brüchiger Erwerbsbiografien 
nicht in ausreichendem Maße für das Alter 
abgesichert sein werden. Dazu gehören etwa 
die Aufwertung niedriger Einkommen (Rente 
nach Mindestentgeltpunkten), Beiträge für 
Langzeitarbeitslose und Ausfallzeiten etwa 
wegen Kindererziehung oder familiärer Pflege 
sowie die Anhebung der Grundsicherung im 
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Alter in Verbindung mit Freibeträgen für Ein-
künfte aus der Altersvorsorge. Zudem hat die 
IG Metall Vorschläge vorgelegt, wie eine Stär-
kung der Betriebsrente erreicht werden kann.

Zur Verteilungsbilanz

Finanziert werden könnten die Leistungs-
verbesserungen bei der gesetzlichen Rente 
durch einen Mix aus (zusätzlichen) Steuern, 
der Ausweitung des versicherten Personen-
kreises und einer Demographie-Reserve. Nur 
für den Fall, dass diese Instrumente politisch 
scheiterten, könnte der Beitragssatz bis 2030 
nicht wie angenommen auf 22, sondern auf 
maximal 25 Prozent steigen.

An dieser möglichen Beitragssatzsteige-
rung beißen sich die Kritiker fest und warnen 
vor den Lasten für die Wirtschaft und vor allem 
für die Jungen. Doch die tatsächliche Vertei-
lungsbilanz ist eine andere: Beim geltenden 
rechtlichen Status quo stehen heutigen Bei-
tragszahlern und künftigen Rentnern letztlich 
drei Wege offen: Sie laufen ohne Gegenwehr 
in die Unterversorgung und lassen sich durch 
die steuerfinanzierte Grundsicherung auffan-
gen. Oder sie „riestern“, um die Versorgungs-
lücke zu schließen. Dazu müssten sie, nach 
akzeptierten Berechnungen, allerdings sechs 
bis acht Prozent ihres Einkommens in kapital-
gedeckte Produkte investieren - ohne zu wis-
sen, was die Gewinne der Versicherungsun-
ternehmen und das Niedrigzinsumfeld übrig 
lassen. Solidarischer und verlässlicher ist der 
Weg über den Finanzierungs-Mix mit mode-
rater Beitragssatzerhöhung. Drei Beitragssatz-
punkte mehr hieße eineinhalb Punkte mehr 
für die Beschäftigten. Das wären nach heu-
tigen Werten 45 Euro im Monat beim Durch-
schnittsverdiener. Die Gegenleistung fiele bei-
spielsweise bei der zur Diskussion gestellten 
neuen Standardrente von 1450 Euro bei 43 Ent-
geltpunkten ansehnlich aus. Verglichen mit 
der zur erwartenden „alten“ Standardrente (45 
Entgeltpunkten) und einem Sicherungsniveau 
vor Steuern von 43 Prozent in 2030 wäre das 

umgerechnet in heutige Werte ein Rentenp-
lus von fast 300 Euro mehr. Das ist sicher nicht 
nur ein eindrucksvoller Beleg für die Ergiebig-
keit der gesetzlichen Rentenversicherung. Zu-
gleich würde damit ein Weg beschritten, der 
die Lasten der Alterssicherung neu verteilt. Die 
bisherige „Umverteilungspumpe“ aus Entlas-
tung der Arbeitgeber durch gedrosselte Bei-
tragssatzsteigerungen und der Belastung der 
Beschäftigten durch den Zwang, einen immer 
größeren Anteil ihres Einkommens in kapital-
gedeckte Privatprodukte zu investieren, würde 
umgekehrt. Während die Versorgung künf-
tiger Rentnergenerationen verbessert und die 
Versicherten entlastet würden, würden die 
Arbeitgeber wieder stärker in die Finanzierung 
der Alterssicherung einbezogen. Nachdem es 
Arbeitgeberlobbyisten und wirtschaftsnahen 
Wissenschaftler über fast zwei Jahrzehnte 
hinweg gelungen ist, ihre verteilungspoli-
tischen Interessen unter dem Deckmantel ei-
ner angeblich demografiefesten nachhaltigen 
Finanzierung der Alterssicherung zu tarnen, 
wird es höchste Zeit für eine Reformbewe-
gung, die die verteilungspolitischen Interes-
sen der Beschäftigten in die rentenpolitische 
Waagschale wirft.

Offensive Rentenpolitik als sozial- und ge-
sellschaftspolitisches Kernprojekt

Alle Anzeichen sprechen dafür, den skiz-
zierten Strategiewechsel in der Alterssi-
cherungspolitik zu einer bedeutenden ge-
werkschaftlichen Kampagne zu machen. 
Aus Perspektive der abhängig Beschäftigten 
sind das in erster Linie versorgungs- und 
verteilungspolitische Aspekte. Für die Ge-
werkschaften bedeutet das, dass sie ihr so-
zialpolitisches Mandat annehmen und eine 
offensive Rentenpolitik auf die Tagesordnung 
setzen müssen. Die IG Metall hat das mit ihrer 
Kampagne „Gute Arbeit – gut in Rente“ be-
reits seit einigen Jahren getan und etwa mit 
der abschlagsfreien Rente ab 63 erste Erfolge 
erzielt. Mit dem Start der nächsten Etappen 
der Kampagne im Sommer des Jahres 2016 rü-
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cken jetzt die Stärkung der gesetzlichen Rente 
und die Stabilisierung und Anhebung des Ren-
tenniveaus ins Zentrum gewerkschaftlicher 
Mobilisierung. Und auch die übrigen DGB-Ge-
werkschaften und der Dachverband stützen 
diesen Ansatz.

Dabei können die Gewerkschaften bei ihrer 
rentenpolitischen Offensive mit der breiten 
Unterstützung der Beschäftigten rechnen. 
Die Sorgen um die Absicherung im Alter be-
wegen, und das Thema Rente ist emotional 
stark besetzt. Das zeigen praktische Erfah-
rungen ebenso wie eine Reihe von Umfragen. 
So haben etwa bei der großen Beschäftigten-
befragung der IG Metall sowohl die Aufforde-
rung sich für den Erhalt und den Ausbau der 
sozialen Sicherungssysteme zu engagieren als 
auch Vorschläge für eine andere Rentenpoli-
tik höchste Zustimmungswerte erzielt.� Die 
Gründe dafür sind wohl auch dem Umstand 
geschuldet, dass der in den 2000er Jahren 
vollzogene Paradigmenwechsel in der Alters-
sicherungspolitik zurecht als eines jener Kern-
projekte des marktradikalen Um- und Abbaus 
des Sozialstaates wahrgenommen wird, das 
erhebliche soziale Sicherungsrisiken hervorge-
bracht und die Lasten so ungerecht zwischen 
Beschäftigten und Arbeitgeber verteilt hat. 
Eine Solidarreform der Alterssicherung könnte 
in diesem Sinne als Kernprojekt einer Bewe-
gung für eine allgemeine Sozialstaatsreform 
und eine Erneuerung in der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik ein erhebliches Mobilisierungs-
potenzial entfalten.

Und damit nicht genug: das gesellschaft-
liche und politische Umfeld wird zunehmend 
von einer Art rechtspopulistischer Rebelli-
on geprägt, die einem wachsenden Teil der 

�	 Zwischen Mai und August 2013 führte die IG Metall eine Beschäftig-
tenbefragung durch. Mehr als eine halbe Million der Befragten antwor-
teten (n=514 134), darunter etwa ein Drittel unorganisierte Beschäftigte 
(31 %). Die wichtigsten Ergebnisse der Befragung finden sich in IG Metall 
Vorstand (Hrsg.) (2013): Arbeit: sicher und fair! Die Befragung. Ergebnisse, 
Zahlen, Fakten, Frankfurt am Main. Vgl. auch Hans-Jürgen Urban/Chris-
toph Ehlscheid: Plädoyer für ein arbeits- und sozialpolitisches Mandat 
– Einige Ergebnisse einer Beschäftigtenbefragung der IG Metall, in: WSI-
Mitteilungen 8/2013, S. 614ff. 

û  Christoph Ehlscheid ist Bereichsleiter Sozialpolitik beim Vorstand der 
IG Metall.

û  Dirk Neumann ist Gewerkschaftssekretär im Ressort Allgemeine Sozi-
al- und Arbeitsmarktpolitik beim Vorstand der IG Metall.

û  Hans-Jürgen Urban ist Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG 
Metall und dort für Sozialpolitik, Gesundheitsschutz und Arbeitsgestal-
tung zuständig. 

von Status- und Prekarisierungsängsten ge-
triebenen und politikverdrossenen Mittel-
schichten eine Stimme verleiht. Offensichtlich 
neigt sich aktuell ein wachsender Anteil der 
empörten Wutbürger nicht links-reformisti-
schen Forderungen und linken Parteien- und 
Regierungsbündnissen zu. Soll AfD & Co. nicht 
der gesellschaftliche Raum überlassen wer-
den, in welchem sie die Verunsicherten und 
Unzufriedenen für ihre menschenfeindlichen 
Politikkonzepte und ihre völkisch-nationalis-
tische Ideologie gewinnen, braucht es strahl-
kräftige Projekte gegen ungerechte soziale 
Verhältnisse. In diesem Sinne könnte eine of-
fensive Rentenpolitik auch als fortschrittliche 
Gesellschaftspolitik verstanden werden. Da-
bei wird sich die erforderliche gesellschafts-
politische Prägekraft nur erringen lassen, 
wenn Ansprache und Mobilisierungskonzepte 
dem Frust und der Wut der Unzufriedenen in 
Sprache und Aktionsformen gerecht werden. 
Kurzatmiges politisches Taktieren, das nur auf 
Mehrheiten bei der nächsten Landtags- oder 
Bundestagswahl zielt und den kleinsten ge-
meinsamen Nenner in chirurgisch kleinen so-
zialpolitischen Eingriffen sucht, die etwa die 
falsche rentenpolitische Weichenstellung un-
angetastet lassen, wird diesem Anforderungs-
profil allerdings nicht gerecht.	 ó
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Die Gründung der SAG am 24.03.1916� jähr-
te sich 2016 zum 100. Mal. So unbedeutend 
die Gründung erscheinen mag, denn sie wird 
in der SPD-Geschichtsschreibung vergleichs-
weise selten erwähnt, so entscheidend ist 
sie für das „Schisma“, die Spaltung der Sozi-
aldemokratie in Mehrheitssozialdemokraten 
(MSPD), Unabhängige Sozialdemokraten 
(USPD) und Kommunisten (Spartakusbund/
KPD).� Sie ist das Ergebnis einer harten fun-
damentalen innerparteilichen Auseinander-
setzung über die Positionierung der SPD zu 
den Kriegskrediten und zwar nicht erst seit 
1916, sondern bereits seit 1913, als es um „die 
von der Regierung beantragte Vergrößerung 
des Heeres (…) durch die Einführung direkter 
Steuern“ ging, die mit 52 Stimmen gegenüber 
37 Gegenstimmen und sieben Enthaltungen 
von der SPD-Reichstagsfraktion angenom-
men wurde.� Die innerparteiliche Opposition 
fügte sich nach ihrer Abstimmungsniederla-
ge auch am 04.08.1914 und stimmte mit Aus-
nahme Karl Liebknechts den Kriegskrediten 
zu. Damit hatte sich die SPD für die Führung 
des Krieges an der Seite Österreichs und da-
mit letztendlich auch für den 1. Weltkrieg ent-
schieden, auch wenn sie den „Griff nach der 
Weltmacht“� durch die deutsche Monarchie 
nicht gleich durchschaute, sondern annahm, 
es sei ein Verteidigungskrieg.�

�	 Zum Gründungsdatum der SAG siehe Manfred Scharrer 1983: Die Spal-
tung der deutschen Arbeiterbewegung, Stuttgart, S. 62. Das Redaktionsmit-
glied Thilo Scholle hat auf das Jubiläum und den Text von Holger Czitrich-
Stahl (siehe Fußnote 8) aufmerksam gemacht.
�	 Zum „Schisma“ der SPD siehe z.B. Kenneth R. Calkins 1976: Hugo Haase. 
Demokrat und Revolutionär, Berlin, S. 123-136.
�	 ebd., S. 46.
�	 Fritz Fischer 1961: Griff nach der Weltmacht. Die Kriegszielpolitik des kai-
serlichen Deutschland 1914/1918, Düsseldorf.
�	 Zu dieser Annahme einer Notwendigkeit eines Bündnisfalls zur Verteidi-
gung Österreichs gegen das zaristische Russland trotz starker Kritik am dro-
henden Weltkrieg siehe Scharrer 1983, S. 16 f.; siehe auch Calkins 1976, S. 58.

Strömungsgeschichte. Sozialistische Arbeitsgemein-
schaft (SAG) vor 100 Jahren gegründet
von Max Reinhardt

Die Spaltung der Strömungen erreichte 
Ende 1915, Anfang 1916 ihren vorläufigen Hö-
hepunkt, als die innerparteiliche Opposition 
nach Abstimmung in der SPD-Reichtstagsfrak-
tion „zu ohnmächtigen Schweigen verurteilt“ 
wurde.� Die grundsätzlichen Positionen zu den 
Kriegskrediten zwischen rechten Sozialdemo-
kraten wie Eduard David, Friedrich Ebert und 
Philipp Scheidemann und linkszentristischen 
Sozialdemokraten Hugo Haase, Karl Kautsky 
und Luise Zietz waren grundsätzlich gegen-
sätzlich.�

Ein Nichtpositionieren zu den Kriegskre-
diten war nicht möglich, denn der Krieg hätte 
z.B. durch Enthaltung nicht beendet werden 
können, sondern er wäre weitergeführt wor-
den. Und ein Kompromiss in so einer grund-
sätzlichen Frage von Krieg und Frieden war 
nicht zu erzielen, denn ein „bisschen Krieg“ 
oder „ein bisschen Frieden gibt es nicht. Den-
noch hätte es nicht zwangsläufig zur Spal-
tung in drei Parteien kommen müssen, wenn 
die Auseinandersetzung nicht so hart geführt 
worden wäre.�

Die „Mitte-Gruppe“ um den Vorsitzenden 
der SPD und der SPD-Reichstagsfraktion� Hugo 
Haase entschied sich trotz Erwägung eines 
„Bruch(s) mit der Mehrheit der Reichstagsfrak-
tion“ zum Verbleib in der SPD, um ihre Politik 
zu verändern. Die Auseinandersetzung nahm 
an Schärfe zu, auch weil „der Aufstieg des na-

�	 Scharrer 1983, S. 101.
�	 Siehe Calkins 1976.
�	 Holger Czitrich-Stahl (2014: Arthur Stadthagen — Anwalt der Armen 
und Rechtslehrer der Arbeiterbewegung. Politische Biographie eines 
beinahe vergessenen sozialdemokratischen Juristen und Reichtagsab-
geordneten, online: https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/receive/mir_
mods_00000194, S. 625-642) kommt zu dem Ergebnis, dass die Spaltung 
aufgrund der Ausgrenzung und der durch die Gruppe um David u.a. mit 
Härte geführten Kurs unvermeidbar gewesen sei. 
�	 Der Vorsitz wurde jeweils geteilt: Partei mit Ebert; Fraktion mit Scheide-
mann.
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tionalistischen, weit rechts stehenden Eduard 
David zu einem Hauptsprecher der Partei in 
Fragen der Außenpolitik“ geworden war. Der 
Konflikt spitzte sich immer weiter zu, auch weil 
die innerparteiliche Opposition – auch die mo-
deratere um Hugo Haase – gezwungen werden 
sollte, sich der Fraktionsdisziplin so zu beugen, 
dass Meinungsverschiedenheiten nicht aus-
gesprochen werden sollten.10 Die Differenzen 
wurden erneut am 29.11.2015 deutlich:

„Der von der Mehrheit vorbereitete Entwurf 
beschränkte sich auf die einfache Frage an den 
Kanzler, ob er bereits sei zu erklären unter wel-
chen Umständen er in Friedensverhandlungen 
eintreten würde, während die Minderheit, die 
unterdessen auf 48 Stimmen angewachsen 
war, wissen wollte, ob er bereit sei, aufgrund 
eines beiderseitigen Verzichts auf jede Art von 
Eroberungen sofortige Friedensverhandlungen 
einzuleiten und überdies den Ausnahmezu-
stand aufzuheben, um die freie Diskussion der 
Friedensfrage zu ermöglichen.“11

Abermals sollte sich die innerparteiliche Op-
position beugen, obwohl sie mittlerweile stark 
angewachsen war, und ihr blieb die Wahl zu 
einem der beiden Sprecher in Sachen Kriegs-
krediten versagt. Die Versuche, mäßigend zu 
wirken, blieben erfolglos. Nach einer erneuten 
Zustimmung zu den Kriegskrediten „war eine 
größere Gruppe unter den Oppositionspoliti-
kern nun zu einem Disziplinbruch bereit.“12 Haa-
se trat am 21.12.1915 von seinem Amt als Frakti-
onsvorsitzender zurück. Es waren letztlich nur 
20 Abgeordnete, in dessen Namen Fritz Geyer 
am 21.12.1915 den Reichskanzler im Reichstag 
der „Annexionspolitik“ beschuldigte.13

Eine Gruppe um Liebknecht und Luxem-
burg bezeichneten ihrerseits nicht nur die 
Gruppe um David u.a. als „Sozialpatrioten“, 
sondern auch die mittlerweile zum Teil gespal-

10	 Calkins, S. 98 f.
11	 ebd, S. 100.
12	 ebd., S. 103.
13	 ebd., S. 103-105.

tene Gruppe um Haase als „Sozialpazifisten“. 
Liebknecht kritisierte „in einem der illegalen 
Spartakusbriefe“, dass Imperialismus und Klas-
senkampf nicht mehr beim Namen genannt 
worden seien.14

Die Einheit der SPD war nicht mehr zu hal-
ten. Die Gruppe um Haase entschloss sich 
im März dazu, Farbe zu bekennen und Haase 
sprach sich im Parlament im Namen der Grup-
pe gegen den Notetat aus. Daraufhin wurden 
18 Fraktionsmitglieder die Rechte aberkannt. 
Sie gründeten sich als SAG, wollten aber in der 
SPD weiter wirken. „Der Widerstand der Re-
gierung gegen Reformen und der leichtsinnig 
provozierte Krieg mit Amerika stärkten die Op-
position, die durch das Friedensangebot im De-
zember eine Schwächung ihrer Person erfahren 
hatte.“ Die Gothaer Konferenz am 06.04.1917 
führte zu einer Neugründung, vor allem getra-
gen durch die russische Revolution, „die wach-
sende Unruhe unter der Arbeiterschaft und die 
steigende Welle der oppositionellen Stimmung 
der Zuversicht in die Möglichkeit einer erfolg-
reichen Aktion für Frieden und Sozialismus“.15 
Ergebnis war die Gründung der USPD mit einer 
alternativen Organisationsstruktur: weniger 
Macht für bezahlte Parteibürokraten und mehr 
Demokratie für die Ortsgruppen. Haase wurde 
ihr Vorsitzender.16

Rückblickend muss die Zustimmung zu den 
Kriegskrediten auch als ein Versagen der Sozi-
aldemokratie gewertet werden, auch deshalb, 
weil sie nicht nur dem Kriegseintritt und da-
mit auch der Kriegserklärung durch Deutsch-
land, sondern eben auch der Verlängerung der 
Kriegsführung zugestimmt hat. Die militärische 
Niederlage war am Ende auch eine moralische, 
vor allem für die alten Eliten des Kaiserreichs, 
die durch die Einbindung der Mehrheitssozi-
aldemokraten versuchten, revolutionäre Be-
strebungen zu unterbinden. Möglicherweise 
hätte es damals aber die Chance gegeben, 

14	 ebd., S. 106.
15	 ebd., S. 131.
16	 ebd., S. 133; ausführlich zur USPD und Haase siehe ebd., S. 133-208.
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eine andere Republik, gar eine Rätedemokratie 
jenseits von Nationalsozialismus und Bolsche-
wismus dauerhaft zu gründen.17 Zwar ist es ein 
Verdienst von Ebert u.a., die Weimarer Repu-
blik mitgegründet und zeitweise stabilisiert zu 
haben. Jedoch hatten sie die Macht der alten 
konservativen, monarchistischen Eliten, die die 
Weimarer Republik überwinden wollten, nicht 
ausreichend beschnitten.18

Die Spaltung der Arbeiterbewegung war 
zudem vollzogen, auch wenn 1922 die Einheit 
zwischen SPD und USPD wieder hergestellt 
wurde. Die KPD verstand sich als Opposition 
zur SPD und auch zur Weimarer Republik.

Die Spaltung der Arbeiterbewegung ist bis 
heute in Teilen der Parteienlandschaft noch 
wirksam, gerade mit Blick auch auf die Na-
mensgebung der parteinahen Stiftungen: 
Friedrich Ebert-Stiftung und Rosa Luxemburg-
Stiftung. Es bedarf also einer weiteren Aufar-
beitung dieser Geschichte, auch um nachwir-
kende Spaltungstendenzen zu überwinden 
und nicht fortzuschreiben. Dafür ist dieser Ar-
tikel als Auftakt zu verstehen, ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit. Vielmehr soll er zur kri-
tischen Diskussion anregen.19 ó

17 Zur Rätedemokratie siehe z.B. Peter von Oertzen 1976 [1963]: Betriebsräte 
in der Novemberrevolution. Eine politikwissenschaftliche Untersuchung 
über Ideengehalt und Struktur der betrieblichen und wirtschaftlichen Ar-
beiterräte in der deutschen Revolution 1918/1919, Berlin/Bonn; zu Peter von 
Oertzens Analyse siehe auch Max Reinhardt 2011: Aufstieg und Krise der 
SPD. Flügel und Repräsentanten einer pluralistischen Volkspartei, Baden-
Baden, S. 268 f.
18 Zur Weimarer Republik und den alten Eliten siehe z.B. Mario Rainer 
Lepsius 1993 [1971]: Machtübernahme und Machtübergabe. Zur Strategie 
des Regimewechsels 1918/1919 und 1932/1933, In: ders. (Hg.): Demokratie in 
Deutschland. Soziologisch-historische Konstellationsanalysen. Ausgewähl-
te Aufsätze, Göttingen, S. 80-94; zusammenfassend siehe auch Reinhardt 
2011, S. 49 f.
19 Zur Aktualität der Spaltung der Arbeiterbewegung und der Notwendig-
keit ihrer wissenschaftlichen Aufbereitung, einschließlich der Analyse der 
Kriegsverantwortung Deutschlands („Fischer-Kontroverse“) siehe auch Uli 
Schöler/Thilo Scholle in Kooperation mit dem Archiv der sozialen Demokra-
tie der Friedrich-Ebert-Stiftung 2016: Call for Papers: Colloquium Weltkrieg. 
Spaltung. Revolution – Sozialdemokratie 1916-1922.

û Max Reinhardt ist Mitglied der spw-Redaktion und Experte der SPD-
Strömungsgeschichte. Im spw-Verlag/Nomos Verlag ist 2014 von ihm er-
schienen: Gesellschaftspolitische Ordnungsvorstellungen der SPD-Flügel 
seit 1945. Zwischen sozialistischer Transformation, linkem Reformismus 
und Marktliberalismus.

Bei diesem Band handelt es sich um das leicht 
überarbeitete und um die Zeit nach der Bun-
destagswahl 2009 bis zum SPD-Mitglieder-
entscheid 2013 erweiterte Kapitel „Geschichte 
der Strömungs- und Faktionskämpfe der SPD“ 
der im Nomos Verlag erschienenen Publikation 
„Aufstieg und Krise der SPD. Flügel und Reprä-
sentanten einer pluralistischen Volkspartei“. 

Der Autor analysiert die Geschichte der SPD-Flü-
gel nach 1945 und legt dar, dass sie Transmissi-
onsriemen sozialer Milieus und gesellschafts-
politischer Lager und damit Gradmesser für den 
Erfolg der SPD sind. Die Hochzeit der SPD als 
linke Volkspartei in den 1970er Jahren mit über 
40 Prozent der Wählerstimmen und über einer 
Million Mitgliedern war auch die Erfolgszeit 
der SPD-Flügel. Erst mit der Ausgrenzungspo-
litik unter dem SPD-Vorsitzenden und Kanzler 
Schröder setzte mit der Verabschiedung der 
Agenda 2010 die Krise der SPD ein. Sie fand bei 
der Bundestagswahl 2009 ihren Höhepunkt 
und dauert bis heute an. Die Geschichte der 
SPD-Flügel zeigt Auswege aus der Krise auf und 
weist anhand von programmatischen und per-
sonalpolitischen Aushandlungsprozessen nach, 
dass eine partizipatorische Politik mehrheitsfä-
hig ist und sich nicht auf legitimatorische Mit-
gliederentscheide beschränken muss.

spw-verlag, 178 Seiten,  € 18,00
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Rezension: Einordnung der europäischen Krisen
von Björn Hacker

Im politischen Berlin sehnt sich 2016 manch 
einer nach der Überschaubarkeit der Eurokrise 
zurück. Verteilung der Gefl üchteten auf die 
EU-Staaten, Beibehalten offener Grenzen im 
Binnenmarkt, schließlich die Infragestellung 
andauernden Integrationsfortschritts durch 
den Brexit: Da kann schon einmal der Über-
blick verloren gehen. 

Den Überblick wieder zu gewinnen und die 
Krisenphänomene der jüngeren Zeit zu ord-
nen, dabei kann Klaus Buschs im VSA-Verlag 
erschienene „Flugschrift“ helfen. Anders als 
viele zu Europa erscheinende Publikationen er-
hebt sie nicht den Anspruch, eine mustergülti-
ge Lösung für einen Teilbereich der vom Weg 
abgekommenen EU-Integration zu liefern. 
Stattdessen führt sie die Hintergründe und 
Konsequenzen verschiedener Krisen zusam-
men und diskutiert, ob Europa als politisches 
Projekt bereits als gescheitert betrachtet wer-
den muss.

Der pessimistische Tenor, der sich auch im 
Titel „Das Versagen Europas“ niederschlägt, 
stützt sich auf die Erkenntnis der aktuell 
schwersten Integrationskrise seit Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl 1951. Diese Metakrise speist sich 
laut Busch zunächst aus zwei Quellen glei-
chen Ursprungs: fehlerhaften europäischen 
Konstruktionen und fahrlässigen Politikent-
scheidungen in der Währungsunion sowie im 
Umgang mit den Gefl üchteten. Hieraus wie-
derum hat sich längst eine Legitimationskrise 
der EU entwickelt, die zum reißenden Strom zu 
werden droht und mittels Renationalisierung 
zahlreiche weitere Integrationsbereiche unter 
sich zu begraben droht. Der Brexit ist hier viel-
leicht nur der Anfang.

Im Detail wird im Buch das Politikversagen 
in der Eurokrise nachgezeichnet. Obwohl die 

Defi zite der Maastrichter Eurozonen-Architek-
tur bekannt sind und ihre Behebung nur durch 
eine stärke integrierte Wirtschafts-, Fiskal- und 
Sozialpolitik als Gegenüber zur vergemein-
schafteten Geldpolitik gelingen könnte, habe 
sich die Politik für einen anderen Kurs ent-
schieden. So produziere die als alternativlos 
titulierte Austeritätspolitik hohe wirtschaft-
liche und soziale Kosten, ohne die Eurozone 
krisenfest machen zu können. Im Gegenteil: 
Die angebotsseitig organisierten Umvertei-
lungsprozesse zu Gunsten der Kapitalseite, die 
De-Kollektivierung der Arbeitsbeziehungen 
und die steigenden Nebenkosten der EZB-Po-
litik durch Blasenbildung an den Märkten und 
Zinsverlusten für die Sparer sorgten für einen 
Großteil des Vertrauensverlustes der EU in der 
europäischen Bevölkerung.

Hinsichtlich des  Scheiterns der europä-
ischen Politik in der Bewältigung der Eurokrise 
weiß der Leser, dass gerade Deutschland füh-
rend war, die Situation durch neoliberale Prin-
zipienreiterei zu verschlimmbessern. In der 
sogenannten Flüchtlingskrise ist es für Busch 

Klaus Busch
Das Versagen Europas
Die Euro- und die Flüchtlingskrise 
sowie die »Brexit«-Diskussion

VSA-Verlag
Hamburg 2016
96 Seiten, 9,80 €
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erneut die deutsche Regierung, von der eine 
völlig falsche Einschätzung der Lage ausgeht. 
So vertraute die Bundeskanzlerin zunächst 
auf die ökonomisch und integrationspolitisch 
durchaus denkbare solidarische Verteilung 
der Geflüchteten in der EU. Mit dem humani-
tär begründeten, aber unilateral vollzogenen 
Ausrufen der „Willkommenspolitik“ habe 
Merkel ihre Macht und ihren Einfluss gegenü-
ber den Nachbarstaaten überschätzt. So sehr 
man auch mit ihrer Motivation sympathisie-
ren mag, die dilettantische Ausführung führ-
te im Endeffekt zum genauen Gegenteil einer 
stabilen humanitären Hilfe Europas für die 
Geflüchteten. So scheiterten bislang alle zwi-
schenstaatlichen Umverteilungspläne der EU, 
selbst Schweden und Österreich wandten sich 
vom Kurs der Kanzlerinab. Unter starkem in-
nenpolitischen Druck und aus Angst vor einem 
Zusammenbruch des Schengen-Systems of-
fener Grenzen vollzog Merkel einen nicht kom-
munizierten Strategiewechsel. Busch nennt 
die neue Regierungslinie „die Arbeit an der 
Festung Europa“ (S. 49) und belegt dies mit 
der Verschärfung der Asylgesetze in Deutsch-
land und dem – ebenfalls von der Kanzlerin 
initiierten – Abschottungsabkommen mit der 
Türkei ab März 2016. 

Während Angela Merkel weiter für ihre 
Idee einer Politik der offenen Grenzen in der 
Kritik steht, hat sie faktisch einer Politik zum 
Durchbruch verholfen, die unter Bruch inter-
nationaler Asyl- und Flüchtlingsrechte die 
EU-Außengrenze nahezu undurchlässig ma-
chen möchte. Diesen Widerspruch arbeitet 
der Autor mit einer Vielzahl an Fakten poin-
tiert heraus. Angesichts der aufgeblätterten 
erratisch verlaufenden und die eigenen Werte 
verratenden EU-Politik kann man sich über 
die schwindende Legitimationsbasis und den 
Aufstieg der Rechtspopulisten kaum mehr 
wundern. Busch spricht vom „Staatenverbund, 
dem nichts mehr gelingt“ (S. 71).

Der Band endet nicht mit einem Lamento, 
sondern diskutiert drei mögliche Zukunftssze-

narien für die EU an. Im Europa der 28 chan-
cenlos, aber durch den Brexit befeuert in 
einem Kerneuropa denkbar, wäre ein Integrati-
onssprung, der die mehrfach gescheiterte po-
litische Union schafft. Eine supranationalisier-
te Fiskalpolitik könnte auf 2012 leider nur sehr 
kurz diskutierte Pläne europäischer Institutio-
nen hierfür zurückgreifen, die Wohlfahrtsstaa-
ten würden durch Wettbewerbsregeln in der 
Sozial- und Steuerpolitik geschützt und koor-
dinierte Vermögenssteuern würden Finanzie-
rungs- und Verteilungsfragen der Asylpolitik 
solidarisch lösen helfen. Der Autor gibt zu, 
dies alles stelle sich „zurzeit als schwer lösbare 
Aufgabe“ (S. 79) dar, hält die wissenschaftliche 
und politische Debatte um die genannten Vor-
schläge aber zurecht für zielführender als die 
im zweiten Szenario dargestellten Konzepte 
der Renationalisierung. Denn was für viele 
nach einer einfachen Abkehr von den europä-
ischen Problemen klingt, würde eine Vielzahl 
neuer Krisen heraufbeschwören, denen Euro-
pas Nationalstaaten allein nicht gewachsen 
sein dürften.

Zum Schluss wird das beliebte Szenario des 
politischen „sich Durchwurstelns“ angeführt. 
Nach dem anregend geschriebenen und hoch-
informativen Zusammentragen aller Einzelli-
nien des chaotisch verlaufenden europäischen 
Krisenmanagements der letzten Jahre vermag 
Klaus Busch seinen Zynismus ihm gegenüber 
nicht mehr zu verbergen. Für ihn ist klar, dass 
die EU weder für eine neue Wirtschaftskrise 
gewappnet ist noch eine dauerhafte Abschot-
tungspolitik gegenüber vor (Bürger)krieg, Ver-
folgung und Armut Flüchtenden durchhalten 
kann. Daher stuft er angesichts der – doch 
maßgeblich selbstverschuldeten! – Konjunk-
tur der Renationalisierung das schrittweise 
„weiter so“ als relativen Gewinn ein.	 ó

û  Dr. Björn Hacker ist Professor für Wirtschaftspolitik an der Hochschu-
le für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin.
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Debatten über Partizipation stehen hoch 
im Kurs. Für Aufsehen sorgt nun der Belgier 
David van Reybrouck mit seinem Plädoyer 
„Gegen Wahlen“, das im Original bereits 2013 
erschien und nun erstmals auf Deutsch vor-
liegt. Van Reybrouck will zeigen, „warum Ab-
stimmen nicht demokratisch“ ist, wie es im 
Untertitel heißt. Das Spannende daran ist, 
dass er nicht bei der Beschreibung der Symp-
tome der Krise der Demokratie stehen bleibt 
und ihren Ursachen nachgeht, sondern auch 
einen Therapievorschlag parat hat: Die Rück-
kehr zum athenischen Losverfahren.

Die Thesen sind aufsehenerregend, wenn 
auch bisweilen in den demokratie-histo-
rischen Ausschweifungen langatmig. Ein 
knackiges Plädoyer wäre dem provokativen 
Anspruch der Thesen besser gerecht gewor-
den. Aber van Reybrouck ist Demokratie-Akti-
vist und Historiker zugleich. Er will kein reines 
Manifest schreiben, sondern wissenschaft-
lich sauber argumentieren. Dass seine Argu-
mentation ausschließlich in ein Plädoyer für 
Losverfahren mündet, mag jedoch vor allem 
seinem demokratischen Sendungsbewusst-
sein geschuldet sein, anstatt sich mit begrün-
deten Zweifeln argumentativ auseinander-
zusetzen. Und so lässt das Manifest an vielen 
Stellen Einfallstore für kritische Fragen und 
Widerspruch offen.

Das beginnt beim „Paradox der Demokra-
tie“, mit dem van Reybrouck sein Buch ein-
leitet. Dieses sieht er darin, dass noch nie so 
viele Staaten demokratisch verfasst waren 
wie heute, zugleich aber die demokratische 
Begeisterung auf einem historischen Tief-
stand angelangt sei. Wachsendes Misstrauen 
und zunehmende Unzufriedenheit mit der 
Politik, ihren Akteurinnen, Akteuren und Ver-
fahren lassen sich aber auch aus einer Zunah-
me an politischem Interesse erklären. Wo das 

Rezension: Los statt Diskurs
von Robert von Olberg

Interesse groß ist, wird genauer hingeschaut 
und so eher Widerspruch und Unzufrieden-
heit laut.

Auch der Vorwurf, die Demokratie habe 
neben einem Legitimitätsproblem auch ein 
Effi zienzproblem, ist fragwürdig. Ist Effi zi-
enz ein Anspruch, den man an Wahlen for-
mulieren sollte? Effi zienz ist ein Anspruch 
an die Politik, in dem Sinne, als dass Politik 
Handlungsfähigkeit beweisen muss. Dazu 
zählt auch der Umgang mit durch Wahlen 
zustande gekommenen Mehrheitsverhält-
nissen. Van Reybrouck meint, „tatkräftiges 
Regieren wird stets schwieriger“. Als Belgier 
ist er hier gebranntes Kind, denkt man an die 
540-tägige Odyssee der Regierungsbildung 
vor wenigen Jahren zurück. Der Befund kann 
aber auch Ausdruck einer besonders wachen 
demokratischen Öffentlichkeit sein. Das be-
rühmt-berüchtigte „Durchregieren“ wird 
schwierig, wenn es auf den Protest von Bür-
gerinnen und Bürgern trifft. Verlangsamung 
der Prozesse mag ein Effekt sein. Ein anderer 
aber ist, dass sich die politisch Handelnden 

David van Reybrouck
Gegen Wahlen
Warum Abstimmen nicht demokratisch ist

Wallstein Verlag 
Göttingen 2016 
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einer neuen Intensität an Erklärungs- und 
Begründungspflicht ihrer Positionen gegenü-
ber sehen. Dies sollte im Allgemeinen als Ge-
winn für die Demokratie betrachtet werden 
und wäre damit alles andere als ein Beleg für 
die „Machtlosigkeit der Bürger“, die van Rey-
brouck konstatiert.

Ähnlich verhält es sich mit dem Vorwurf 
gegen das elektoral-repräsentative System. 
Es stimmt: Wahlen allein machen noch keine 
Demokratie. Dass in autokratischen Einpar-
teiensystemen symbolische „Wahlen“ ab-
gehalten werden, ist der beste Beleg dafür. 
Doch van Reybrouck kritisiert, dass Wahlen, 
ursprünglich zur Herstellung von Einstimmig-
keit gedacht (z.B. im vatikanischen Konklave), 
heute zu Arenen der politischen Auseinan-
dersetzung geworden seien. Wird in diesen 
Arenen der Wettstreit um das bessere, über-
zeugendere Argument ausgetragen, so ist 
dies in höchstem Maße demokratisch. Verant-
wortlich für die von ihm kritisierte Tendenz 
sieht van Reybrouck auch die Medien. Sie sind 
jedoch im Bestfall Garanten einer kritischen 
Öffentlichkeit, die die Begründungspflicht po-
litischer Entscheidungen anmahnen. 

Van Reybrouck sieht in Wahlen Abstim-
mungen über Namen und Listen. Dass im 
Vorfeld einer Wahl auch deutlich gemacht 
wird, dass sich hinter diesen Namen oder Par-
teikürzeln politische Alternativen verbergen, 
über die die Wählerinnen und Wähler ent-
scheiden, übersieht er. Oder er will sich dem 
weit verbreiteten Vorwurf anschließen, diese 
Alternativen würden zunehmend unscharf. 
Das wäre eine andere, notwendige Debatte, 
die van Reybrouck so aber nicht führt.

Noch mal zurück zu der unzulässigen 
Gleichsetzung von Wahlen und Demokratie. 
Die Parteiendemokratie, in der turnusmäßig 
über die Verteilung der Macht abgestimmt 
wird, reduziert sich nicht auf Abstimmungen 
allein. Zu ihr gehört auch die Aufforderung an 
die Bürgerinnen und Bürger zur Einmischung. 

Eine Form der Einmischung ist das Engage-
ment in einer Partei. Die Wahl-Demokratie 
verdammt die Bürgerinnen und Bürger nicht 
zur Passivität. Auch deshalb machen Wahlen 
allein noch keine Demokratie aus.

van Reybroucks Therapie gegen die Krise 
der Demokratie lautet, das politische System 
so umzukrempeln, dass Losverfahren zum 
Einsatz kommen und Wahlen ergänzen oder 
sogar ersetzen. Per Los und Zufallsprinzip sol-
len legislative Gremien zusammengesetzt 
werden. Die Planungszelle aus zufällig ausge-
losten Bürgerinnen und Bürgern, die über ein 
neues Verkehrskonzept in einer Stadt berät, 
oder der aus dem Querschnitt der Bevölke-
rung ausgeloste Verfassungskonvent zur Än-
derung des Wahlrechts. Auf jede und jeden 
kann das Los fallen. Die Chancen zur Beteili-
gung wachsen erheblich und sind gleich ver-
teilt. Doch entfällt auch die demokratische 
Freiheit, sich bewusst nicht zu beteiligen. 
Doch viel wesentlicher ist ein weiteres de-
mokratisches Prinzip, das entfällt: Legitimität 
wird hier durch Verfahren hergestellt. Das 
Werben um Zustimmung und Akzeptanz 
für Entscheidungen entfällt jedoch weitge-
hend. Die politische Arena ist überflüssig, das 
schwarze Brett als Verkündungsorgan reicht 
aus. Der Diskurs bleibt auf die Planungszelle 
oder den Verfassungskonvent beschränkt. In 
diesem Punkt ergibt sich ein neues demokra-
tisches Defizit.	 ó

û  Robert von Olberg ist Politikwissenschaftler und Vorsitzender der 
SPD Münster.
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Rezension: Sozialismus und das Kommunistische
von Thilo Scholle

Den Einstieg ins Thema in Klaus von Beymes 
Sozialismus-Buch bildet eine kurze Wortge-
schichte der Begriffe „Sozialismus“ und „Kom-
munismus“: Eine präzise inhaltliche Abgren-
zung kann der Autor nicht feststellen, eher eine 
je nach Epoche und Urheber unterschiedliche 
politische Verwendung, die sowohl denunzie-
rend wie auch affi rmativ gemeint sein konnte 
– ein Ergebnis, dass auch die im zweiten vorzu-
stellenden Band („Das Kommunistische“) ver-
sammelten Texte tragen könnten.

Etwas irritierend ist die Feststellung des 
Autors, die „Dominanz, die der Marxismus-Le-
ninismus erlangte, hat für fast hundert Jahre 
die Vielfalt der sozialistischen Theorien in der 
Forschung wie in den politischen Bewegungen 
verdunkelt“. Nun dürfte dies für den Herr-
schaftsbereich marxistisch-leninistischer Par-
teien tatsächlich gelten. Als allgemeingültige 
These ist die Feststellung aber zu stark. Schwer 
nachvollziehbar ist auch die Zusammenstel-
lung einer Überblickstabelle, in der zur Katego-
rie „Marxismus-Leninismus“ neben Marx und 
Engels – auch schon fragwürdig genug – auch 
noch Rosa Luxemburg und Karl Korsch zuge-
ordnet werden. Im weiteren Text erfolgt die 
Darstellung des Denkens von Marx und Engels 
sowie derer, die sich auf die Ansätze der bei-
den bezogen allerdings deutlich differenzier-
ter und interessanter.

Eingeteilt ist die weitere Darstellung in die 
Kapitel Frühsozialismus, Anarchismus, Marxis-
mus und „Sozialdemokratismus“. Etwas lose an-
gehängt wirkt ein Kapitel am Ende des Bandes, 
in dem u.a. Wege von Liberalismus, Konser-
vativismus, Sozialismus und Kommunismus 
zu einem parlamentarisch-demokratischen 
Grundkonsens in Europa sowie sozio-demogra-
phische Betrachtungen zu sozialistischen bzw. 
kommunistischen wie auch zu konservativen 
Politikern und Theoretikern vorgestellt werden.

Die Darstellung zu Marx und Engels ist über-
wiegend ausgewogen. Die Beiträge von Marx 
zur soziologischen Theorie hätten in einer Wis-
senssoziologie, die sich den sozialen Grundla-
gen des Denkens, Erkennens und der Ideologien 
gewidmet habe, sowie in der Klassentheorie 
als Grundlage einer politischen Theorie sozialer 
Veränderungen bestanden. Eine positive Ab-
grenzung erfolgt auch zum Denken Lenins, den 
der Autor nicht aus der intellektuellen Verant-
wortung für manche Anschlüsse durch den 
Stalinismus entlässt. Unklar und teilweise ver-
kürzt ist die Einordnung von Marx als Ökonom, 
etwa wenn der Autor festhält, in der Ökonomie 
sei das Festhalten an der Arbeitswertlehre eine 
lässliche Sünde gewesen, aber nur wenig tiefere 
Diskussion der ökonomietheoretischen Debat-
ten rund um Marx anbietet. Ausführlich wer-
den einige Stränge des russischen Marxismus 
erläutert, eher schlecht kommt dabei Leo Trotzki 
weg, den der Autor wohl vor allem für einen in 
der Mischung zwischen politischem Strategen 
und politischem Theoretiker unklaren und teil-

Klaus von Beyme
Sozialismus
Theorien des Sozialismus, 
Anarchismus und 
Kommunismus im Zeitalter 
der Ideologien 1789 – 1945
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357 Seiten, 26.99 €

Lutz Brangsch/ 
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û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.

weise intellektuell unglaubwürdigen Akteur 
hält. Durchaus fair und ausgewogen erfolgt bei-
spielsweise die Darstellung Karl Kautskys in der 
Rubrik des „Sozialdemokratismus“. Insgesamt 
bietet der Band einen pointierten und lesens-
werten Überblick. Schade ist in Bezug auf die 
marxistisch orientierten Denker u.a. das kom-
plette Fehlen einiger wichtiger Theoriestränge, 
beispielsweise des Austromarxismus – die zu-
dem auch noch interessante Anschlussmöglich-
keiten auch für aktuelle Weiterentwicklungen 
geboten hätten.

Das Kommunistische

An eine Mischung aus historischer Rekons-
truktion und vorsichtigen Versuchen einer Ak-
tualisierung machen sich die Herausgeber und 
Autorinnen des Sammelbandes „Das Kommu-
nistische“. Wer vom Kapitalismus spreche, könne 
vom Kommunismus als dessen entscheidendem 
Widerpart nicht schweigen. Allerdings neh-
men die Herausgeber in ihrer Einleitung gleich 
eine wichtige semantische Änderung vor, die 
die Diskussion von der parteikommunistischen 
Traditionslinie – und damit ihren dramatischen 
Verirrungen und Verbrechen – wegziehen soll: 
Gesprochen wird nicht vom „Kommunismus“, 
sondern vom „Kommunistischen“. Historisch 
habe es sehr verschiedene Ansätze, Projekte, 
Versuche und Utopien wie Theorien, die sich 
als kommunistisch bezeichnet hätten, gege-
ben. Das Buch versuche, „das Gemeinsame im 
Verschiedenen und das Verschiedene im Ge-
meinsamen aufzuzeigen, das kommunistisch 
genannt“ werde. Die versammelten 14 Beiträge 
sind durchweg gut geschrieben und lesenswert. 

Fragwürdig ist eine in zwei Beiträgen von Lutz 
Brangsch aufscheinende Interpretation der Aus-
einandersetzungen insbesondere zwischen Karl 
Kautsky und den Sowjet-Kommunisten. Kautsky 
und der Sozialdemokratie wird hier unterstellt, 
ihre Ablehnung einer ökonomischen Realisie-
rung des Kommunismus nach dem 1. Weltkrieg 
habe auf der Einschätzung beruht, die Arbeiter 
seien noch nicht fähig, die Produktion selbst zu 

leiten, und müssten erst noch viel mehr lernen. 
Als Ergebnis der Revisionismusdebatten habe 
die Postulierung der ökonomischen Unmöglich-
keit des Kommunismus gestanden. Die Fest-
stellung „hier bricht die Sozialdemokratie offen 
mit dem kommunistischen Emanzipationsan-
spruch“ ist dann doch eine recht kühne Behaup-
tung, da der Autor zunächst sämtliche Debatten 
in der Weimarer Sozialdemokratie um „Organi-
sierten Kapitalismus“ und Wege der Transfor-
mation einfach ausblendet – und zugleich nicht 
die Frage stellt, ob die Entwicklung der Sow-
jet-Union denn tatsächlich die Einlösung eines 
„kommunistischen Emanzipationsanspruchs“ 
war. Michael Brie ist hier differenzierter, wenn er 
in Bezug auf die kommunistischen Parteien fest-
hält, sie hätten sich zwar dazu geeignet, unter 
den Umständen von Krieg und Bürgerkrieg die 
Macht zu ergreifen, zugleich habe der Emanzi-
pationsanspruch aber jeden dauerhaften Fort-
schritt auf dem Weg der Befreiung unmöglich 
gemacht: „Der Schrecken des Leninismus liegt 
darin, dass er mit der wichtigsten Maxime der 
Aufklärung gebrochen hatte und Menschen wie 
Sachen behandelte, als bloßes Mittel und nicht 
auch als Selbstzweck. (…) Der Stalinismus wurde 
erst möglich, weil sich in der kommunistischen 
Bewegung der Leninismus durchgesetzt hatte.“

Bini Adamczak versucht sich an einer Aktuali-
sierung des Kommunistischen, landet im Ergeb-
nis aber nicht bei viel mehr als einem positiven 
Blick auf die Occupy-Bewegung. Fragwürdig ist 
der Beitrag von Friederike Habermann, die über 
„Commonismus“ und den vermeintlichen Lö-
sungsweg, das Geld abzuschaffen, spekuliert. 
Insgesamt bieten die Beiträge im Band einen in-
teressanten Überblick über Ansätze kommunis-
tischen Denkens, auch wenn zur Aktualisierung 
von Begriff und Bewegung(en) offensichtlich 
noch eine weitere Debatte nötig ist. Deutlich 
wird, dass an vielen Stellen durchaus historische 
wie aktuelle Schnittmengen und Überschnei-
dungen zu sozialistischen und anderen emanzi-
patorischen Perspektiven bestehen.	 ó
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Der intellektuelle Denkzusammenhang des 
Austromarxismus in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts zählt sicherlich zu den bedeu-
tendsten Phasen der Entwicklung marxistischen 
Denkens überhaupt. Verbindendes Element der 
im Einzelnen durchaus unterschiedlichen Denk-
ansätze dieser Gruppe war ein Verständnis 
von Marxismus als Sozialwissenschaft. Damit 
unterschied sich dieser Zusammenhang poli-
tischer DenkerInnen und PraktikerInnen doch 
klar von einigen anderen, sich auf Marxsches 
Denken berufenden Strömungen. Trotzdem ist 
die historische Bearbeitung dieser Phase und 
mehr noch die Suche nach aktuellen Anschlüs-
sen und Weiterentwicklungen in den letzten 
Jahren ausgesprochen gering geblieben. Umso 
erfreulicher ist, dass Richard Saage, bis 2006 
Professor für Politische Theorie und Ideenge-
schichte an der Universität Halle, nun Karl Ren-
ner (1870 – 1950) eine umfassende intellektuelle 
Biografi e gewidmet hat.

Renner, erster Kanzler der neuen österrei-
chischen Republik nach Aufl ösung der K.-u.-
K.-Monarchie und zugleich erster Präsident 
Österreichs nach der Befreiung vom Faschis-
mus, gehörte in der Betrachtung aus Sicht 
sozialdemokratischer Linker bereits zu Leb-
zeiten zu den kontroverseren Personen und 
wurde als Vertreter des „rechten“ Flügels des 
Austromarxismus eingeordnet. Als zumindest 
widersprüchlich wurde auch sein Verhalten 
während der NS-Diktatur – hier sprach er sich 
öffentlich für einen Anschluss Österreichs an 
Deutschland aus – sowie seine zögerliche Hal-
tung in Bezug auf die Rückkehr vertriebener 
Jüdinnen und Juden nach Österreich nach 
dem Ende der Diktatur eingeordnet.

Richard Saage tritt mit dem Anspruch an, 
eine ausgewogene und die intellektuelle Ent-
wicklung Renners nachzeichnende Darstel-
lung seines Lebenswegs zu geben. Ziel sei, den 

Richard Saage
Der erste Präsident
Karl Renner – eine politische Biografi e

Paul Zsolnay Verlag, 
Wien 2016
415 Seiten, 26 Euro

Rezension: Richard Saage: Der erste Präsident – Karl Renner
von Thilo Scholle

„ganzen“ Renner darzustellen: den praktischen 
Politiker in seinem historischen Kontext und 
den führenden Austromarxisten mit einem un-
verkennbaren persönlichen Profi l. Renner sei 
weder reiner Theoretiker noch ein theorieloser 
Pragmatiker gewesen. Saage beginnt seine 
Darstellung mit der Entwicklung des aus ei-
ner bäuerlichen und später verarmten Familie 
stammenden Renner hin zur  Sozialdemokratie. 
Als Student in Wien gehörte er mit Otto Bauer, 
Rudolf Hilferding Max Adler und anderen zu den 
Begründern der austromarxistischen Denkrich-
tung, zu der er mit der im Jahr 1904 zunächst 
unter Pseudonym erschienen Studie „Die soziale 
Funktion der Rechtsinstitute, insbesondere des 
Eigentums“ sowie weiteren Schriften insbeson-
dere zu einer materialistischen Rechtssoziologie 
einen eigenen und originellen Beitrag leistete. 
Mit den anderen Austromarxisten habe Renner 
die Prämisse geteilt, den Marxismus als gesell-
schaftskritische Methode zu verstehen, die sich 
vor allem dadurch bewähren müsse, dass sie 
auf wirtschaftliche, gesellschaftliche und poli-
tische Phänomene angewandt werden müsse, 
die Marx zu seinen Lebzeiten noch gar nicht 
habe vorfi nden können. An mehreren Stellen 
im Buch hält Saage fest, dass Renner sich bis an 
sein Lebensende in diesem Sinne als Marxist 
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verstanden habe, unabhängig davon, wie seine 
öffentliche Wahrnehmung zu dem jeweiligen 
Zeitpunkt mehrheitlich war.

Renners Aufstieg in der Partei begann wäh-
rend des Ersten Weltkriegs, wo er zur kriegs-
befürwortenden Fraktion innerhalb der ös-
terreichischen Sozialdemokratie zählte. Mit 
„Marxismus, Krieg und Internationale“ sei in 
dieser Zeit auch die Schrift entstanden, die in 
vielen Aspekten für Renners Denken auch bis in 
die Zweite Republik hinein Bestand haben soll-
ten. Renner habe sein Marxismusverständnis als 
„induktive Methode“ beschrieben, als vorurteils-
freier Fokus auf empirische Detailfragen. Erst 
im Durchgang durch die Fülle der Einzelfakten 
könnten im Licht der Marx’schen Methoden die 
Strukturen der gesellschaftlichen Verhältnisse 
sichtbar gemacht werden. Eine deduktive, rein 
begriffliche Ausweitung des Systems führe in 
eine Sackgasse.

Politisch habe Renner nach Kriegsende auf ei-
nen „übernationalen Staat“ gesetzt, der die bis-
herigen K.-u.-K.-Länder umfassen sollte. Mit der 
Rückkehr Otto Bauers aus russischer Kriegsge-
fangenschaft sei Renner als führender Theoreti-
ker der Partei in den Hintergrund getreten. In der 
Ausnahmesituation der jungen österreichischen 
Republik habe Renner für eine „kompromiss-
betonte Zivilisierung des Klassenkampfes zwi-
schen dem bürgerlichen und dem proletarischen 
Lager“ gestanden, die einen Opportunismus der 
Mittel, nicht der politischen Ziele, eingeschlos-
sen habe. Das Genossenschaftswesen habe in 
diesem Kontext eine besondere Rolle gespielt, 
etwas selbst zu erwirtschaften sei für die Ar-
beiterbewegung auch Teil der inneren Aufbau-
arbeit. Revolution heute sei die Durchsetzung 
eines „neuen gesellschaftlichen Prinzips“, das 
nicht durch Gewalt, sondern durch konkrete so-
ziale Verwaltung zum Durchbruch gelange. Der 
Staat sei in diesem Zusammenhang die wich-
tigste Art der sozialen Gemeinschaft.

Renners „Ja“ zum Anschluss Österreichs an 
Deutschland im Jahr 1938 sei bewusst erfolgt. 

Geleitet hätten Renner vor allem wirtschafts-
politische Überlegungen der geringen ökono-
mischen Überlebensfähigkeit Österreichs sowie 
die Annahme, dass das Dritte Reiche eine insta-
bile, nicht auf Dauer gestellte Diktatur sei. Saage 
hält fest, diese „Historisierung“ könne vielleicht 
zum besseren Verständnis des Renner’schen 
Verhaltens beitragen, exkulpieren könne sie ihn 
nicht. Sehr kritisch kommentiert Saage auch 
Renners maßgebliche Urheberschaft an der Vor-
stellung von Österreich als „erstem Opfer des 
Faschismus“, das sich mittel- und langfristig als 
gravierendes Legitimationsdefizit der jungen 
Republik erwiesen habe und auch mit einer Mar-
ginalisierung des Widerstandes gegen den Na-
tionalsozialismus sowie der Shoah einherging. 
Zwar habe Renners Verhalten nicht auf antise-
mitischen Einstellungsmustern basiert, höchst 
problematisch sei es im Ergebnis aber trotzdem 
gewesen. Insgesamt beschreibt Saage Karl Ren-
ner für die Gründungsphase der Zweiten Repu-
blik als einen umsichtigen Staatslenker, dem es 
im Umgang gerade mit der sowjetischen Besat-
zungsmacht gelang, neuen Spielraum für die ös-
terreichische Politik zu gewinnen.

Richard Saage ist eine Biografie Renners ge-
lungen, die nicht nur gut geschrieben ist, son-
dern die auch den vom Autor selbst vorgege-
benen Anspruch einlöst, und auf prägnante Art 
und Weise persönlichen Lebensweg, praktisches 
Handeln und intellektuelle Entwicklung Renners 
nachzeichnet und politisch-gesellschaftlich ein-
ordnet. Ohne Widersprüche und Ambivalenzen 
in der Entwicklung und im persönlichen Han-
deln Renners zu leugnen, gelingt so nicht nur ein 
gute Darstellung des praktischen Politikers Ren-
ner, sondern auch eine pointierte Darstellung 
Renners als politischem Denker und Theoretiker. 
Es wäre sehr zu wünschen, dass die inhaltliche 
Beschäftigung mit austromarxistischem Den-
ken und ihren Protagonistinnen und Protagonis-
ten weitergeht. Mit seinem vorliegenden Buch 
leistet Richard Saage jedenfalls einen guten Bei-
trag zu einem solchen Unterfangen.	 ó

û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

Wie weiter bei  
CETA und Rente?
von Hilde Mattheis

Das bestimmende Thema der vergangenen 
Wochen in der Partei war sicherlich CETA. Das 
geplante kanadisch-europäische Handelsab-
kommen bewegt die Gemüter immer noch. Die 
DL21 hat sich schon seit mehreren Jahren inten-
siv mit den Handelsabkommen beschäftigt und 
war zufrieden mit dem Konvent von 2014, der 
klare Bedingungen für zukünftige Handelsab-
kommen gestellt hat. Wir haben gemeinsam 
mit vielen anderen Genossinnen und Genossen 
erwartet, dass diese roten Linien umgesetzt 
bzw. eingehalten werden, denn sie bilden sozi-
aldemokratische Grundüberzeugungen ab. Die 
SPD hat klar formuliert, dass sie einen Fairhandel 
statt Freihandel will.

Die zahlreichen Bewertungen und Analy-
sen, die nach der Veröffentlichung des finalen 
CETA-Textes erschienen, machten klar: Mehrere 
unserer roten Linien sind nicht eingehalten. Das 
heißt nicht, dass keine Verbesserungen erreicht 
wurden. Diese betreffen vornehmlich den In-
vestitionsschutz, in dem vor allem durch die 
SPD ein Investment-Court-System (ICS), d.h. ein 
ständiger Investitionsgerichtshof eingeführt 
wurde, der das bestehende intransparente Sys-
tem ablösen soll. Dies ist zweifellos eine Ver-
besserung. Gleichzeitig stellt z.B. der Deutsche 
Richterbund fest, dass auch dieses neue System 
nicht den Anforderungen an die Unabhängig-
keit von Richtern entspricht. Solange Richter 
in einem solchen Gerichtshof vornehmlich pro 
Fall bezahlt werden und nicht ein permanentes 
Salär erhalten, besteht die finanzielle Abhän-
gigkeit und das finanzielle Interesse, möglichst 
viele Fälle zu verhandeln. Dies hat mit normalen 

rechtlichen Verfahren auf europäischer Ebe-
ne oder in Deutschland nichts zu tun. Andere 
problematische Punkte in CETA betreffen die 
sog. regulatorische Kooperation, ein möglicher 
Angriff auf das Vorsorgeprinzip, der unklare 
Schutz der Daseinsvorsorge durch die Negativ-
liste und eine Sperrklinkenklausel bei Dienst-
leistungsliberalisierungen und die schwachen 
Sanktionsmechanismen bei Nichteinhaltung 
der ILO-Kernarbeitsnormen. All diese Dinge hat 
die SPD 2014 eingefordert. Sie finden sich aber in 
CETA nicht wieder, wie der Parteivorstand in sei-
ner Beschlussvorlage für den Parteikonvent am 
19.09.2016 selbst formuliert hat.

Angesichts dieser Situation sind die wei-
teren Entscheidungen zu CETA ungewiss. Klar 
ist, das wir für Nachbesserungen politischen 
Druck brauchen, da wir uns bereits in der Rati-
fizierungsphase des Abkommens befinden und 
sowohl der Kommissionspräsident Juncker als 
auch die kanadische Handelsministerin Freeland 
Nachverhandlungen abgelehnt haben. Der Par-
teivorstand wollte diesen Druck leider nicht auf-
bauen. Er hat sich in seinem Antrag in schwam-
mige Formulierungen geflüchtet, die besagen, 
dass die Abgeordneten im Europäischen Parla-
ment und im Bundestag „prüfen“ und „klären“ 
sollen. Ein Delegierter hat auf dem Konvent zu-
recht gefragt, was denn passiere, wenn die Ab-
geordneten ihre Prüfung vollzogen haben und 
zu dem Schluss kommen, dass die bestehenden 
Formulierungen in CETA so nicht tragbar sind für 
die Sozialdemokratie? Wenn die Prüfung eines 
Vertrages nur zum Schein vorgenommen wird, 
da man sowieso zustimmen will, dann blenden 
wir gerade die Öffentlichkeit, die GenossInnen 
und die Abgeordneten, die den Wunsch haben, 
CETA zu verbessern. Wie diese Position glaub-
haft der Öffentlichkeit präsentiert werden soll, 
ist ein Rätsel. Diese Diskussion müssen wir par-
teiintern führen, auch unter uns Linke. 

Inzwischen hat das Bundesverfassungsge-
richt ein Urteil zu den Eilanträgen gegen die 
vorläufige Anwendung des Freihandelsabkom-
mens CETA getroffen. 
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û  Hilde Mattheis (MdB) ist stellvertretende Landesvorsitzende der Ba-
den-Württemberger SPD und Vorsitzende des Forums DL 21 – Die Linke 
in der SPD.

Die KlägerInnen sehen das Urteil als Erfolg, 
da es für die Bundesregierung nicht einfach sein 
wird, alle vom Gericht gestellten Bedingungen 
für eine Zustimmung zu CETA zu erfüllen. Al-
lerdings ist fraglich, inwiefern das einseitige 
Kündigungsrecht, das die Richter Deutschland 
eingeräumt haben, auch umsetzbar ist.

Wir müssen als SPD glaubhaft zu unserer 
Position stehen. Das nächste Thema dieser Grö-
ßenordnung wird die Debatte um das Renten-
niveau sein. Flankiert von der Rentenkampagne 
der Gewerkschaften wird der Rentenbericht 
der Bundesregierung Ausgangspunkt unserer 
Debatten sein. Die Bevölkerung wartet auf ein 
eindeutiges Signal, dass die Bekämpfung von 
Altersarmut für uns höchste Priorität hat. Das 
macht sich am konkreten Ziel eines Rentenni-
veaus von mindestens 52 Prozent fest. 

Veranstaltungen der DL

Auch in der zweiten Jahreshälfte bieten wir 
wieder zahlreiche Veranstaltungen an:

Am 19. Oktober 2016 fragen wir im DL-Dia-
log was eine mögliche Arbeitszeitverkürzung 
zu mehr Geschlechtergerechtigkeit beitragen 
kann.

Am 4./5. November 2016 werden wir ge-
meinsam mit der spw unsere Herbsttagung 
in Hamburg abhalten. Auf der Tagung wird es 
um unsere Positionierung für die Bundestags-
wahl 2017 gehen. Die Einladung findet sich auf 
unserer Internetseite. Wer schon jetzt ein Ho-
telzimmer buchen möchte, kann dies zum Bei-
spiel im Ibis Budget machen. Wir haben dort 
auch unter der Reservierungsnummer 247471 
ein Abrufkontingent für euch eingerichtet. Wir 
bitten für die Tagung um eine Anmeldung an 
info@forum-dl21.de.

Die R2G Gespräche nehmen Fahrt auf. Die DL 
organisiert bereits seit Jahren am Ende jeder Ta-
gung eine rot-rot-grüne Runde, so auch bei der 
nächsten Tagung in Hamburg. Jetzt haben stell-

vertretende Fraktionsvorsitzende einen Kreis 
von 90 Leuten aus allen drei Parteien zusam-
mengeholt. Das ist sicher ein weiterer wichtiger 
Schritt eines gegenseitigen inhaltlichen Austau-
sches. Das darf aber nicht ausschließlich eine 
Schaufensterveranstaltung sein. Wir brauchen 
ein alternatives linkes Reformprojekt mit dem 
wir Wählerinnen und Wähler überzeugen.

In unseren Themenforen bereiten wir diese 
inhaltliche Ausrichtung vor, bei der Herbstta-
gung wollen wir inhaltliche Schwerpunkte be-
schließen. Wir laden herzlich zur Mitarbeit ein.

Schließlich wollen wir euch noch auf un-
seren DL-Dialog mit unserer Generalsekretä-
rin Katarina Barley hinweisen. Wir freuen uns 
sehr, dass sie sich am 9. November 2016 Zeit 
nehmen wird, mit uns über das Thema „Die 
SPD im Wahljahr 2017“ zu sprechen. 	 ó

Veranstaltungsbericht DL21-Gerechtigkeits-
tagung 

Am 8. Oktober 2016 fand unsere Gerech-
tigkeitstagung unter dem Motto „Wie gibt’s 
mehr Gerechtigkeit?“ im DGB-Haus in Mann-
heim statt.

Zur Gerechtigkeitstagung luden die Regio-
nalgruppen Hessen, Bayern, Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Saarland des Forums 
Demokratische Linke ein. Gemeinsam mit den 
Referenten Prof. Dr. Krämer von der Hochschule 
Karlsruhe, Christoph Ehlscheid von der IG Metall 
und Stefan Körzell vom DGB-Bundesvorstand, 
diskutierten die Mitglieder die Themenbereiche 
Steuern, Sozialversicherungen und öffentliche 
Daseinsvorsorge. Im Laufe der Debatte wurde 
schnell klar: Die SPD braucht den Mut, Miss-
stände klar zu benennen und darf bei Gegen-
wind nicht wackeln.Die Bürgerinnen und Bür-
ger nehmen vor allem bei den Themen Rente 
und Krankenversicherung große Ungerechtig-
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keiten wahr. Die Schieflage bei Einkommens-
schwachen gegenüber Einkommensstarken 
macht sich besonders bei der Krankenversiche-
rung bemerkbar. Die Parität hingegen wird als 
gerecht wahrgenommen und muss deshalb 
wieder Standard werden. Das wirkt auch frie-
densstiftend in die Gesellschaft hinein. Mit ei-
ner Kampagne zur Parität möchte die IG Metall 
im Herbst die Debatte weiterführen.

Im Themenbereich Rente gab es eine ange-
regte Debatte. Das Rentenniveau sinkt stetig. Al-
tersarmut und der sozialer Abstieg treffen breite 
Schichten der Bevölkerung. Dies gilt auch im-
mer öfter für Facharbeiter. Gleichzeitig soll das 
Renten-Gap zu einem immer größeren Anteil 
durch private Altersvorsorge gedeckt werden, 
was nur bei einer hohen Sparquote und Rendite 
funktioniert. Vielmehr müsste in diesem Bereich 
ein Strategiewechsel erfolgen. Die Stärkung der 
gesetzlichen Rente sollte dabei im Mittelpunkt 
stehen. Eine betriebliche Altersversorgung sollte 
nur als Ergänzung, nicht als Ersatz dienen.

Beim Thema Steuern waren sich die Dis-
kutanten einig: die Einkommensteuer ist die 
gerechteste Steuer mit der größten Umvertei-
lungswirkung. Arbeit sollte nicht stärker be-
steuert werden als Kapital. Gleichzeitig sollten 
bei einer Steuererhöhung die direkten Steuern 
erhöht werden und nicht die indirekten, z-B. 
über die Mehrwertsteuer. Die Abgeltungssteuer 
muss abgeschafft werden. Den Spitzeneinkom-
menssteuersatz könne man bis auf 65 Prozent 
erhöhen, das wäre wirtschaftlich unschädlich, 
so Prof. Dr. Hagen Krämer von der Hochschule 
Karlsruhe. Die Bekämpfung von Steuerhinter-
ziehung ist ein weiterer wichtiger Punkt zu mehr 
Steuergerechtigkeit. Die europäische Steuerpo-
litik muss gerechter und solidarischer werden. 
Die Progression muss ausgebaut werden. Eine 
einmalige Vermögensabgabe könnte zum Ab-
bau der Staatsverschuldung genutzt werden.

Die Tagung hat einmal mehr gezeigt, wo 
der Fokus der SPD jetzt liegen muss. Inhaltliche 
Debatten müssen dabei vor Personaldebatten 

gehen. Ferner darf die SPD nicht kleinmütig 
sein und muss große Themenkomplexe wie z.B. 
Rente anpacken. Mit ihren Positionen darf die 
Partei nicht wackeln oder dem Druck von kon-
servativen Kräften nachgeben. Die SPD hat in 
zentralen Gerechtigkeitsfragen Rückenwind von 
den Gewerkschaften und Sozialverbänden. Jede 
Studie zeigt, dass die Menschen von der SPD 
mutige Antworten, statt kleine Reformen er-
warten. Das muss sich auch im Wahlprogramm 
widerspiegeln!

Publikation
WSI-Verteilungsbericht 2016: Soziale Mo-
bilität nimmt weiter ab

„Die Einkommensverteilung in Deutschland 
wird zunehmend undurchlässiger,“ stellt das 
WSI in seinem Verteilungsbericht für das Jahr 
2016 fest. Armut und Reichtum verstetigen sich 
danach immer mehr. In dem Bericht wird die 
Entwicklung der Einkommensmobilität in West- 
und Ostdeutschland seit dem Mauerfall darge-
stellt. Es zeige sich, dass sich die Verteilung der 
Einkommen enorm verstetigt habe. Davon sei 
vor allem Ostdeutschland betroffen. Dort sei die 
„Durchlässigkeit zwischen Einkommensklassen 
seit der Wiedervereinigung stark rückläufig,“ 
heißt es in der Kurzzusammenfassung des Be-
richtes. Wer ein hohes Einkommen habe, werde 
seine soziale Besserstellung mit immer größerer 
Wahrscheinlichkeit auch halten können. Umge-
kehrt werde es für diejenigen, die wenig Geld 
zur Verfügung haben, immer schwieriger, ihre 
Lage zu verbessern. Die Zahl derer, die dauer-
haft in Armut leben, steige so immer weiter an. 
Als Gegenmaßnahme sei eine stärkere Umver-
teilung über Steuern und die Verringerung von 
Langzeitarbeitslosigkeit geboten. Vor allem aber 
seien die Ungleichheiten im Bildungssystem un-
bedingt abzubauen.

˘	WSI-Verteilungsbericht 2016.  
Reihe: WSI Report, Nr. 31, Oktober 2016.  
Düsseldorf: 2016, ISSN: 2366-7079. 18 Seiten, 
http://www.boeckler.de/wsi_5066.htm
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